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Diese Informationen geben Ihnen einen ersten Überblick über die gewünschte Versicherung. Sie sind nicht
abschließend. Der verbindliche Vertragsinhalt ergibt sich ausschließlich aus Ihrem Antrag, dem
Versicherungsschein und den beigefügten Versicherungsbedingungen.

1. Welche Art der Versicherung bieten wir an?

Das gewünschte Produkt ist eine Rentenversicherung mit einem in der Zukunft liegenden Rentenbeginn.

2. Welche Risiken sind versichert, welche sind nicht versichert?

Versichert ist Herr N.N., geb. am 10.09.1983.

Versichert sind insbesondere folgende Leistungen Leistungshöhe

Bei Erleben des 01.09.2050

erhalten Sie eine lebenslange monatliche Rente. Sie können stattdessen eine einmalige Auszahlung des vorhandenen
Gesamtkapitals wählen.

Die Rente, deren Höhe ab Rentenbeginn garantiert ist, berechnen wir aus dem zum 01.09.2050 vorhandenen
Gesamtkapital auf Basis der zu diesem Zeitpunkt maßgebenden Rechnungsgrundlagen. Zur Verfügung steht hierfür zum
Rentenbeginn

mindestens ein Garantiekapital von 42.000,00 EUR

Wenn die zum Rentenbeginn berechnete lebenslange monatliche Rente niedriger sein sollte als die nachstehend
genannte garantierte Mindestrente, erhalten Sie die garantierte Mindestrente.

Die monatliche garantierte Mindestrente beträgt 134,92 EUR

Einzelheiten finden Sie im Teil A Ihrer Versicherungsbedingungen im Baustein Altersvorsorge unter
"Leistungsvoraussetzungen und Leistungsumfang", Unterabschnitt "Welche Leistungen erbringen wir ab
Rentenbeginn?".

Hinweise zu den Gesamtwerten entnehmen Sie bitte Ihrem persönlichen Vorschlag.

Zusätzlich sind Leistungen für den Todesfall vor und nach Rentenbeginn versichert. Die Höhe der Todesfallleistung und
weitere Einzelheiten finden Sie in Ihrem Antrag.
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Besondere Merkmale Ihrer Versicherung
Bei Vertragsabschluss garantieren wir Ihnen eine Mindestrente. Außerdem garantieren wir Ihnen, dass zum
Rentenbeginn mindestens ein Kapital in Höhe der Summe der vereinbarten Beiträge zur Altersvorsorge für die
Verrentung zur Verfügung steht (Garantiekapital bei Erleben).

Die Überschussbeteiligung Ihres Vertrages erhöht bis zum Rentenbeginn das Garantiekapital. Die garantierte
Mindestrente erhöht sich durch die Überschussbeteiligung dagegen nicht.
Die Höhe der ab Rentenbeginn garantierten Rente steht erst ab dem vereinbarten Rentenbeginn fest. Zu diesem
Zeitpunkt berechnen wir die Rente mit den Rechnungsgrundlagen (Rechnungszins und Sterbetafel), die wir zum
gleichen Zeitpunkt für neu abzuschließende vergleichbare Rentenversicherungen mit sofort beginnender Rentenzahlung
bei uns verwenden. Die Rechnungsgrundlagen für die Rente werden also nicht schon bei Vertragsabschluss bestimmt,
sondern erst bei Rentenbeginn.

Beispiel: Bei Rentenbeginn im Jahr 2015 wären in diesem Sinne vergleichbar
- die Sofortrente Klassik mit oder ohne Todesfallleistung nach Tarif R3
- oder die Sofortrente Klassik mit Beitragsrückgewähr nach Tarif R4

Maßgebende Rechnungsgrundlagen zum Rentenbeginn wären in diesem Fall unsere unternehmenseigene Sterbetafel
"AZ 2012 R U" und der Rechnungszins von 1,25 Prozent.

Einzelheiten zu den Garantien bei Vertragsabschluss, der Überschussbeteiligung und der Verrentung zum Rentenbeginn
finden Sie im Teil A Ihrer Versicherungsbedingungen im Baustein Altersvorsorge unter "Leistungsvoraussetzungen und
Leistungsumfang", Unterabschnitt "Welche Leistungen erbringen wir ab Rentenbeginn?" und unter "Leistungen aus der
Überschussbeteiligung".

Die vollständigen Leistungen finden Sie in Ihrem Antrag sowie in Teil A Ihrer Versicherungsbedingungen im Baustein
Altersvorsorge unter "Leistungsvoraussetzungen und Leistungsumfang". Weitere Informationen entnehmen Sie bitte dem
Abschnitt "Welche Leistungen ergeben sich mit der 'Gesetzlich vorgeschriebenen Modellrechnung'?" in den
Versicherungsinformationen.

3. Wie hoch ist der Beitrag, wann muss dieser gezahlt werden und welche Kosten fallen an?

Die Höhe des Beitrages ist abhängig vom konkret gewählten Versicherungsschutz und der Zahlungsweise. Für die
gewünschte Versicherung ergeben sich folgende Daten:

Monatlicher Beitrag

Zu zahlender Beitrag 100,00 EUR

Die Beitragszahlung soll wunschgemäß am 01.09.2015 beginnen. Der erste Beitrag ist unverzüglich nach Abschluss des
Vertrages zu zahlen, jedoch nicht vor dem Zeitpunkt, den wir mit Ihnen für den Beginn des Versicherungsschutzes
vorgesehen haben. Die weiteren Beiträge sind monatlich jeweils am 1. eines Monats und der letzte Beitrag am
01.08.2050 fällig. Zahlen Sie den ersten Beitrag nicht rechtzeitig, beginnt der Versicherungsschutz in der Regel erst mit
Eingang der verspäteten Zahlung bei uns. Außerdem können wir vom Vertrag zurücktreten, solange der erste Beitrag
nicht gezahlt wurde. Zahlen Sie einen der weiteren Beiträge nicht rechtzeitig, gefährden Sie Ihren Versicherungsschutz.
Außerdem können wir den Vertrag unter bestimmten Voraussetzungen kündigen. Die beschriebenen Rechtsfolgen treten
nicht ein, wenn sich die Zahlung ohne Ihr Verschulden verzögert hat.

Nähere Einzelheiten finden Sie in Teil B Ihrer Versicherungsbedingungen unter "Pflichten im Zusammenhang mit der
Beitragszahlung".

In dem bei Vertragsschluss vereinbarten laufenden monatlichen Beitrag sind folgende Kosten einkalkuliert:
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Abschluss- und Vertriebskosten
übrige Kosten

vor Rentenbeginn
(bis 31.08.2050)

Verwaltungskosten
ab Rentenbeginn

(01.09.2050)

für jedes der ersten
5 Versicherungsjahre

insgesamt für jedes Versicherungsjahr für jedes Jahr
des Rentenbezugs

206,23 EUR 1.031,15 EUR 76,28 EUR

davon Verwaltungskosten
46,82 EUR

zusätzlich weitere
Verwaltungskosten

0,40 EUR
je 100 EUR

Deckungskapital

1,75 EUR
je 100 EUR

gezahlte Rente

Die Auswirkung der Kosten auf die Wertentwicklung Ihrer Altersvorsorge stellen wir Ihnen mit Hilfe einer
Gesamtkostenquote, den sogenannten Effektivkosten, dar. Die Effektivkosten geben an, um wie viel sich die jährliche
Wertentwicklung nach Abzug von Abschluss- und Vertriebskosten sowie sämtlichen übrigen Kosten vor Rentenbeginn
reduziert. In den Effektivkosten werden Beitrags- und Überschussanteile, die zur Finanzierung einer Risikoabsicherung
(z. B. Berufsunfähigkeitsvorsorge) verwendet werden, nicht berücksichtigt. Bei der Berechnung der Effektivkosten wird
nur der Beitrag zur Altersvorsorge berücksichtigt.

In den nachfolgend ausgewiesenen Effektivkosten wurden beispielhaft die derzeit gültigen Überschussanteilsätze (Basis
ist die Festlegung für 2015) sowie eine Beteiligung an den Bewertungsreserven unterstellt.

jährliche Wertentwicklung
(vor Abzug der Kosten)

Effektivkosten

4,61 % 0,85 %

Die jährliche Wertentwicklung nach Abzug der Kosten ergibt sich als Differenz aus der jährlichen Wertentwicklung vor
Abzug der Kosten und der Effektivkosten. In der obigen Darstellung beträgt sie 3,76 %.

Alle im Produktinformationsblatt dargestellten Kosten berücksichtigen den bei Vertragsabschluss vereinbarten Beitrag.
Zukünftige Vertragsänderungen wie beispielsweise Zuwachserhöhungen, Zuzahlungen während der Vertragslaufzeit,
Beitragsfreistellungen, Wegfall von Zusatzversicherungen usw., können zu einer entsprechenden Erhöhung oder
Verringerung der dargestellten Kosten führen. Die Gestaltungsmöglichkeiten für diesen Vertrag finden Sie in Teil A Ihrer
Versicherungsbedingungen im Baustein Altersvorsorge unter "Vertragliche Gestaltungsmöglichkeiten".

Bei besonderen Anlässen können nicht in den Beitrag einkalkulierte sonstige Kosten entstehen. Derzeit betragen
beispielsweise die Kosten für die Bearbeitung von Rückläufern im Lastschriftverfahren 3 EUR. Informationen zu diesen
Kosten finden Sie in der beigefügten "Kostenübersicht für zusätzlichen Verwaltungsaufwand".

Weitere Einzelheiten finden Sie in Teil A Ihrer Versicherungsbedingungen im Baustein Altersvorsorge unter "Abschluss-
und Vertriebskosten" sowie in Teil C Ihrer Versicherungsbedingungen unter "Kosten für zusätzlichen
Verwaltungsaufwand".

4. Welche Leistungen sind ausgeschlossen?

Nicht alle Sachverhalte sind versichert. Beispielsweise ist unsere Leistungspflicht im folgenden Fall ganz oder teilweise
ausgeschlossen:

n Stirbt die versicherte Person im Zusammenhang mit kriegerischen Ereignissen, zahlen wir nur die Gesamtleistung
bei Kündigung. Bei der Berechnung dieser Leistung nehmen wir keinen Abzug vor.

Dies ist keine abschließende Darstellung. Nähere Einzelheiten finden Sie in Teil A Ihrer Versicherungsbedingungen im
Baustein Altersvorsorge unter "Leistungsausschlüsse und Leistungseinschränkungen".

Produktinformationsblatt zu einer Presse PrivatRente Perspektive

Tarif: RSKU2U; Herr N.N.
Überschussverwendung während der Aufschubdauer: Kapitalbonus; im Rentenbezug: Überschussrente
11.08.2015/09:31 onl150701/07.15 IVT 285.01(2488) Univ.antrag: 62.455 Produktinformationsblatt 3



5. Welche Pflichten sind bei Vertragsabschluss zu beachten und welche Folgen hat deren Nichtbeachtung?

Sie sind bis zur Abgabe Ihrer Vertragserklärung verpflichtet, alle Ihnen bekannten gefahrerheblichen Umstände, nach
denen der Federführer in Textform gefragt hat, wahrheitsgemäß und vollständig anzuzeigen.

Verletzen Sie Ihre Verpflichtungen, kann dies Konsequenzen für Ihren Versicherungsschutz haben. Unter bestimmten
Voraussetzungen kann der Federführer vom Versicherungsvertrag zurücktreten, leistungsfrei sein, den Vertrag
kündigen, wegen arglistiger Täuschung anfechten oder auch berechtigt sein, den Vertrag zu ändern.

Einzelheiten finden Sie in Teil B Ihrer Versicherungsbedingungen unter "Vorvertragliche Anzeigepflicht" sowie dem
Antrag im Abschnitt "Wichtige Mitteilung über die Folgen einer Anzeigepflichtverletzung nach §19 Abs. 5
Versicherungsvertragsgesetz".

6. Welche Pflichten sind während der Vertragslaufzeit zu beachten und welche Folgen hat deren
Nichtbeachtung?

Sollte sich Ihre Postanschrift oder Ihr Name ändern, teilen Sie dies dem Federführer oder dem Versorgungswerk der
Presse GmbH bitte unverzüglich mit. Fehlende Informationen können den reibungslosen Vertragsablauf beeinträchtigen.

7. Welche Pflichten sind im Leistungsfall/Versicherungsfall zu beachten und welche Folgen hat deren
Nichtbeachtung?

Wenn Sie Leistungen aus dem Versicherungsvertrag beantragen, benötigt der Federführer bestimmte Unterlagen (z. B.
den Versicherungsschein) von Ihnen. Der Tod der versicherten Person ist dem Federführer oder dem Versorgungswerk
der Presse GmbH unverzüglich anzuzeigen.
Solange diese Verpflichtungen nicht erfüllt werden, kann keine Auszahlung von Leistungen erfolgen.

Dies ist keine abschließende Darstellung. Einzelheiten finden Sie in Teil A Ihrer Versicherungsbedingungen im Baustein
Altersvorsorge unter "Ihre Mitwirkungspflichten".

8. Wann beginnt und endet der Versicherungsschutz?

Der Versicherungsschutz soll wunschgemäß am 01.09.2015 beginnen. Voraussetzung dafür ist der Vertragsabschluss
und die rechtzeitige Zahlung des ersten Beitrags.

Nähere Einzelheiten zum Beginn des Versicherungsschutzes finden Sie in Teil C Ihrer Versicherungsbedingungen unter
"Beginn des Versicherungsschutzes".

Die Rentenzahlung soll am 01.09.2050 beginnen.

Der Versicherungsschutz endet bei Tod der versicherten Person oder bei Kündigung des Vertrages. Nähere Angaben
finden Sie in Punkt 2 des Produktinformationsblattes und in Ihrem Antrag.

Weitere Informationen zum Ende des Versicherungsschutzes finden Sie in Teil A Ihrer Versicherungsbedingungen unter
"Leistungsvoraussetzungen und Leistungsumfang" und in Ihrem Antrag.

9. Wie kann der Vertrag beendet werden?

Die Versicherung kann in der Aufschubdauer jederzeit zum Schluss der Versicherungsperiode (ein Monat) schriftlich
gekündigt werden. Der Federführer zahlt dann die Gesamtleistung bei Kündigung aus.

Weitere Informationen finden Sie in Teil A Ihrer Versicherungsbedingungen im Baustein Altersvorsorge unter
"Kündigung".
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Nachfolgend erhalten Sie weitere wichtige Informationen zur gewünschten Versicherung. Sie sind nicht
abschließend. Der verbindliche Vertragsinhalt ergibt sich ausschließlich aus Ihrem Antrag, dem
Versicherungsschein und den beigefügten Versicherungsbedingungen.

Wer ist Ihr Vertragspartner?

Sie schließen den Versicherungsvertrag über das Versorgungswerk der Presse GmbH,
Wilhelmsplatz 8, 70182 Stuttgart, eingetragen im Handelsregister Stuttgart unter der Nummer HRB 6070, mit den
Versicherern:
die Allianz Lebensversicherungs-Aktiengesellschaft (federführender Versicherer),
die AXA Lebensversicherung AG sowie
die HDI Lebensversicherung AG ab.

Die Namen der vertretungsberechtigten Vorstandsmitglieder werden in Ihrem Antrag und Ihrem Versicherungsschein
genannt.

Die Versicherer sind Lebensversicherungsunternehmen und Mitglieder des gesetzlichen Sicherungsfonds für die
Lebensversicherung bei der Protektor Lebensversicherungs-Aktiengesellschaft, Wilhelmstr. 43 G, 10117 Berlin,
Internet: www.protektor-ag.de.

Wie kommt der Vertrag zustande und welches Recht gilt?

Der Vertrag kommt zustande, sobald der Federführer Ihren Antrag angenommen hat. Die Annahme erklärt der
Federführer in der Regel durch die Übersendung des Versicherungsscheins. Sowohl für die Vertragsanbahnung als auch
für die Durchführung des Versicherungsvertrages gilt deutsches Recht. Alle Vertragsunterlagen werden in deutscher
Sprache zur Verfügung gestellt. Auch die gesamte Kommunikation zu Ihrem Vertragsverhältnis erfolgt in deutscher
Sprache.

Was gilt für das Widerrufsrecht?

Sie können Ihre Vertragserklärung innerhalb von 30 Tagen ohne Angabe von Gründen in Textform (z. B. Brief, Fax,
E-Mail) widerrufen. Die Frist beginnt nachdem Sie

n den Versicherungsschein einschließlich der gesetzlich vorgeschriebenen Widerrufsbelehrungen,n die Vertragsbestimmungen einschließlich der Allgemeinen Versicherungsbedingungen undn die weiteren Informationen nach § 7 Abs. 1 und 2 des Versicherungsvertragsgesetzes in Verbindung mit den §§ 1 bis
4 der VVG-Informationspflichtenverordnung, die Sie in diesen Versicherungsinformationen, den
Vertragsbestimmungen sowie bei Verbrauchern im Produktinformationsblatt finden,

jeweils in Textform erhalten haben. Zur Wahrung der Widerrufsfrist genügt die rechtzeitige Absendung des Widerrufs.
Der Widerruf ist zu richten an das Versorgungswerk der Presse GmbH, Postfach 10 50 62, 70044 Stuttgart oder die
Allianz Lebensversicherungs-AG, 10850 Berlin oder die Allianz Lebensversicherungs-AG, Reinsburgstr. 19,
70178 Stuttgart oder per Fax an 0711/2056-121 oder 0800/4 400 104 (aus dem Ausland Fax 0049/89/207002914) oder
per E-Mail an kontakt@presse-versorgung.de oder an Lebensversicherung@Allianz.de.

Im Falle eines wirksamen Widerrufs endet der Versicherungsschutz, und wir erstatten Ihnen den auf die Zeit nach
Zugang des Widerrufs entfallenden Teil der Beiträge, wenn Sie zugestimmt haben, dass der Versicherungsschutz vor
dem Ende der Widerrufsfrist beginnt. Den Teil der Beiträge, der auf die Zeit bis zum Zugang des Widerrufs entfällt,
dürfen wir in diesem Fall einbehalten; dabei handelt es sich um einen Betrag in Höhe von 3,33 Euro pro Tag des
Versicherungsschutzes. Den Rückkaufswert einschließlich der Überschussanteile nach § 169 des
Versicherungsvertragsgesetzes zahlen wir Ihnen aus.

Versicherungsinformationen zu einer Presse PrivatRente Perspektive
über das Versorgungswerk der Presse GmbH bei den Vertragsgesellschaften:
Allianz Lebensversicherungs-AG (federführend)
AXA Lebensversicherung AG; HDI Lebensversicherung AG
vom 11. August 2015

für Herrn N.N.

Tarif: RSKU2U; Herr N.N.
Überschussverwendung während der Aufschubdauer: Kapitalbonus; im Rentenbezug: Überschussrente
11.08.2015/09:31 onl150701/07.15 IVT 285.01(2488) Univ.antrag: 62.455 Versicherungsinformationen 1



Die Erstattung zurückzuzahlender Beträge erfolgt unverzüglich, spätestens 30 Tage nach Zugang des Widerrufs.
Beginnt der Versicherungsschutz nicht vor dem Ende der Widerrufsfrist, hat der wirksame Widerruf zur Folge, dass
empfangene Leistungen zurückzugewähren und gezogene Nutzungen (z. B. Zinsen) herauszugeben sind.

Haben Sie Ihre Vertragserklärung wirksam widerrufen, sind Sie auch an einen mit dem Versicherungsvertrag
zusammenhängenden Vertrag nicht mehr gebunden. Ein zusammenhängender Vertrag liegt vor, wenn er einen Bezug
zu dem widerrufenen Vertrag aufweist und eine Dienstleistung des Versicherers oder eines Dritten auf der Grundlage
einer Vereinbarung zwischen dem Dritten und dem Versicherer betrifft. Eine Vertragsstrafe dürfen wir weder vereinbaren
noch verlangen.

Ihr Widerrufsrecht erlischt, wenn der Vertrag auf Ihren ausdrücklichen Wunsch sowohl von Ihnen als auch von uns
vollständig erfüllt ist, bevor Sie Ihr Widerrufsrecht ausgeübt haben.

Welche Laufzeit gilt für den Vertrag und wie kann dieser beendet werden?

Wie lange Ihr Vertrag läuft und wie Sie oder der Federführer ihn beenden kann, ist in Ihrem Antrag, Ihrem
Versicherungsschein und in Teil A Ihrer Versicherungsbedingungen im Baustein Altersvorsorge unter
"Beitragsfreistellung" und "Kündigung" beschrieben.

An wen können Beschwerden gerichtet werden?

Die Zufriedenheit unserer Kunden steht für uns im Mittelpunkt. Sollten Sie dennoch einmal nicht zufrieden sein, wenden
Sie sich bitte an Ihren Versicherungsvermittler oder auch gerne an den Federführer oder das Versorgungswerk der
Presse. Dies gibt uns die Chance, für Sie eine Lösung zu finden und unseren Service zu optimieren.

Alternativ besteht die Möglichkeit, ein Beschwerdeverfahren beim Ombudsmann für Versicherungen, Anschrift:
Versicherungsombudsmann e. V., Postfach 08 06 32, 10006 Berlin, durchzuführen. Bitte beachten Sie, dass das
Beschwerdeverfahren nur von Verbrauchern durchgeführt werden kann. Zudem darf der Beschwerdewert 100.000 EUR
nicht übersteigen. Sie brauchen die Entscheidung des Ombudsmanns, egal wie sie ausfällt, nicht zu akzeptieren. Ihnen
steht immer noch der Weg zu den Gerichten offen. Entscheidet der Ombudsmann zu Ihren Gunsten, sind wir an diese
Entscheidung gebunden, sofern der Beschwerdewert 10.000 EUR nicht überschreitet. Bei Beschwerden über einen
Versicherungsvermittler oder -berater können Sie sich unabhängig vom Beschwerdewert an den Ombudsmann wenden.
Der Ombudsmann unterbreitet in geeigneten Fällen einen unverbindlichen Schlichtungsvorschlag.

Die Versicherer unterliegen der Aufsicht der Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht (BaFin), Sektor
Versicherungsaufsicht, Graurheindorfer Str. 108, 53117 Bonn, Email: poststelle@bafin.de, Internet: www.bafin.de. Im
Fall einer Beschwerde können Sie sich auch an die BaFin wenden.

Was gilt für die Überschussbeteiligung?

Zusätzlich zu den garantierten Leistungen beteiligen wir Sie und die anderen Versicherungsnehmer nach
§ 153 Versicherungsvertragsgesetz (VVG) an den Überschüssen und den Bewertungsreserven (Überschussbeteiligung).

Bitte beachten Sie, dass die Höhe der Überschussbeteiligung nicht garantiert werden kann.

Die Regelungen zur Überschussbeteiligung finden Sie in Teil A Ihrer Versicherungsbedingungen im Baustein
Altersvorsorge unter "Leistung aus der Überschussbeteiligung".

Welche Überschussgruppen und Untergruppen liegen der Versicherung zugrunde?

Die Versicherungsverträge werden in Überschussgruppen eingeteilt, um eine verursachungsorientierte
Überschussbeteiligung zu gewährleisten. Innerhalb dieser Gruppen werden die Haupt- und Zusatzbausteine
verschiedenen Untergruppen zugeordnet.

Die jeweils festgelegten Überschussanteilsätze können Sie dem Geschäftsbericht des Versorgungswerks der
Presse GmbH entnehmen.

Die jeweils festgelegten Überschussanteilsätze der aufgeführten Untergruppen können Sie unserem Geschäftsbericht
entnehmen.
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Welche Leistungen ergeben sich bei Kündigung bis zum Rentenbeginn?

In der nachfolgenden Modellrechnung sind die ausgewiesenen Werte jeweils zu einer Kündigung zum 31.08. des
angegebenen Jahres berechnet.

Jahr Rückkaufswert Abzug bei Garantierter Gesamtleistung bei
nach § 169 Kündigung Rückkaufswert Kündigung*

Absatz 3 VVG einschließlich
Überschussbeteiligung

[EUR] [EUR] [EUR] [EUR]

2016 921,39 74,00 847,39 863,47
2017 1.853,38 98,00 1.755,38 1.818,02
2018 2.796,09 122,00 2.674,09 2.815,44
2019 3.749,64 146,00 3.603,64 3.857,69
2020 4.714,16 170,00 4.544,16 4.946,24
2021 5.898,36 194,00 5.704,36 6.295,77
2022 7.096,18 218,00 6.878,18 7.704,86
2023 8.307,77 242,00 8.065,77 9.176,54
2024 9.533,30 266,00 9.267,30 10.712,98
2025 10.772,92 290,00 10.482,92 12.316,97
2026 12.026,80 314,00 11.712,80 13.991,51
2027 13.295,10 315,85 12.979,25 15.761,69
2028 14.577,98 314,00 14.263,98 17.611,92
2029 15.875,61 308,46 15.567,15 19.545,48
2030 17.188,17 299,23 16.888,94 21.565,64
2031 18.515,82 286,31 18.229,51 23.675,84
2032 19.858,74 269,69 19.589,05 25.879,78
2033 21.217,10 249,38 20.967,72 28.181,15
2034 22.591,08 225,38 22.365,70 30.583,87
2035 23.980,86 197,69 23.783,17 33.091,88
2036 25.200,00 166,31 25.033,69 35.709,80
2037 26.400,00 131,23 26.268,77 38.441,65
2038 27.600,00 50,00 27.550,00 41.334,82
2039 28.800,00 50,00 28.750,00 44.266,31
2040 30.000,00 50,00 29.950,00 47.322,68
2041 31.200,00 50,00 31.150,00 50.508,76
2042 32.400,00 50,00 32.350,00 53.830,54
2043 33.600,00 0,00 33.600,00 57.343,13
2044 34.800,00 0,00 34.800,00 60.952,52
2045 36.000,00 0,00 36.000,00 64.715,08
2046 37.200,00 0,00 37.200,00 68.637,05
2047 38.400,00 0,00 38.400,00 72.725,15
2048 39.600,00 0,00 39.600,00 76.986,18
2049 40.800,00 0,00 40.800,00 81.427,20

In obiger Tabelle stellen wir Ihnen in der jeweiligen Spalte folgende Werte dar:

Rückkaufswert nach § 169 Absatz 3 VVG
Dieser im Versicherungsvertragsgesetz (VVG) vorgeschriebene Wert errechnet sich aus dem nach anerkannten Regeln
der Versicherungsmathematik mit den Rechnungsgrundlagen der Beitragskalkulation zum Kündigungstermin
berechneten Deckungskapital Ihrer Versicherung. Wir können die in dieser Spalte genannten Werte, auf jeweils ein Jahr
befristet, angemessen herabsetzen, soweit dies erforderlich ist, um die Gefährdung der Belange der
Versicherungsnehmer auszuschließen (§ 169 Absatz 6 VVG). Diese Herabsetzung würde sich entsprechend auf die in
der Spalte "Garantierter Rückkaufswert" genannten Werte auswirken.

Abzug bei Kündigung
Bei Kündigung Ihrer Versicherung nehmen wir den ausgewiesenen Abzug (Stornoabzug) vor.

Versicherungsinformationen zu einer Presse PrivatRente Perspektive
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Warum ein Abzug erforderlich ist, wird nachstehend erläutert:n Bei einer vorzeitigen Kündigung entstehen erhöhte Verwaltungskosten. Der Abzug wird erhoben, damit diese Kosten
nicht von den anderen Versicherungsnehmern zu tragen sind. Dieser Abzug beträgt 50,00 EUR.n Wir sind gesetzlich verpflichtet, für jeden Vertrag ausreichende Mittel zur Absicherung von Risiken zu bilden, die die
Erfüllbarkeit unserer Leistungszusagen gefährden könnten. Diese sogenannten Solvabilitätsmittel für Ihren Vertrag
können zum Beginn Ihres Versicherungsvertrages nicht durch Ihre eingezahlten Beiträge sowie vertraglich
erwirtschaftete Erträge allein abgedeckt werden. Die Solvabilitätsmittel Ihres Vertrages müssen zunächst von uns
vorfinanziert und über die Vertragslaufzeit zurückgezahlt werden. Eine vorzeitige Kündigung Ihres Vertrages
unterbricht diesen Prozess und hat damit negative Auswirkungen auf das verbleibende Versichertenkollektiv. Dies
wird durch einen Teil des Abzugs ausgeglichen.

Garantierter Rückkaufswert
Bei Kündigung Ihrer Versicherung garantieren wir die in dieser Spalte ausgewiesenen Werte. In diesen Werten ist der
oben ausgewiesene "Abzug bei Kündigung" bereits berücksichtigt.

Gesamtleistung bei Kündigung einschließlich Überschussbeteiligung
In den in dieser Spalte angegeben Werten haben wir den "Abzug bei Kündigung" bereits berücksichtigt. Die enthaltene
Beteiligung an den Überschüssen und an den Bewertungsreserven (Überschussbeteiligung) können wir nicht
garantieren. Steuerliche Folgen bei Kündigung haben wir nicht berücksichtigt.

Die Kündigung Ihrer Versicherung kann für Sie Nachteile haben. In der Anfangszeit Ihrer Versicherung ist wegen der
Verwendung Ihrer Beiträge zur Deckung von Abschluss-, Vertriebs- und übrigen Kosten sowie der Finanzierung eines
vereinbarten Risikoschutzes nur der gesetzlich vorgesehene Mindestwert als Rückkaufswert vorhanden. Die
Gesamtleistung bei Kündigung erreicht deswegen auch in den Folgejahren nicht unbedingt die Summe der gezahlten
Beiträge.
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Welche Garantieleistungen ergeben sich bei Beitragsfreistellung bis zum Rentenbeginn?

In der nachfolgenden Darstellung sind die ausgewiesenen Werte jeweils auf den 01.09. des angegebenen Jahres ohne
die derzeit gültige Überschussbeteiligung berechnet.

Jahr Beitragsfreie Garantierte
monatliche Todesfallleistung
garantierte im Jahr nach

Mindestrente Beitragsfreistellung
zum Rentenbeginn

[EUR] [EUR]

2016 0,00 0,00
2017 0,00 0,00
2018 0,00 0,00
2019 0,00 0,00
2020 19,27 6.000,00
2021 23,13 7.200,00
2022 26,98 8.400,00
2023 30,84 9.600,00
2024 34,69 10.800,00
2025 38,55 12.000,00
2026 42,40 13.200,00
2027 46,26 14.400,00
2028 50,11 15.600,00
2029 53,97 16.800,00
2030 57,82 18.000,00
2031 61,68 19.200,00
2032 65,53 20.400,00
2033 69,39 21.600,00
2034 73,24 22.800,00
2035 77,09 24.000,00
2036 80,95 25.200,00
2037 84,80 26.400,00
2038 88,66 27.600,00
2039 92,51 28.800,00
2040 96,37 30.000,00
2041 100,22 31.200,00
2042 104,08 32.400,00
2043 107,93 33.600,00
2044 111,79 34.800,00
2045 115,64 36.000,00
2046 119,50 37.200,00
2047 123,35 38.400,00
2048 127,21 39.600,00
2049 131,06 40.800,00

In obiger Tabelle stellen wir Ihnen in der jeweiligen Spalte folgende Werte dar:

Beitragsfreie monatliche garantierte Mindestrente zum Rentenbeginn
Zahlen Sie keine Beiträge mehr, setzen wir die garantierte Mindestrente zur Altersvorsorge auf den in der Tabelle
genannten Wert herab. Diesen Wert garantieren wir.

Ihre Versicherung können Sie nur dann beitragsfrei fortführen, wenn die garantierte Mindestrente einen Mindestbetrag
von jährlich 200,00 EUR erreicht. Andernfalls erlischt die Versicherung und es wird - soweit vorhanden - die
Gesamtleistung bei Kündigung ausgezahlt.

Garantierte Todesfallleistung im Jahr nach Beitragsfreistellung

Versicherungsinformationen zu einer Presse PrivatRente Perspektive

Tarif: RSKU2U; Herr N.N.
Überschussverwendung während der Aufschubdauer: Kapitalbonus; im Rentenbezug: Überschussrente
11.08.2015/09:31 onl150701/07.15 IVT 285.01(2488) Univ.antrag: 62.455 Versicherungsinformationen 5



Zahlen Sie keine Beiträge mehr, setzen wir die garantierte Todesfallleistung auf den in der Tabelle genannten Wert
herab. Diesen Wert garantieren wir.

Bei einer vorzeitigen Beitragsfreistellung entstehen erhöhte Verwaltungskosten. Bei der Berechnung der beitragsfreien
Leistung haben wir deshalb einen Abzug berücksichtigt. Einzelheiten zum Abzug finden Sie in Teil A Ihrer
Versicherungsbedingungen im Baustein Altersvorsorge unter "Beitragsfreistellung".
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Welche garantierten Todesfallleistungen ergeben sich bis zum Rentenbeginn?

Versichert ist eine Leistung bei Tod vor Rentenbeginn. Dies bedeutet, wenn die versicherte Person vor Rentenbeginn
stirbt, wird eine garantierte Todesfallleistung fällig.

In der nachfolgenden Darstellung sind die ausgewiesenen Werte jeweils auf den 01.09. des angegebenen Jahres
berechnet. Diese Werte sind garantiert.

Jahr Garantierte Todesfallleistung

[EUR]

2015 100,00
2016 1.300,00
2017 2.500,00
2018 3.700,00
2019 4.900,00
2020 6.100,00
2021 7.300,00
2022 8.500,00
2023 9.700,00
2024 10.900,00
2025 12.100,00
2026 13.300,00
2027 14.500,00
2028 15.700,00
2029 16.900,00
2030 18.100,00
2031 19.300,00
2032 20.500,00
2033 21.700,00
2034 22.900,00
2035 24.100,00
2036 25.300,00
2037 26.500,00
2038 27.700,00
2039 28.900,00
2040 30.100,00
2041 31.300,00
2042 32.500,00
2043 33.700,00
2044 34.900,00
2045 36.100,00
2046 37.300,00
2047 38.500,00
2048 39.700,00
2049 40.900,00

Dazu kommen noch die Leistungen aus der Überschussbeteiligung, die wir nicht garantieren können. Über den aktuellen
Stand werden wir Sie regelmäßig informieren.
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Welche Leistungen ergeben sich mit der "gesetzlich vorgeschriebenen Modellrechnung"?

Bei Erleben des 01.09.2050 Bei einem angenommenen Zinsssatz von ...

1,09 % 2,09 % 3,09 %

monatliche Rente 147,59 EUR 175,54 EUR 212,40 EUR

oder
einmaliges Kapital 45.946,61 EUR 54.647,40 EUR 66.122,54 EUR

Bei der normierten Modellrechnung handelt es sich um ein Rechenmodell, dem für alle
Lebensversicherungsunternehmen gesetzlich vorgeschriebene, fiktive Parameter (z. B. angenommene Zinssätze)
zugrunde liegen. Aus der normierten Modellrechnung können keine vertraglichen Ansprüche gegen uns abgeleitet
werden. Wir haben angenommen, dass die für das Jahr 2015 festgelegten Rechnungsgrundlagen bis zum Rentenbeginn
unverändert bleiben. Ein Schlussüberschuss und eine Beteiligung an den Bewertungsreserven sowie die
Überschussbeteiligung ab Rentenbeginn sind nicht in den oben genannten Werten enthalten.
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Allgemeine Steuerregelungen für private Lebens - und Rentenversicherungen 
 
 
Wie werden die Beiträge steuerlich behandelt? 
 
Beiträge für Lebens- und Rentenversicherungen und evtl. Beitragsteile für einen ergänzenden Todesfallschutz 
können nicht als Sonderausgaben abgezogen werden. 
 
Beiträge zu Erwerbs- oder Berufsunfähigkeitsversicherungen sowie Beiträge zu Pflegeversicherungen können im 
gesetzlich vorgegebenen Rahmen als Sonderausgaben berücksichtigt werden. 
 
Lebensversicherungsbeiträge, Beiträge zu Erwerbs- oder Berufsunfähigkeitsversicherungen sowie Beiträge zu 
Pflegeversicherungen sind nach § 4 Nr. 5 Versicherungsteuergesetz (VersStG) von der Versicherungsteuer 
befreit. 
 
 
Wie werden die Leistungen einkommensteuerlich behandelt? 
 
Die Besteuerung beschränkt sich auf die Erträge entsprechend folgender Tabelle: 
 
  

Wie werden die Erträge ermittelt? 
 

 
Wie werden die Erträge besteuert? 

 
 
Kapitalzahlungen, insbe-
sondere bei Kündi-
gung/Entnahmen und 
zeitlich befristeten Ren-
tenzahlungen aus der 
Altersvorsorge 
 
 
- falls der Steuerpflichtige 
das 62. Lebensjahr voll-
endet hat und nach Ab-
lauf von 12 Jahren seit 
Vertragsabschluss bzw. 
steuerrelevanter Ver-
tragsänderungen 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
- falls der Steuerpflichtige 
das 62. Lebensjahr noch 
nicht vollendet hat oder  
vor Ablauf von 12 Jahren 
seit Vertragsabschluss 
bzw. steuerrelevanter 
Vertragsänderungen 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Besteuerung unterliegen die so ge-
nannten Erträge. Die Erträge sind der 
Wertzuwachs. Dies ist in diesem Fall die 
Hälfte des Differenzbetrages aus den 
erhaltenen Versicherungsleistungen und 
den für die jeweilige Leistung gezahlten 
Beiträgen. Von den Leistungen werden 
auch die Beitragsteile für einen mitversi-
cherten Todesfallschutz und die damit 
verbundene Absicherung der Hinterblie-
benen abgezogen. Bei steuerrelevanten 
Vertragsänderungen gilt dies sinngemäß 
für die zusätzlichen Erträge aufgrund der 
Vertragsänderung. 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Erträge unterliegen der Einkom-
mensteuer nach dem individuellen 
Einkommensteuer-Satz zzgl. Solida-
ritätszuschlag und ggf. Kirchensteuer. 
Es wird von uns eine Kapitalertrag-
steuer von 25% des gesamten Un-
terschiedsbetrages von Versicher-
ungsleistung und Beiträgen, zzgl. Soli-
daritätszuschlag und ggf. Kirchensteu-
er bei Auszahlung abgezogen. Eine 
Festsetzung der Steuerlast findet 
durch das Finanzamt im Rahmen der 
Steuerveranlagung statt. 
 

 
Der Besteuerung unterliegen die so ge-
nannten Erträge. Die Erträge sind die 
erhaltenen Versicherungsleistungen ab-
züglich der für die jeweilige Leistung ge-
zahlten Beiträge. Von den Leistungen 
werden auch die Beitragsteile für einen 
mitversicherten Todesfallschutz und die 
damit verbundene Absicherung der Hin-
terbliebenen abgezogen. Bei steuerrele-
vanten Vertragsänderungen gilt dies sinn-
gemäß für die zusätzlichen Erträge auf-
grund der Vertragsänderung. 
 

 
Die Erträge werden mit einer Kapitaler-
tragsteuer von 25%, dem Solidaritäts-
zuschlag und ggf.  Kirchensteuer ver-
steuert. Durch den Steuerabzug ist die 
Steuer abgegolten ("Abgeltungsteuer") 
und es findet keine weitere Festset-
zung nach dem individuellen Einkom-
mensteuer-Satz mehr statt.  
Ist es für den Steuerpflichtigen güns-
tiger, die Erträge stattdessen nach 
dem individuellen Einkommensteuer-
Satz zu besteuern, ist dies auf Antrag 
beim Finanzamt möglich. 
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Wie werden die Erträge ermittelt? 

 

 
Wie werden die Erträge besteuert? 

 
 
Lebenslange Renten-
zahlungen und 
zeitlich befristete 
Rentenzahlungen aus 
den Zusatzbausteinen  

 
Der Besteuerung unterliegen die so ge-
nannten Erträge. Die Ermittlung der Erträ-
ge erfolgt nach einem vom Gesetzgeber 
vorgegebenen Prozentsatz unter Berück-
sichtigung des Lebensalters bei Renten-
beginn, der Rentenzahlungsdauer sowie 
der Höhe der Rentenzahlung (Ertragsan-
teilbesteuerung). 
Beginnt die Rente beispielsweise im Alter 
von 67 Jahren beträgt dieser 17%. 
 

 
Die Erträge unterliegen der Einkom-
mensteuer nach dem individuellen 
Einkommensteuer-Satz zzgl. Solidari-
tätszuschlag und ggf. Kirchensteuer. 
Eine ggf. eingeschlossene Pflegerente 
ist steuerfrei. 

 
Kapitalzahlungen 
im Todesfall  

 
einkommensteuerfrei 

 
 
 
Wie werden Schenkungen und Erbschaften von Versicherungsleistungen steuerlich behandelt? 
 
Erhält der Versicherungsnehmer die Versicherungsleistung, ist sie nicht erbschaft-/schenkungsteuerpflichtig. 
 
Erbschaft-/Schenkungsteuer können lediglich bei einem Übergang von Ansprüchen durch Schenkung oder Tod 
des Versicherungsnehmers auf einen Dritten anfallen. Erbschaftsteuerpflichtig ist auch die Leistung im Todesfall 
an die bezugsberechtigte Person. 
 
 
Hinweis: 
Handelt es sich bei Ihrer Versicherung nicht um eine private Versicherung sondern gehört diese in den betriebli-
chen Bereich, gelten abweichende Steuerregelungen. 
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Bitte beachten Sie die Unterschriften unter Punkt C und D in den Erklärungen und Hinweisen zum Antrag!

o Antrag wurde elektronisch (über VERDI) versandt.o Antrag wurde über Postweg versandt, bitte policieren.

Produktinformationsblatt, Versicherungsinformationen und Bedingungen sollen mit der Police noch einmal
an den Kunden übergeben werden o ja þ nein

o der Originalantrag wird anstelle des Beiblatts eingereicht.

Interne Vermerke o S o V

Antrag auf Abschluss einer Presse PrivatRente Perspektive
bei den Vertragsgesellschaften des Versorgungswerks der Presse:
Allianz Lebensversicherungs-AG (federführend), Reinsburgstraße 19, 70178 Stuttgart
AXA Lebensversicherung AG, HDI Lebensversicherung AG

Antragsteller (Versicherungsnehmer) und zu versichernde Person

Anrede / Titel _______________
Anredezusatz _______________
Adelstitel / Adelsbez _______________
Name _______________
Vorname _______________
Rechtsform _______________
Straße, Haus-Nummer _______________
Postleitzahl, Ort _______________
Postfach _______________
Postfach-PLZ _______________
Land _______________
Geburtsdatum _______________
Geburtsort _______________
Geburtsland _______________
Geburtsname _______________
Staatsangehörigkeit _______________
Familienstand _______________

Vermittler-Nr.:

interne Referenznr. (BAKDNR)
______________________

Daten der Versicherung

Der Versicherungsschutz beginnt mit Abschluss des Vertrages, jedoch nicht vor dem im Versicherungsschein angegebenen Beginn der
Versicherung. Der Versicherungsschutz beginnt zu dem genannten Zeitpunkt nur dann, wenn Sie den ersten oder einmaligen Beitrag
rechtzeitig im Sinne der Allgemeinen Versicherungsbedingungen gezahlt haben.

Versicherungsbeginn 01.09.2015
Beginn der Rentenzahlung 01.09.2050
Aufschub-/Beitragszahlungsdauer 35 Jahre
alternative Auszahlungsoption Kapital

Den vereinbarten Rentenbeginn können Sie bis auf den 01.09.2043 vorziehen und längstens bis zum 01.09.2068 aufschieben. Nähere
Einzelheiten zu den Voraussetzungen und den Auswirkungen können Sie Ihren Versicherungsbedingungen entnehmen.

Versicherungsantrag vom _________________________

* Die in diesen Werten enthaltene Beteiligung an den Überschüssen und an den Bewertungsreserven
(Überschussbeteiligung) und die zugrunde gelegten Rechnungsgrundlagen können nicht garantiert werden.

Antrag: 11.08.2015/09:31 N.N. Tarif: RSKU2U VGW=14/11 EA VP1: 32 Jahre onl150701/07.15
SVT-Version: 20150701
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Es wurde kein Zuwachs von Beitrag und Leistung vereinbart, daher ist kein Inflationsausgleich berücksichtigt.

Leistungen aus der Altersvorsorge

Versichert ist Herr N.N., geb. am 10.09.1983

n Zukunftsrente Perspektive mit Auszahlungsoption Kapital
bei Erleben des 01.09.2050

Sie erhalten eine lebenslange monatliche Rente. Die Rente, deren Höhe ab Rentenbeginn garantiert ist, berechnen wir aus dem
zum 01.09.2050 vorhandenen Gesamtkapital auf Basis der zu diesem Zeitpunkt maßgebenden Rechnungsgrundlagen. Zur
Verfügung steht hierfür zum Rentenbeginn

mindestens ein Garantiekapital von 42.000,00 EUR

Wenn die zum Rentenbeginn berechnete lebenslange monatliche Rente niedriger sein sollte als die nachstehend genannte
garantierte Mindestrente, erhalten Sie die garantierte Mindestrente.

Die monatliche garantierte Mindestrente beträgt 134,92 EUR

Einzelheiten finden Sie im Teil A Ihrer Versicherungsbedingungen im Baustein Altersvorsorge unter "Leistungsvoraussetzungen und
Leistungsumfang", Unterabschnitt "Welche Leistungen erbringen wir ab Rentenbeginn?".

Wenn die für das Jahr 2015 festgelegten Überschussanteilsätze bis zum Rentenbeginn unverändert bleiben,

ergibt sich zum 01.09.2050 folgendes Gesamtkapital 86.056,07 EUR*

In dem ausgewiesenen einmaligen Gesamtkapital sind ein Schlussüberschussanteil von 14.684,15 EUR sowie eine Beteiligung an
den Bewertungsreserven von 1.955,51 EUR* enthalten.

Versicherungsantrag

* Die in diesen Werten enthaltene Beteiligung an den Überschüssen und an den Bewertungsreserven
(Überschussbeteiligung) und die zugrunde gelegten Rechnungsgrundlagen können nicht garantiert werden.
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Um Ihnen eine Orientierung zu geben, stellen wir Ihnen in nachfolgender Modellrechnung beispielhaft mögliche
Gesamtleistungen zum Rentenbeginn dar. Dabei haben wir für die mittlere Wertespalte angenommen, dass die für das Jahr 2015
festgelegten Überschussanteilsätze und Rechnungsgrundlagen bis zum Rentenbeginn unverändert bleiben.

Zur Verdeutlichung der Auswirkungen des besonderen Einflusses der Kapitalanlagenverzinsung nennen wir Ihnen außerdem
beispielhaft die Gesamtleistungen zum Rentenbeginn, wenn die in die Festlegung der Überschussanteilsätze einfließende
Verzinsung für die gesamte Vertragsdauer um einen Prozentpunkt niedriger oder höher ausfällt.

Bei der Berechnung der Gesamtrente ist aus heutiger Sicht bereits berücksichtigt, dass sich der Trend zur Erhöhung der
Lebenserwartung weiter fortsetzt. In der nachstehenden Tabelle haben wir Ihnen zudem dargestellt, wie sich die Gesamtrente
entwickeln könnte, wenn sich die Lebenserwartung um 3 Jahre mehr als bisher angenommen erhöht.

Die angegebenen Beträge stellen keine Unter- bzw. Obergrenze dar; die tatsächlich auszuzahlenden Leistungen können bei
größeren Zins- oder Sterbetafeländerungen unter bzw. über diesen Beträgen liegen.

Bei Erleben des 01.09.2050
Mögliche Gesamtleistung* (nach Abzug der Kosten)

wenn von Überschussanteilsätzen ausgegangen wird, die ...

... einen Prozentpunkt unter
den derzeit gültigen liegen

... den derzeit gültigen
entsprechen

... einen Prozentpunkt über
den derzeit gültigen liegen

einmaliges Gesamtkapital*
(alternative Auszahlungsoption) 70.644,57 EUR 86.056,07 EUR 105.516,88 EUR

monatliche Gesamtrente* mit
der heute unterstellten,
steigenden Lebenserwartung

279,26 EUR 385,66 EUR 531,26 EUR

monatliche Gesamtrente* mit
um weitere 3 Jahre
erhöhter Lebenserwartung

257,90 EUR 359,93 EUR 500,35 EUR

Der Schlussüberschussanteil und die Beteiligung an den Bewertungsreserven sind bei der Ermittlung der angegebenen
Gesamtleistungen bereits berücksichtigt.

Ausgehend von der aktuellen Überschussbeteiligung in der mittleren Wertespalte beträgt die Wertentwicklung Ihrer Altersvorsorge
4,61 % vor Kosten. Die Auswirkungen der Kosten auf die Wertentwicklung Ihrer Altersvorsorge stellen wir Ihnen mit Hilfe einer
Gesamtkostenquote, den sogenannten Effektivkosten, dar. Bis zum vereinbarten Rentenbeginn betragen die Effektivkosten für die
beispielhaft angegebenen Gesamtleistungen 0,85 %. Die Effektivkosten geben an, um wie viel sich die jährliche Wertentwicklung
nach Abzug von Abschluss- und Vertriebskosten sowie der übrigen Kosten in der Aufschubdauer reduziert. Bei der Berechnung der
Effektivkosten wird nur der Beitrag zur Altersvorsorge berücksichtigt.

n Leistung bei Tod vor Rentenbeginn:
einmaliges Garantiekapital in Höhe der Summe der gezahlten Beiträge für die Altersvorsorge zuzüglich der Leistungen aus der
Überschussbeteiligung. Ist das Deckungskapital für die Altersvorsorge höher, so wird dieses ausgezahlt.

Überschussbeteiligung

n Altersvorsorge
während der Aufschubdauer Kapitalbonus
ab Rentenbeginn Überschussrente

Versicherungsantrag
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Beitrag

zu zahlender Beitrag monatlich 100,00 EUR

Inkasso

Beitragszahler der Versicherungsnehmer
Zahlungsart Einzugsermächtigung
Konto-Nr. __________
Bankleitzahl ________
Name und Anschrift des Geldinstitutes __________________, _______________________
IBAN __________________
BIC __________________

Die Beiträge werden bis auf Widerruf bei Fälligkeit von dem angegebenen Konto eingezogen.

Erklärung nach dem Geldwäschegesetz

Das Geld kommt von einem Konto innerhalb der EU. þ ja o nein

Die Aufnahme der Geschäftsbeziehung sowie die damit verbundenen Transaktionen erfolgen auf meine eigene Veranlassung. Ich
wurde hierzu von keinem Dritten beauftragt.

Wenn Sie handschriftliche Änderungen/Ergänzungen zum Beitragszahler oder zur Zahlungsart durchführen oder angeben, dass das
Geld nicht von einem Konto innerhalb der EU kommt oder einen Zessionar oder ein abweichendes Erlebensfallbezugsrecht angeben,
bitte die Erklärung GV---0051Z0 beifügen.

Identifizierung der auftretenden Person nach dem Geldwäschegesetz:
Versicherungsnehmero Personalausweis o Reisepass Ausweisnummer ___________________
Ausstellende Behörde ___________________
Ausstellungsland ___________________
Ausstellungsdatum ___________________
Ablaufdatum ___________________

Die Identität des Versicherungsnehmers wurde in dessen Anwesenheit durch den Vermittler festgestellt.

Identifizierung nach FATCA

Wenn Sie den Versicherungsnehmer bereits in der Erklärung nach dem Geldwäschegesetz identifiziert haben, müssen Sie hier die
Ausweisdaten nicht noch einmal ergänzen.
Identifizierung des Versicherungsnehmers nach FATCA:
Herr N.N., geb. am 10.09.1983, Geburtsland Deutschland, Nation deutscho Personalausweis o Reisepass Ausweisnummer ___________________
Ausstellende Behörde ___________________
Ausstellungsland ___________________
Ausstellungsdatum ___________________
Ablaufdatum ___________________

Versicherungsantrag
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Sind Sie außerhalb Deutschlands
steuerlich ansässig? o ja o nein
Wenn ja, in welchem Land? ______________________________

Empfänger der Versicherungsleistungen

Bezugsberechtigte für alle Versicherungsleistungen einschließlich der Leistung aus der Überschussbeteiligung:
a) o Solange die 1. versicherte Person lebt: der Versicherungsnehmer
b) o (nur ausfüllen wenn a) nicht gewünscht wird) |___________________________________________________________|
c) o Bei Tod der 1. versicherten Person der dann mit der 1. versicherten Person in gültiger Ehe lebende Ehepartner
d) o (nur ausfüllen wenn c) nicht gewünscht wird) |___________________________________________________________|

Bei Eingabe einer natürlichen Person bitte zur Identifizierung Vorname, Name, Geburtsdatum und Adresse angeben.

Nebenabreden (Mündliche Abreden sind für Vertragsgesellschaften des Versorgungswerks der Presse nicht verbindlich.)

Keine

Zusatzformulare/Klauseln

n vom Kunden bereits ausgefüllte Fragebögen

- keine

n angekündigte Fragebögen

- keine

n vom Kunden bereits anerkannte Klauseln

- keine

Versicherungsantrag

* Die in diesen Werten enthaltene Beteiligung an den Überschüssen und an den Bewertungsreserven
(Überschussbeteiligung) und die zugrunde gelegten Rechnungsgrundlagen können nicht garantiert werden.

Antrag: 11.08.2015/09:31 N.N. Tarif: RSKU2U VGW=14/11 EA VP1: 32 Jahre onl150701/07.15
SVT-Version: 20150701

Seite 5

+ Freiwillige Angaben

P
E

S
V

A
02

65
4

K
A

P
2D

C
B

3A
A

20
3B

D
46

14
B

F
0A

40
03

66
31

95
F

F
L

A
nt

ra
g

4



Erläuterungen

Erläuterungen zur Überschussbeteiligung
Zusätzlich zu den garantierten Leistungen beteiligen wir Sie an den Überschüssen und den Bewertungsreserven
(Überschussbeteiligung).

Beteiligung an den Überschüssen
Die aus den laufenden Überschüssen im Rentenbezug finanzierten Leistungen können wir nicht garantieren. Die bereits erreichte
Leistung aus der Überschussrente und die jährlichen Erhöhungen können sich verändern. Daher sind sowohl eine Erhöhung als auch
eine Verminderung der Überschussrente möglich.
Überschüsse stammen im Wesentlichen aus Erträgen der Kapitalanlagen. Weitere Überschüsse entstehen dann, wenn sich
Sterblichkeit und Kosten günstiger entwickeln als bei der Beitragskalkulation angenommen. Die Überschüsse werden jährlich im
Rahmen unseres Jahresabschlusses festgestellt.
Mit der laufenden Überschussbeteiligung werden den Verträgen regelmäßig Überschüsse zugeteilt. Bis zum Rentenbeginn erhöhen die
zugeteilten Überschussanteile das Deckungskapital zur Altersvorsorge und das Garantiekapital; die garantierte Mindestrente erhöht
sich hierdurch nicht. Ein von der jeweiligen Ertragslage abhängiger Schlussüberschussanteil wird jeweils für das laufende Jahr
festgesetzt und gilt nur für Verträge, die in dem Jahr zur Auszahlung kommen.

Beteiligung an den Bewertungsreserven
Bewertungsreserven entstehen, wenn der Marktwert der Kapitalanlagen über dem Wert liegt, mit dem die Kapitalanlagen in der Bilanz
ausgewiesen sind. Ihre Versicherung wird bei Beendigung der Ansparphase nach einem verursachungsorientierten Verfahren an den
Bewertungsreserven beteiligt. Diese werden zu festgelegten Stichtagen regelmäßig - mindestens einmal im Jahr - neu ermittelt und den
anspruchsberechtigten Verträgen rechnerisch zugeordnet.

Hinweise zu Chancen und Risiken
Die Höhe der Überschüsse hängt vor allem von der Zinsentwicklung am Kapitalmarkt, dem Risikoverlauf und den Kosten ab. Bei den
Überschüssen können wir kurzfristige Schwankungen in aller Regel ausgleichen. Länger anhaltende Änderungen können dagegen zu
einer Anpassung der Überschussanteilsätze sowohl nach oben als auch nach unten führen. Insbesondere in einem stark
schwankenden Kapitalmarktumfeld sind deutlichere Veränderungen der Schlussüberschussanteile zu erwarten.
Die Höhe der Bewertungsreserven ist vom Kapitalmarkt abhängig. Die Bewertungsreserven schwanken deutlich stärker als die
zugrunde liegende Kapitalanlage. Durch die monatliche Zuordnung können kurzfristige Schwankungen nicht systematisch ausgeglichen
werden.

Hinweise zu den Gesamtleistungen (im Antrag mit * versehen)
Bei der Berechnung der Gesamtleistungen haben wir unveränderte Überschussanteilsätze (Basis ist die Festlegung für 2015)
angenommen.

Bei der Beteiligung an den Bewertungsreserven haben wir den aktuell hierfür deklarierten Sockel zu Grunde gelegt. Darüber hinaus
haben wir in unsere Berechnung eine modellhafte zusätzliche Beteiligung an den Bewertungsreserven einfließen lassen. Die
Bewertungsreserven fließen Ihrer Versicherung im Leistungsfall zu, wobei ihre dann gültige Höhe maßgeblich ist. Über die künftige
Höhe der Bewertungsreserven können wir keine Angabe machen.
Die tatsächlichen Gesamtleistungen werden voraussichtlich höher oder niedriger sein als in diesem Antrag angegeben. Dies gilt
insbesondere auch für die Beteiligung an den Bewertungsreserven.

Die Gesamtleistungen sind trotz der in Euro exakten Darstellung nur als unverbindliches Beispiel anzusehen. Aus den dargestellten
Werten können keine vertraglichen Ansprüche gegen uns abgeleitet werden.

Die Regelungen zur Überschussbeteiligung finden Sie in Teil A Ihrer Versicherungsbedingungen im Baustein Altersvorsorge unter
"Leistung aus der Überschussbeteiligung" unter "Ergänzende Regelungen für die Überschussbeteiligung".

Bitte beachten Sie, dass die Höhe der Überschussbeteiligung nicht garantiert werden kann.

Maßgebende Rechnungsgrundlagen bei Rentenbeginn
Die Höhe der ab Rentenbeginn garantierten Rente berechnen wir zum Zeitpunkt des Rentenbeginns aus dem zum Rentenbeginn
vorhandenen Gesamtkapital mit den zu diesem Zeitpunkt maßgebenden Rechnungsgrundlagen. Maßgebende Rechnungsgrundlagen
sind der Rechnungszins und die Sterbetafel, die wir in der Beitragskalkulation zum Zeitpunkt des Rentenbeginns für neu
abzuschließende vergleichbare Rentenversicherungen mit sofort beginnender Rentenzahlung bei uns verwenden.

Versicherungsantrag
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Wenn wir zum Rentenbeginn keine vergleichbaren Rentenversicherungen auf dem deutschen Lebensversicherungsmarkt anbieten,
verpflichten wir uns, Rechnungsgrundlagen festzulegen, die nach anerkannten versicherungsmathematischen Grundsätzen ermittelt
werden und die wir deshalb als angemessen ansehen und die sicherstellen, dass wir dauerhaft unsere Verpflichtungen aus den
Verträgen erfüllen können. In diesem Fall werden wir einen unabhängigen Treuhänder hinzuziehen, der die Rechnungsgrundlagen zu
prüfen und deren Angemessenheit zu bestätigen hat.

Einzelheiten dazu finden Sie im Teil A Ihrer Versicherungsbedingungen im Baustein Altersvorsorge unter "Leistungsvoraussetzungen
und Leistungsumfang", Unterabschnitt "Welche Leistungen erbringen wir ab Rentenbeginn?".
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Wichtige Mitteilung über die Folgen einer Anzeigepflichtverletzung
nach §19 Abs. 5 Versicherungsvertragsgesetz

Welche vorvertraglichen Anzeigepflichten bestehen?

Sie sind bis zur Abgabe Ihrer Vertragserklärung verpflichtet, alle Ihnen bekannten gefahrerheblichen Umstände, nach denen der
Federführer in Textform gefragt hat, wahrheitsgemäß und vollständig anzuzeigen. Wenn der Federführer nach Ihrer Vertragserklärung,
aber vor Vertragsannahme in Textform nach gefahrerheblichen Umständen fragen, sind Sie auch insoweit zur Anzeige verpflichtet.

Welche Folgen können eintreten, wenn eine vorvertragliche Anzeigepflicht verletzt wird?

1. Rücktritt
Verletzen Sie eine vorvertragliche Anzeigepflicht, kann der Federführer vom Vertrag zurücktreten. Dies gilt nicht, wenn Sie nachweisen,
dass weder Vorsatz noch grobe Fahrlässigkeit vorliegt. Bei grob fahrlässiger Verletzung der Anzeigepflicht hat unser Federführer kein
Rücktrittsrecht, wenn er den Vertrag auch bei Kenntnis der nicht angezeigten Umstände, wenn auch zu anderen Bedingungen,
geschlossen hätte.
Im Fall des Rücktritts besteht kein Versicherungsschutz. Erklärt unser Federführer den Rücktritt nach Eintritt des Versicherungsfalles,
bleibt er dennoch zur Leistung verpflichtet, wenn Sie nachweisen, dass der nicht oder nicht richtig angegebene Umstand
- weder für den Eintritt oder die Feststellung des Versicherungsfalles
- noch für die Feststellung oder den Umfang der Leistungspflicht des Federführers
ursächlich war. Leistungspflicht entfällt jedoch, wenn Sie die Anzeigepflicht arglistig verletzt haben.

Bei einem Rücktritt steht dem Federführer der Teil des Beitrags zu, welcher der bis zum Wirksamwerden der Rücktrittserklärung
abgelaufenen Vertragszeit entspricht. Sie haben in diesem Fall Anspruch auf Auszahlung des Rückkaufwerts, soweit Ihre Versicherung
die Auszahlung eines Rückkaufswertes dem Grunde nach vorsieht und ein solcher zum Zeitpunkt des Rücktritts vorhanden ist.

2. Kündigung
Kann unser Federführer nicht vom Vertrag zurücktreten, weil Sie eine vorvertragliche Anzeigepflicht lediglich einfach fahrlässig oder
schuldlos verletzt haben, kann er den Vertrag unter Einhaltung einer Frist von einem Monat kündigen. Das Kündigungsrecht des
Federführers ist ausgeschlossen, wenn er den Vertrag auch bei Kenntnis der nicht angezeigten Umstände, wenn auch zu anderen
Bedingungen, geschlossen hätte.
Bei einer Lebensversicherung wandelt sich der Versicherungsvertrag im Fall der Kündigung in eine beitragsfreie Versicherung um,
sofern die dafür vereinbarte Mindestversicherungsleistung erreicht wird.

3. Vertragsänderung
Kann der Federführer nicht zurücktreten oder kündigen, weil er den Vertrag auch bei Kenntnis der nicht angezeigten Gefahrumstände,
wenn auch zu anderen Bedingungen, geschlossen hätte, werden die anderen Bedingungen auf sein Verlangen Vertragsbestandteil.
Haben Sie die Anzeigepflicht fahrlässig verletzt, werden die anderen Bedingungen rückwirkend Vertragsbestandteil. Dies kann zu einer
rückwirkenden Beitragserhöhung oder zu einem rückwirkenden Ausschluss der Gefahrabsicherung für den nicht angezeigten Umstand
und insoweit zu einem rückwirkenden Wegfall des Versicherungsschutzes führen. Haben Sie die Anzeigepflicht schuldlos verletzt,
werden die anderen Bedingungen erst ab der laufenden Versicherungsperiode Vertragsbestandteil.
Erhöht sich durch die Vertragsänderung der Beitrag um mehr als 10 % oder schließt unser Federführer die Gefahrabsicherung für den
nicht angezeigten Umstand aus, können Sie den Vertrag innerhalb eines Monats nach Zugang der Mitteilung über die
Vertragsänderung fristlos kündigen. Auf dieses Recht werden Sie in der Mitteilung hingewiesen.

4. Ausübung von Rechten
Unser Federführer kann seine Rechte zum Rücktritt, zur Kündigung oder zur Vertragsänderung nur innerhalb eines Monats schriftlich
geltend machen. Die Frist beginnt mit dem Zeitpunkt, zu dem er von der Verletzung der Anzeigepflicht, die das von ihm geltend
gemachte Recht begründet, Kenntnis erlangt. Bei der Ausübung seiner Rechte hat der Federführer die Umstände anzugeben, auf die er
seine Erklärung stützt. Zur Begründung kann er nachträglich weitere Umstände angeben, wenn für diese die Frist nach Satz 1 nicht
verstrichen ist.
Unser Federführer kann sich auf die Rechte zum Rücktritt, zur Kündigung oder zur Vertragsänderung nicht berufen, wenn er den nicht
angezeigten Gefahrumstand oder die Unrichtigkeit der Anzeige kannte. Die Rechte des Federführers zum Rücktritt, zur Kündigung und
zur Vertragsänderung erlöschen mit Ablauf von fünf Jahren nach Vertragsschluss. Dies gilt nicht für Versicherungsfälle die vor Ablauf
der Frist eingetreten sind.
Die Frist beträgt zehn Jahre, wenn Sie die Anzeigepflicht vorsätzlich oder arglistig verletzt haben.

5. Anfechtung
Wenn Sie den Federführer arglistig täuschen, kann er den Vertrag auch anfechten.

6. Stellvertretung durch eine andere Person
Lassen Sie sich bei Abschluss des Vertrages durch eine andere Person vertreten, so sind bezüglich der Anzeigepflicht, des Rücktritts,
der Kündigung, der Vertragsänderung und der Ausschlussfrist für die Ausübung der Rechte des Federführers sowohl die Kenntnis und
Arglist Ihres Stellvertreters als auch Ihre eigene Kenntnis und Arglist zu berücksichtigen. Sie können sich darauf, dass die
Anzeigepflicht nicht vorsätzlich oder grob fahrlässig verletzt worden ist, nur berufen, wenn weder Ihrem Stellvertreter noch Ihnen
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Vorsatz oder grobe Fahrlässigkeit zur Last fällt.

Versicherungsantrag
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o Antrag wurde elektronisch (über VERDI) versandt.o Antrag wurde über Postweg versandt, bitte policieren.

Produktinformationsblatt, Versicherungsinformationen und Bedingungen sollen mit der Police noch einmal
an den Kunden übergeben werden o ja þ nein

o der Originalantrag wird anstelle des Beiblatts eingereicht.

Erklärungen und Hinweise zum Antrag vom NQ27 ____________________
auf Abschluss einer Presse PrivatRente Perspektive
bei den Vertragsgesellschaften des Versorgungswerks der Presse:
Allianz Lebensversicherungs-AG (federführend), Reinsburgstraße 19, 70178 Stuttgart
AXA Lebensversicherung AG, HDI Lebensversicherung AG

NQ3 Antragsnummer: |______| |______| |______| |______| |______| |______|
NQ46 Versicherungsbeginn: 01.09.2015

interne Referenznr. (BAKDNR) ______________________
Vermittler-Nr.

Antragsteller (Versicherungsnehmer) und zu versichernde Person

Anrede / Titel _______________
Anredezusatz _______________
Adelstitel / Adelsbez _______________
Name _______________
Vorname _______________
Rechtsform _______________
Straße, Haus-Nummer _______________
Postleitzahl, Ort _______________
Postfach _______________
Postfach-PLZ _______________
Land _______________
Geburtsdatum _______________
Geburtsort _______________
Geburtsland _______________
Geburtsname _______________
Staatsangehörigkeit _______________
Familienstand _______________

Nebenabreden (Mündliche Abreden sind für Vertragsgesellschaften des Versorgungswerks der Presse nicht verbindlich.)

Keine

A. Erklärungen

A.1. Hiermit beantrage ich den Abschluss der erfassten Versicherung(en). Die für den Abschluss des / der Vertrages / Verträge
erforderlichen Angaben habe ich gegenüber dem Vermittler gemacht. Der Versicherungsschutz beginnt zu dem vereinbarten Zeitpunkt
nach Maßgabe der Versicherungsbedingungen. Mit diesem Beginn des Versicherungsschutzes bin ich einverstanden, auch wenn er vor
Ablauf der Widerrufsfrist liegt.

Versicherungsantrag
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Erklärungen der zu versichernden Person(en)
Ich willige ein, dass die Versicherung auf der Grundlage des Versicherungsantrags bzw. der Angebotsanforderung auf meine Person
abgeschlossen wird. Diese Einwilligung gilt nur, wenn ich die Möglichkeit hatte, den Inhalt des Versicherungsantrages zur Kenntnis zu
nehmen.

A.2. Erklärungen und Hinweise zur Datenverarbeitung

Einwilligung in die Verwendung von der Schweigepflicht geschützter Daten

Die folgenden Erklärungen wurden auf Grundlage der Abstimmung des Gesamtverbandes der deutschen Versicherungswirtschaft e.V.
(GDV) mit den Datenschutzaufsichtsbehörden erstellt.

Unsere Mitarbeiter unterliegen der Schweigepflicht nach § 203 Strafgesetzbuch (im Folgenden "Schweigepflicht"). Darum benötigen wir,
Ihre Allianz Lebensversicherungs-AG bzw. Allianz Pensionskasse AG, je nachdem an welchen Versicherer sich Ihre Erklärung richtet
(im Folgenden "die (federführende) Vertragsgesellschaft"), als Unternehmen der Lebensversicherung Ihre Entbindung, um von der
Schweigepflicht geschützte Daten, wie z. B. die Tatsache, dass ein Vertrag mit Ihnen besteht, Ihre Kundennummer oder weitere
Identifikationsdaten, an andere Stellen, z.B. Assistance-, Logistik- oder IT-Dienstleister weiterleiten zu dürfen.

Die folgenden Erklärungen sind für die Begründung, Durchführung oder Beendigung Ihres Versicherungsvertrages unentbehrlich.
Sollten Sie diese nicht abgeben, wird der Abschluss des Vertrages in der Regel nicht möglich sein.

Die Erklärungen betreffen den Umgang mit den von der Schweigepflicht geschützten Daten bei der Weitergabe an Stellen außerhalb
der (federführenden) Vertragsgesellschaft.

Weitergabe Ihrer von der Schweigepflicht geschützten Daten an Stellen außerhalb der (federführenden) Vertragsgesellschaft

Wir verpflichten die nachfolgenden Stellen vertraglich auf die Einhaltung der Vorschriften über den Datenschutz und die
Datensicherheit.

1. Übertragung von Aufgaben auf andere Stellen (Unternehmen oder Personen)
Bestimmte Aufgaben, wie zum Beispiel die Leistungsfallbearbeitung oder die telefonische Kundenbetreuung, führen wir teilweise nicht
selbst durch. Insoweit haben wir diese Aufgaben anderen Gesellschaften der Allianz Deutschland Gruppe oder einer anderen Stelle
außerhalb der Allianz Deutschland Gruppe übertragen. Werden hierbei Ihre von der Schweigepflicht geschützten Daten weitergegeben,
benötigen wir Ihre Entbindung für uns und soweit erforderlich für die anderen Stellen.

Wir führen eine fortlaufend aktualisierte Liste über die Stellen und Kategorien von Stellen, die vereinbarungsgemäß von der
Schweigepflicht geschützte Daten für uns erheben, verarbeiten oder nutzen. Die Aufgaben, die den einzelnen Stellen übertragen
wurden, können Sie dieser Liste entnehmen. Die zurzeit gültige Liste ist der Einwilligungserklärung am Ende der Erklärungen und
Hinweise angefügt 1*). Eine aktuelle Liste kann auch im Internet unter www.allianz.de/datenschutz eingesehen oder beim
Versorgungswerk der Presse GmbH angefordert werden.

Soweit erforderlich, entbinde ich die Mitarbeiter der Allianz Deutschland Gruppe und der anderen beauftragten Stellen im Hinblick auf
die Weitergabe der von der Schweigepflicht geschützten Daten von ihrer Schweigepflicht.

2. Datenweitergabe an Rückversicherer
Um die Erfüllung Ihrer Ansprüche abzusichern, können wir Verträge mit Rückversicherern abschließen, die das von uns versicherte
Risiko ganz oder teilweise übernehmen. In einigen Fällen bedienen sich die Rückversicherer dafür weiterer Rückversicherer, denen sie
ebenfalls Ihre Daten übermitteln. Damit sich der Rückversicherer ein eigenes Bild über das Risiko oder den Versicherungsfall machen
kann, ist es möglich, dass wir Ihren Versicherungs- oder Leistungsantrag dem Rückversicherer vorlegen. Das ist insbesondere dann der
Fall, wenn die Versicherungssumme besonders hoch ist oder es sich um ein schwierig einzustufendes Risiko handelt.

Darüber hinaus ist es möglich, dass uns der Rückversicherer aufgrund seiner besonderen Sachkunde bei der Risiko- oder
Leistungsprüfung sowie bei der Bewertung von Verfahrensabläufen unterstützt.

Hat ein Rückversicherer die Absicherung des Risikos übernommen, kann er kontrollieren, ob wir das Risiko bzw. einen Leistungsfall
richtig eingeschätzt haben.

Außerdem werden Daten über Ihre bestehenden Verträge und Anträge im erforderlichen Umfang an Rückversicherer weitergegeben,
damit diese überprüfen können, ob und in welcher Höhe sie sich an dem Risiko beteiligen können. Zur Abrechnung von
Beitragszahlungen und Leistungsfällen können ebenfalls Daten über Ihre bestehenden Verträge an Rückversicherer weitergegeben
werden.

Versicherungsantrag

Antrag: 11.08.2015/09:31 N.N. Tarif: RSKU2U VGW=14/11 EA VP1: 32 Jahre onl150701/07.15
SVT-Version: 20150701

Seite 12

+ Freiwillige Angaben K
A

P
2D

C
B

3A
A

20
3B

D
46

14
B

F
0A

40
03

66
31

95
F

F
L

A
nt

ra
g

4



Zu den oben genannten Zwecken werden möglichst anonymisierte bzw. pseudonymisierte Daten verwendet.

Ihre personenbezogenen Daten werden von den Rückversicherern nur zu den vorgenannten Zwecken verwendet.

Soweit erforderlich, entbinde ich die für die (federführende) Vertragsgesellschaft tätigen Personen im Hinblick auf die von der
Schweigepflicht geschützten Daten von ihrer Schweigepflicht.

3. Datenweitergabe an selbständige Versicherungsvermittler
In den folgenden Fällen kann es dazu kommen, dass von der Schweigepflicht geschützte Informationen über Ihren Vertrag
selbstständigen Versicherungsvermittlern zur Kenntnis gegeben werden.

Soweit es zu vertragsbezogenen Beratungszwecken erforderlich ist, kann der Sie betreuende Vermittler Informationen darüber erhalten,
ob und ggf. unter welchen Voraussetzungen Ihr Vertrag angenommen werden kann.

Der Vermittler, der Ihren Vertrag vermittelt hat, erfährt, dass und mit welchem Inhalt der Vertrag abgeschlossen wurde.

Bei einem Wechsel des Sie betreuenden Vermittlers auf einen anderen Vermittler kann es zur Übermittlung der Vertragsdaten an den
neuen Vermittler kommen. Sie werden bei einem Wechsel des Sie betreuenden Vermittlers auf einen anderen Vermittler über die
geplante Weitergabe der von der Schweigepflicht geschützten Daten informiert sowie auf Ihre Widerspruchsmöglichkeit hingewiesen.

Ich willige ein, dass die (federführende) Vertragsgesellschaft meine von der Schweigepflicht geschützten Vertragsinformationen in den
oben genannten Fällen - soweit erforderlich - an den für mich zuständigen selbständigen Versicherungsvermittler übermittelt und
entbinde die für die (federführende) Vertragsgesellschaft tätigen Personen insoweit von ihrer Schweigepflicht.

Erklärungen der zu versichernden Person(en) oder des gesetzlichen Vertreters der zu versichernden Person(en)
Ich gebe hiermit für mich bzw. für die zu versichernde(n) Person(en) die vom Antragsteller bzw. Versicherungsinteressenten
abgegebenen Erklärung zur Datenverarbeitung ab.

B. Hinweise

Vertragsgrundlagen
Vertragsgrundlagen werden Ihr Antrag, der Versicherungsschein sowie die Ihnen übermittelten Versicherungsbedingungen. Haben Sie
auf deren Übermittlung vor Antragstellung verzichtet, erhalten Sie diese zusammen mit dem Versicherungsschein.

Widerrufsrecht
Sie können Ihren Antrag nach Zugang des Versicherungsscheins widerrufen. Nähere Hinweise können Sie den
"Versicherungsinformationen" entnehmen. Eine Belehrung über das Widerrufsrecht und über die Rechtsfolgen des Widerrufs
erhalten Sie mit dem Versicherungsschein.

Antrag auf Abschluss mehrerer Versicherungsverträge
Beantragen Sie mehrere Versicherungsverträge, sind diese rechtlich selbstständig und werden unabhängig voneinander geführt.
Angaben zu den Versicherungsbedingungen und den Vertragslaufzeiten erhalten Sie in den ergänzenden Vertragsunterlagen.

C. Unterschriften (Bitte mit Name und Vorname)

Mit der Unterschrift gebe ich die unter A. aufgeführten Erklärungen, einschließlich der Erklärungen zur Datenverarbeitung, ab.
Ich bestätige die Vollständigkeit und Richtigkeit meiner Angaben. Die Hinweise unter B. habe ich zur Kenntnis genommen. Die
Unterschriften gelten für alle beantragten Versicherungen.

Bitte beachten Sie, dass Sie Ihren Versicherungsschutz gefährden, wenn Sie unrichtige oder unvollständige Angaben machen.
Ausführliche Hinweise zu Ihren Anzeigepflichten und den Folgen einer Anzeigepflichtverletzung finden Sie in den
Versicherungsbedingungen (Teil B - Pflichten für alle Bausteine) bzw. in der "Wichtigen Mitteilung über die Folgen einer
Anzeigepflichtverletzung nach §19 Abs. 5 Versicherungsvertragsgesetz" .

______________, ____________________
Ort, Datum
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NQ18 _______________________________________
N.N.
Antragsteller (Versicherungsnehmer) /
Zu versichernde Person

NQ25 _______________________________________
Vermittler

Versicherungsantrag
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D. Empfangsbestätigung

Ich habe vor der Antragstellung folgende Unterlagen erhalten:

Vordruck zum Antrag inkl. der "Erklärungen und Hinweise zum Antrag" und die "Wichtige Mitteilung über die Folgen einer
Anzeigepflichtverletzung nach §19 Abs. 5 Versicherungsvertragsgesetz" in Papierform.

Produktinformationsblatt

Versicherungsinformationen inkl. der Allgemeinen Steuerregelungen

Übersicht der Versicherungsbedingungen und weiterer Informationen:

Versicherungsbedingungen Teil A - Leistungsbausteine
* Baustein Altersvorsorge - Zukunftsrente Perspektive E170(PRE) (06/2015)
mit den Abänderungen ZR4, ZRPRE

Versicherungsbedingungen Teil B - Pflichten für alle Bausteine B1(PRE) (12/2014)
mit den Abänderungen B2, BPRE

Versicherungsbedingungen Teil C - Allgemeine Regelungen C1(PRE) (12/2014)
mit der Abänderung C1

Versicherungsbedingungen Erläuterung von Fachausdrücken G170(PRE) (06/2015)

Kostenübersicht für zusätzlichen Verwaltungsaufwand EV4074 (06/2015)

NQ26 NQ42_______________________________________
N.N.
Unterschrift Antragsteller

1*) Gesellschaften der Allianz Deutschland Gruppe, die von der Schweigepflicht geschützte Stammdaten in gemeinsamen
DV-Verfahren nutzen:
Allianz Beratungs- und Vertriebs-AG, Allianz Deutschland AG, Allianz Lebensversicherungs-AG, Allianz Pension Consult GmbH, Allianz
Pensionsfonds AG, Allianz Pensionskasse AG, Allianz Private Krankenversicherungs-AG, Allianz Versicherungs-AG, AllSecur
Deutschland AG, Deutsche Lebensversicherungs-AG und Oldenburgische Landesbank AG

Allianz Konzerngesellschaften (mit * gekennzeichnet) und Dienstleister, die im Auftrag der (federführenden) Vertragsgesellschaft
personenbezogene Daten verwenden, die von der Schweigepflicht geschützt sind und/oder Gesundheitsdaten erheben, verarbeiten
oder nutzen:
- Allianz Deutschland AG * (Versicherungsbetrieb mit Risikoprüfung, Vertragsverwaltung und Leistungsbearbeitung)
- Allianz Managed Operations & Services SE * (Shared-Services-Dienstleistungen für Gesellschaften der Allianz Gruppe)
- AGA Service Deutschland GmbH * (Assistancedienstleistungen)
- VLS Versicherungslogistik GmbH * (Posteingangsbearbeitung)
- KVM ServicePlus - Kunden- und Vertriebsmanagement GmbH * (vertriebs- und kundennahe Serviceleistungen, Telefonservice)
- IBM Deutschland GmbH (IT-Wartung)
- Versorgungswerk der Presse GmbH (Versicherungsbetrieb ohne Risikoprüfung, Vertragsverwaltung und Leistungsbearbeitung für
über das Versorgungswerk der Presse versicherbare Personen)
- Rechtsanwälte Wagner Pauls Kalb (Einzug von Forderungen aus Regressen)
- Entsorgungsunternehmen (datenschutzgerechte Vernichtung von Papierunterlagen)
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Versorgungswerk der Presse GmbH Allianz Lebensversicherungs-Aktiengesellschaft
Vorsitzender des Verwaltungsrats: Dr. Laurent Fischer, Bayreuth Vorsitzender des Aufsichtsrats: Dr. Manfred Knof
Geschäftsführer: Manfred Hoffmann, Stuttgart Vorstand: Dr. Markus Faulhaber, Vorsitzender;
Amtsgericht Stuttgart, HRB 6070 Burkhard Keese, Joachim Müller,
Wilhelmsplatz 8 Dr. Alf Neumann, Dr. Thomas Wiesemann,
70182 Stuttgart Dr. Andreas Wimmer.

Für Umsatzsteuerzwecke: USt-IdNr. DE 811150678;
Für Versicherungssteuerzwecke:
VerSt-Nr.: 9116/801/01118;
Versicherungsbeiträge sind umsatzsteuerfrei i.S. des
UStG und der MwStSystRL
Sitz der Gesellschaft: Stuttgart
Registergericht: Stuttgart HRB 20231
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Allianz Lebensversicherungs-AG

(federführende) Vertragsgesellschaft
Allianz Lebensversicherungs-AG

Bitte zurücksenden an 10850 Berlin

Gläubiger-Identifikationsnummer
DE07ZZZ00000063475

Allianz Lebensversicherungs-AG Mandatsnummer
10850 Berlin Wir teilen Ihnen Ihre Mandatsnummer später mit

Antragsnummer / Vertragsnummer
_______________________

SEPA-Lastschriftmandat

Ich ermächtige die (federführende) Vertragsgesellschaft, Allianz Lebensversicherungs AG, alle
Forderungen zu diesem über das Versorgungswerk der Presse GmbH beantragten Vertrag (insbesondere
Beiträge, Zinsen, Gebühren) bei Fälligkeit von meinem unten genannten Konto mittels Lastschrift
einzuziehen. Diese Ermächtigung gilt auch für künftig vereinbarte Änderungen zu diesem Vertrag (z.B.
Abschluss weiterer Versicherungsbausteine).

Mein Geldinstitut weise ich an, die Lastschriften der (federführenden) Vertragsgesellschaft einzulösen, die
von meinem Konto eingezogen werden.

Der Lastschrifteinzug wird mir spätestens fünf Kalendertage vor dem ersten Einzug angekündigt.

Ich kann innerhalb von acht Wochen - beginnend mit dem Datum der Kontobelastung - die Erstattung des
belasteten Betrages verlangen. Dabei gelten die mit meinem Geldinstitut vereinbarten Bedingungen.

(Bitte prüfen Sie die nachfolgenden Angaben und informieren Sie uns umgehend, falls diese nicht korrekt
sind. Nehmen Sie bitte keine eigenen Korrekturen vor, da wir handschriftliche Vermerke nicht
berücksichtigen können. Vielen Dank.)

Versicherungsnehmer

Kontoinhaber

10.09.1983

Geldinstitut ________________________
IBAN ________________________
BIC ________________________

_________________________________ NQ99 ____________________________________
Ort, Datum Unterschrift des Kontoinhabers

Rücksendemöglichkeiten: - per Post an die Allianz Lebensversicherungs-AG, 10850 Berlin
- per Fax an 0800 4 400 104
- als Scan/Foto an lebensversicherung@allianz.de
- durch Rückgabe an Ihren Vermittler
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Versicherungsbedingungen

Mit diesen Versicherungsbedingungen wenden wir uns als Ihre Vertragsgesellschaften gemeinsam mit dem Versorgungswerk der Presse
an Sie als unseren Versicherungsnehmer und Vertragspartner.

Der gesamte Geschäfts- und Zahlungsverkehr soll über das Versorgungswerk der Presse erfolgen. Alle Mitteilungen, die sich auf das Versi-
cherungsverhältnis beziehen, sollen daher direkt an das Versorgungswerk der Presse gerichtet werden.

Teil A - Leistungsbausteine

Hier finden Sie die besonderen Regelungen zu den einzelnen Bau-
steinen, die Sie bei uns, den Vertragsgesellschaften des Versor-
gungswerks der Presse, abgeschlossen haben. Sie erfahren insbe-
sondere, welche Leistungen wir erbringen und in welchen Fällen
die Leistung eingeschränkt oder ausgeschlossen ist. Daneben wer-
den besondere Pflichten und Obliegenheiten beschrieben, die Sie
beachten müssen. Pflichten und Obliegenheiten, die für alle Bau-
steine gelten, finden Sie auch in Teil B.

Baustein Altersvorsorge - Zukunftsrente Perspek-
tive E170(PRE)

Seite

1. Leistungsvoraussetzungen und Leistungsumfang.. 1
2. Leistung aus der Überschussbeteiligung ................ 2
3. Leistungsempfänger und Überweisung der Leis-

tungen...................................................................... 6
4. Leistungsausschlüsse und Leistungseinschrän-

kungen..................................................................... 6
5. Ihre Mitwirkungspflichten......................................... 7
6. Abschluss- und Vertriebskosten.............................. 7
7. Beitragsfreistellung.................................................. 7
8. Kündigung ............................................................... 9
9. Vertragliche Gestaltungsmöglichkeiten................... 9
10. Abänderungen zum Baustein Altersvorsorge - Zu-

kunftsrente Perspektive E170(PRE) ....................... 15

Teil B - Pflichten für alle Bausteine

Hier finden Sie die bausteinübergreifenden Pflichten und Obliegen-
heiten, die im Zusammenhang mit der vorvertraglichen Anzeige-
pflicht und der Pflicht zur Beitragszahlung bestehen. Weitere
Pflichten und Obliegenheiten finden Sie in Teil A. Die Regelungen
in Teil B gelten, soweit ihr Anwendungsbereich nicht ausdrücklich
beschränkt ist, für den gesamten Vertrag.

Seite

1. Vorvertragliche Anzeigepflicht................................. 23
2. Pflichten im Zusammenhang mit der Beitragszah-

lung.......................................................................... 23
3. Weitere Mitwirkungspflichten .................................. 24
4. Abänderungen zum Teil B....................................... 25

Teil C - Allgemeine Regelungen

Die Regelungen in Teil C gelten, soweit ihr Anwendungsbereich
nicht ausdrücklich beschränkt ist, für den gesamten Vertrag.

Seite

1. Beginn des Versicherungsschutzes........................ 26
2. Versicherungsschein ............................................... 26
3. Kosten für zusätzlichen Verwaltungsaufwand ........ 26
4. Deutsches Recht ..................................................... 26
5. Zuständiges Gericht ................................................ 26
6. Verjährung............................................................... 27

7. Abänderungen zum Teil C ...................................... 27

Erläuterung von Fachausdrücken

Am Ende unserer Versicherungsbedingungen finden Sie Definitio-
nen zu den wichtigsten im Text verwendeten Fachausdrücken. Im
Text des ersten Bausteins haben wir diese Fachausdrücke mit ei-
nem "→" markiert. Beispiel: →Versicherungsnehmer.

Versorgungswerk der Presse GmbH
Vertragsgesellschaften: Allianz Lebensversicherungs-AG (federführend)
AXA Lebensversicherung AG, HDI Lebensversicherung AG

       



Teil A - Leistungsbausteine

Hier finden Sie die besonderen Regelungen zu den einzelnen Bausteinen, die Sie bei uns, den Vertragsgesellschaften des Versorgungs-
werks der Presse, abgeschlossen haben. Sie erfahren insbesondere, welche Leistungen wir erbringen und in welchen Fällen die Leistung
eingeschränkt oder ausgeschlossen ist. Daneben werden besondere Pflichten und Obliegenheiten beschrieben, die Sie beachten müssen.
Pflichten und Obliegenheiten, die für alle Bausteine gelten, finden Sie auch in Teil B.

Baustein Altersvorsorge - Zukunftsrente Perspek-
tive E170(PRE)

Hier finden Sie die Regelungen Ihres Bausteins Altersvorsorge.
Wenn Ihr Vertrag weitere Bausteine enthält, wird in den Regelun-
gen dieser weiteren Bausteine der Baustein Altersvorsorge als
Grundbaustein bezeichnet.

1. Leistungsvoraussetzungen und Leis-
tungsumfang

Inhalt dieses Abschnitts:
1.1 Welche Leistungen erbringen wir ab Rentenbe-

ginn?
1.2 Welche Leistungen erbringen wir bei Tod vor

Rentenbeginn?
1.3 Welche Leistungen erbringen wir bei Tod nach

Rentenbeginn?
1.4 Welche Rechnungsgrundlagen gelten für Ihre

Versicherung?

1.1 Welche Leistungen erbringen wir ab Rentenbe-
ginn?

(1) Lebenslange Rente
Wenn die →versicherte Person am vereinbarten Rentenbeginn
lebt, zahlen wir eine der Höhe nach ab diesem Zeitpunkt garantier-
te Rente, solange die versicherte Person lebt.

Je nach Vereinbarung zahlen wir die Rente monatlich, vierteljähr-
lich, halbjährlich oder jährlich jeweils am 1. →Bankarbeitstag nach
den vereinbarten Fälligkeitsterminen.

(2) Höhe der lebenslangen Rente
Die Höhe der Rente berechnen wir zum Zeitpunkt des Rentenbe-
ginns
• aus dem zum Rentenbeginn vorhandenen Gesamtkapital (siehe

Absatz 3) und
• mit den zu diesem Zeitpunkt maßgebenden Rechnungsgrundla-

gen (siehe Ziffer 1.4 Absatz 3). Maßgebende Rechnungsgrund-
lagen sind der Rechnungszins und die Sterbetafel (→Tafeln),
die wir in der Beitragskalkulation zum Zeitpunkt des Rentenbe-
ginns für neu abzuschließende vergleichbare Rentenversiche-
rungen mit sofort beginnender Rentenzahlung bei uns verwen-
den.

Wenn die zum Zeitpunkt des Rentenbeginns berechnete Rente ge-
ringer ist als die im Versicherungsschein genannte garantierte Min-
destrente, zahlen wir die garantierte Mindestrente.

(3) Höhe des Gesamtkapitals
Das Gesamtkapital setzt sich zusammen aus
• dem zum Rentenbeginn vorhandenen →Deckungskapital des

Bausteins Altersvorsorge (inklusive (erweitertem) Kapitalbonus,
siehe Ziffer 2.3.3 Absatz 2),

• dem Schlussüberschussanteil (siehe Ziffer 2.3.4) und
• der Beteiligung an den →Bewertungsreserven (siehe Ziffer 2.4).

Zum Rentenbeginn steht als →Deckungskapital des Bausteins Al-
tersvorsorge vor Berücksichtigung der Beteiligung am Überschuss
mindestens die Summe der vereinbarten Beiträge zur Altersvorsor-
ge für die Bildung der Rente nach Absatz 1 zur Verfügung (Garan-
tiekapital). Ein das Garantiekapital übersteigendes →Deckungska-
pital können wir nicht verbindlich zusagen.

1.2 Welche Leistungen erbringen wir bei Tod vor
Rentenbeginn?

(1) Leistung bei Tod vor Rentenbeginn
a) Leistung ohne Baustein Kapital bei Tod
Wenn Sie keinen Baustein Kapital bei Tod abgeschlossen haben
und die →versicherte Person vor Rentenbeginn stirbt, erbringen
wir eine Leistung, die sich zusammensetzt aus
• dem zu diesem Zeitpunkt vorhandenen →Deckungskapital des

Bausteins Altersvorsorge (inklusive (erweitertem) Kapitalbonus,
siehe Ziffer 2.3.3 Absatz 2),

• dem Schlussüberschussanteil (siehe Ziffer 2.3.4) und
• der Beteiligung an den →Bewertungsreserven (siehe Ziffer 2.4).

Zu diesem Zeitpunkt steht als →Deckungskapital des Bausteins Al-
tersvorsorge vor Berücksichtigung der Beteiligung am Überschuss
mindestens die Summe der gezahlten Beiträge zur Altersvorsorge
zur Verfügung.

b) Leistung mit Baustein Kapital bei Tod
Wenn Sie einen Baustein Kapital bei Tod abgeschlossen haben
und die →versicherte Person vor Rentenbeginn stirbt, erbringen
wir eine Leistung, die sich aus den Regelungen zum Baustein Ka-
pital bei Tod, Abschnitt "Leistungsvoraussetzungen und Leistungs-
umfang", Unterabschnitt "Welche Leistung erbringen wir?" ergibt.

(2) Erhöhte Leistung in besonderen Situationen
Wenn die →versicherte Person innerhalb der ersten 3 Monate
nach der Geburt eines Kindes der versicherten Person oder nach
der Adoption eines Minderjährigen durch die versicherte Person
stirbt, zahlen wir ein Kapital in Höhe von 25.000 EUR, unabhängig
von der Leistung des Absatz 1. Bei Mehrfachgeburten oder Mehr-
fachadoptionen zahlen wir das Kapital nur einmal.

Wenn Sie uns über die Geburt oder Adoption innerhalb von 3 Mo-
naten schriftlich informieren, verlängert sich dieser Todesfallschutz
auf insgesamt 6 Monate.

1.3 Welche Leistungen erbringen wir bei Tod nach
Rentenbeginn?

Wenn die →versicherte Person nach Rentenbeginn stirbt und Sie
eine Kapitalzahlung bei Tod nach Rentenbeginn vereinbart haben,
zahlen wir das vereinbarte Kapital abzüglich der bereits gezahlten
→ab Rentenbeginn garantierten Renten. Mit der Kapitalzahlung er-
lischt die Versicherung.

1.4 Welche Rechnungsgrundlagen gelten für Ihre
Versicherung?

(1) Rechnungsgrundlagen zur Berechnung der garantierten
Leistungen zum Zeitpunkt des Abschlusses Ihres Vertrags
und zur Berechnung des Rückkaufswerts

a) Rechnungsgrundlagen zur Berechnung der garantierten
Leistungen
Zum Zeitpunkt des Abschlusses Ihres Vertrags verwenden wir für
die Berechnung der garantierten Mindestrente folgende Rech-
nungsgrundlagen für den Rentenbezug:
• unsere unternehmenseigene Sterbetafel "AZ 2012 R U" (→Ta-

feln) und
• den Rechnungszins 1,25 Prozent.

Wenn Sie neben dem Baustein Altersvorsorge weitere Bausteine
abgeschlossen haben, verwenden wir für die Berechnung der ga-
rantierten Leistungen dieser Bausteine weitere →Tafeln, die wir Ih-
nen in den Regelungen dieser Bausteine nennen.
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b) Rechnungsgrundlagen zur Berechnung des Rückkaufs-
werts
Zur Berechnung des Rückkaufswerts des Bausteins Altersvorsorge
nach Ziffer 8.2 verwenden wir die folgenden Rechnungsgrundlagen
der Beitragskalkulation:
• Bis das →Deckungskapital des Bausteins Altersvorsorge ohne

Berücksichtigung der Beteiligung am Überschuss die Summe
der gezahlten Beiträge für den Baustein Altersvorsorge erreicht,
verwenden wir einen Rechnungszins in Höhe von 1,25 Prozent;
wenn Sie eine Versicherung gegen Einmalbeitrag oder mit einer
Beitragszahlungsdauer von bis zu 9 Jahren oder mit einer
→Aufschubdauer von weniger als 10 Jahren abgeschlossen ha-
ben, können wir einen hiervon abweichenden Rechnungszins in
Anhängigkeit von der Zinssituation am Kapitalmarkt verwenden.
Die Höhe des abweichenden Rechnungszinses sowie den Zeit-
raum, in dem wir diesen verwenden, entnehmen Sie Ihren Versi-
cherungsinformationen unter der Überschrift "Welcher Rech-
nungszins gilt für Ihre Versicherung?".

• Wenn das →Deckungskapital die Summe der gezahlten Beiträ-
ge für den Baustein Altersvorsorge erreicht hat, verwenden wir
einen Rechnungszins, den wir im jeweiligen Versicherungsjahr
so festlegen, dass das Deckungskapital ohne Berücksichtigung
der Beteiligung am Überschuss am Ende des jeweiligen Versi-
cherungsjahres der Summe der bis dahin gezahlten Beiträge
entspricht.

Eine Sterbetafel (→Tafeln) verwenden wir dabei nicht.

(2) Rechnungsgrundlagen bei Erhöhungen der garantierten
Mindestrente und in anderen Fällen
Bei Erhöhungen der garantierten Mindestrente (zum Beispiel durch
Zuzahlungen) verwenden wir für die Berechnung der Erhöhungen
der garantierten Mindestrente grundsätzlich die Rechnungsgrund-
lagen, die wir bei Vertragsabschluss zugrunde gelegt haben.

Wenn zum Erhöhungstermin auf Grund aufsichtsrechtlicher Be-
stimmungen und/oder der offiziellen Stellungnahmen der Deut-
schen Aktuarvereinigung e.V. (DAV) für die Berechnung der →De-
ckungsrückstellung von neu abzuschließenden vergleichbaren Ver-
sicherungen im Sinne von Absatz 3 a) andere Rechnungsgrundla-
gen gelten, können wir für die Erhöhungen der garantierten Min-
destrente auch diese verwenden. Wenn sich nach einer Erhöhung
der garantierten Mindestrente die für die Berechnung der →De-
ckungsrückstellung geltenden Rechnungsgrundlagen erneut än-
dern, können wir für weitere Erhöhungen der garantierten Mindest-
rente die geänderten Rechnungsgrundlagen verwenden oder die
bei der letzten Erhöhung der garantierten Mindestrente zugrunde
gelegten Rechnungsgrundlagen beibehalten.

Wenn wir andere Rechnungsgrundlagen verwenden als bei Ver-
tragsabschluss oder bei der letzten Erhöhung der garantierten Min-
destrente, werden wir Sie hierüber informieren.

Außer bei Erhöhungen der garantierten Mindestrente gilt diese Re-
gelung entsprechend, wenn in den jeweiligen Abschnitten dieser
Versicherungsbedingungen ausdrücklich darauf hingewiesen wird
(zum Beispiel bei Erhöhungen weiterer abgeschlossener Bausteine
aufgrund einer Verlängerung der Beitragszahlungsdauer).

(3) Rechnungsgrundlagen zur Berechnung der Höhe der le-
benslangen Rente zum Zeitpunkt des Rentenbeginns
Zum Zeitpunkt des Rentenbeginns berechnen wir die Höhe der le-
benslangen Rente mit den zu diesem Zeitpunkt maßgebenden
Rechnungsgrundlagen. Maßgebende Rechnungsgrundlagen sind
der Rechnungszins und die Sterbetafel (→Tafeln), die wir in der
Beitragskalkulation zum Zeitpunkt des Rentenbeginns für neu ab-
zuschließende vergleichbare Rentenversicherungen mit sofort be-
ginnender Rentenzahlung bei uns verwenden.

a) Vergleichbar ist eine Rentenversicherung
• die ab Rentenbeginn die Zahlung einer lebenslangen Garantie-

rente zur Altersvorsorge und eine Leistung bei Tod vorsieht und
• die keine Risikoprüfung für den Rentenbezug vorsieht und
• die im Rentenbezug keine weiteren versicherten Leistungen wie

Berufsunfähigkeits- oder Pflegeleistungen vorsieht und

• die in den Versicherungsbedingungen Regelungen zur Beteili-
gung am Überschuss ab Rentenbeginn enthält, die mit denjeni-
gen Ihres Vertrags hinsichtlich der Art der Überschussanteile,
der Ermittlung der Überschussanteile und deren Verwendung in-
haltlich übereinstimmen (siehe Ziffer 2.3.5).

Beispiele vergleichbarer Rentenversicherungen können Sie Ihrem
Produktinformationsblatt entnehmen.

b) Wenn wir zum Rentenbeginn keine vergleichbare Rentenversi-
cherung im Sinne von Absatz a) auf dem deutschen Lebensversi-
cherungsmarkt anbieten, verpflichten wir uns, Rechnungsgrundla-
gen festzulegen,
• die nach anerkannten versicherungsmathematischen Grundsät-

zen ermittelt werden und die wir deshalb als angemessen anse-
hen und

• die sicherstellen, dass wir dauerhaft unsere Verpflichtungen aus
den Verträgen erfüllen können.

In diesem Fall werden wir einen unabhängigen Treuhänder hinzu-
ziehen, der die Rechnungsgrundlagen zu prüfen und deren Ange-
messenheit zu bestätigen hat.

Wenn wir zum Rentenbeginn mehrere vergleichbare Rentenversi-
cherungen im Sinne von Absatz a) auf dem deutschen Lebensver-
sicherungsmarkt anbieten, werden wir die Rechnungsgrundlagen
der vergleichbaren Rentenversicherung verwenden, die zu einer
höheren →ab Rentenbeginn garantierten Rente führen. In diesem
Fall ist Voraussetzung, dass Sie die vergleichbare Rentenversiche-
rung im Sinne von Absatz a) neu abschließen können.

c) Absatz 3 gilt nicht für die Berechnung der garantierten Mindest-
rente (siehe dazu Absatz 1 a)).

2. Leistung aus der Überschussbeteiligung

Für die Überschussbeteiligung gelten die folgenden Regelungen.
Falls für einzelne Bausteine Besonderheiten gelten, finden Sie die-
se in den Regelungen des jeweiligen Bausteins.

Inhalt dieses Abschnitts:
2.1 Was sind die Grundlagen der Überschussbeteili-

gung?
2.2 Wie beteiligen wir die Versicherungsnehmer in ih-

rer Gesamtheit an den Überschüssen?
2.3 Wie beteiligen wir Ihren Vertrag an den Über-

schüssen?
2.4 Wie beteiligen wir Ihren Vertrag an den Bewer-

tungsreserven?

2.1 Was sind die Grundlagen der Überschussbeteili-
gung?

Als →Versicherungsnehmer steht Ihnen eine Überschussbeteili-
gung zu; dabei ist Folgendes zu beachten:

(1) Höhe der Überschussbeteiligung nicht garantiert
Wir können die Überschussbeteiligung der Höhe nach nicht vorab
garantieren. Zum einen hängt die Höhe der Überschussbeteiligung
von vielen Einflüssen ab, die nicht vorhersehbar und von uns nur
begrenzt beeinflussbar sind. Wichtigster Einflussfaktor ist die Ent-
wicklung des Kapitalmarkts. Aber auch die Entwicklung der von
uns versicherten Risiken und der Kosten ist von Bedeutung. Zum
anderen erfolgt die Überschussbeteiligung nach einem verursa-
chungsorientierten Verfahren (siehe dazu im Einzelnen die Ziffern
2.3 und 2.4 Absatz 2). Beides kann - bezogen auf Ihren Vertrag -
im ungünstigsten Fall dazu führen, dass die Überschussbeteiligung
der Höhe nach null sein kann.

Wir informieren Sie jährlich über die Entwicklung der Überschuss-
beteiligung.

(2) Komponenten der Überschussbeteiligung
Die Überschussbeteiligung umfasst 2 Komponenten:
• die Beteiligung an den Überschüssen (siehe dazu insbesondere

die Ziffern 2.2 und 2.3) und
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• die Beteiligung an den →Bewertungsreserven (siehe dazu ins-
besondere die Ziffer 2.4).

Bei der Überschussbeteiligung beachten wir die Vorgaben des
Versicherungsvertragsgesetzes (VVG), insbesondere
§ 153 Versicherungsvertragsgesetz (VVG), sowie die Vorgaben
des Versicherungsaufsichtsgesetzes (VAG) und der dazu ergange-
nen Rechtsverordnungen.

(3) Maßgebende Überschüsse und Bewertungsreserven
Wir beteiligen die →Versicherungsnehmer in ihrer Gesamtheit an
den Überschüssen, die wir jährlich im Rahmen unseres Jahresab-
schlusses nach den Vorschriften des Handelsgesetzbuchs (HGB)
ermitteln und in unserem Geschäftsbericht veröffentlichen. Mit der
Feststellung des Jahresabschlusses legen wir unter Beachtung
aufsichtsrechtlicher Vorgaben fest, welcher Teil des jährlichen
Überschusses für die Überschussbeteiligung der →Versicherungs-
nehmer in ihrer Gesamtheit zur Verfügung steht.

Wir ermitteln die →Bewertungsreserven ebenfalls nach handels-
rechtlichen Vorschriften jährlich neu und veröffentlichen sie in un-
serem Geschäftsbericht.

2.2 Wie beteiligen wir die Versicherungsnehmer in ih-
rer Gesamtheit an den Überschüssen?

In dieser Regelung stellen wir Ihnen dar, wie wir die →Versiche-
rungsnehmer in ihrer Gesamtheit an den Überschüssen beteiligen
(sogenannte kollektive Beteiligung an den Überschüssen). Die kol-
lektive Beteiligung an den Überschüssen bezieht sich auf alle
→Versicherungsnehmer, die mit uns einen Vertrag abgeschlossen
haben, der eine Überschussbeteiligung vorsieht.

Es ergeben sich aus dieser Ziffer 2.2 zur kollektiven Beteiligung an
den Überschüssen noch keine vertraglichen Ansprüche auf eine
bestimmte Höhe der Beteiligung an den Überschüssen (siehe auch
Ziffer 2.1 Absatz 1). Ihr vertraglicher Anspruch auf eine Beteiligung
an den Überschüssen folgt aus der Ziffer 2.3.

Wir erläutern Ihnen im Rahmen der kollektiven Beteiligung an den
Überschüssen,
• aus welchen Quellen Überschüsse stammen können (Absatz 1)

und
• wie wir mit entstandenen Überschüssen verfahren (Absatz 2).

(1) Überschussquellen
Überschüsse können aus drei verschiedenen Quellen entstehen:
• den Kapitalerträgen (Absatz 1 a)),
• dem Risikoergebnis (Absatz 1 b)) und
• dem übrigen Ergebnis (Absatz 1 c)).

Wir beteiligen die →Versicherungsnehmer in ihrer Gesamtheit an
diesen Überschüssen. Dabei beachten wir die Verordnung über die
Mindestbeitragsrückerstattung in der Lebensversicherung (Min-
destzuführungsverordnung - MindZV) in der jeweils geltenden Fas-
sung. In Ausnahmefällen kann die in dieser Verordnung vorgese-
hene Mindestbeteiligung der →Versicherungsnehmer mit Zustim-
mung der für uns zuständigen Aufsichtsbehörde gekürzt werden
(§ 5 Mindestzuführungsverordnung - MindZV).

a) Kapitalerträge
Die Überschüsse stammen im Wesentlichen aus den Erträgen un-
serer Kapitalanlagen.

Von den nach der Mindestzuführungsverordnung (MindZV) anzu-
rechnenden Kapitalerträgen erhalten die →Versicherungsnehmer
in ihrer Gesamtheit mindestens den dort genannten prozentualen
Anteil. In der derzeitigen Fassung der Mindestzuführungsverord-
nung (MindZV) sind 90 Prozent vorgeschrieben. Dem sich danach
ergebenden Betrag entnehmen wir zunächst die Mittel, die wir zur
Finanzierung der garantierten Versicherungsleistungen benötigen.
Die verbleibenden Kapitalerträge verwenden wir für die Über-
schussbeteiligung der →Versicherungsnehmer in ihrer Gesamtheit.

b) Risikoergebnis
Weitere Überschüsse können dann entstehen, wenn sich das von
uns versicherte Risiko günstiger entwickelt als wir bei der ur-
sprünglichen Kalkulation angenommen haben (zum Beispiel durch

eine veränderte Zahl der Todesfälle). In diesem Fall müssen wir
weniger Versicherungsleistungen als angenommen erbringen und
können daher die →Versicherungsnehmer in ihrer Gesamtheit an
dem entstehenden Risikoergebnis beteiligen.

Am Risikoergebnis beteiligen wir die →Versicherungsnehmer in ih-
rer Gesamtheit nach der derzeitigen Fassung der Mindestzufüh-
rungsverordnung (MindZV) zu mindestens 90 Prozent.

c) Übriges Ergebnis
Weitere Überschüsse können dann entstehen, wenn insbesondere
die →Kosten niedriger sind als wir bei der ursprünglichen Kalkulati-
on angenommen haben (zum Beispiel durch Einsparungen bei der
Verwaltung der Verträge).

Am übrigen Ergebnis beteiligen wir die →Versicherungsnehmer in
ihrer Gesamtheit nach der derzeitigen Fassung der Mindestzufüh-
rungsverordnung (MindZV) zu mindestens 50 Prozent.

(2) Rückstellung für Beitragsrückerstattung
Die Überschüsse nach Absatz 1, die auf die →Versicherungsneh-
mer in ihrer Gesamtheit entfallen, führen wir der →Rückstellung für
Beitragsrückerstattung zu, soweit sie nicht bereits unmittelbar den
überschussberechtigten Versicherungsverträgen gut geschrieben
werden.

Die →Rückstellung für Beitragsrückerstattung ist eine handels-
rechtlich vorgesehene Reserve für die künftige Überschussbeteili-
gung der →Versicherungsnehmer. Sie ermöglicht es, Schwankun-
gen der Überschüsse - wie sie insbesondere bei Kapitalerträgen
häufig vorkommen - im Zeitverlauf auszugleichen.

Die →Rückstellung für Beitragsrückerstattung darf nur für die Über-
schussbeteiligung der →Versicherungsnehmer verwendet werden.
Nur in Ausnahmefällen (zum Beispiel zur Abwendung eines dro-
henden Notstands) können wir hiervon mit Zustimmung der für uns
zuständigen Aufsichtsbehörde nach den Regelungen des Versi-
cherungsaufsichtsgesetzes (VAG) abweichen. Dies dürfen wir nur,
soweit die Rückstellung nicht auf bereits festgelegte Über-
schussanteile entfällt.

2.3 Wie beteiligen wir Ihren Vertrag an den Über-
schüssen?

Bei der Beteiligung Ihres Vertrags an den Überschüssen (soge-
nannte individuelle Beteiligung an den Überschüssen) wenden wir
ein verursachungsorientiertes Verfahren an. Im Folgenden erläu-
tern wir Ihnen, wie dieses Verfahren im Einzelnen abläuft:
• warum wir Überschussgruppen bilden (2.3.1),
• wie wir zur Ermittlung der Überschussanteile Ihres Vertrags

→Überschussanteilsätze festlegen (2.3.2) und
• wie Ihr Vertrag während der Vertragsdauer an den Überschüs-

sen beteiligt wird (2.3.3 bis 2.3.5).

2.3.1 Bildung von Überschussgruppen

Versicherungen tragen in unterschiedlichem Maß zu der Entste-
hung von Überschüssen bei. Wir fassen deshalb vergleichbare
Versicherungen zu sogenannten Überschussgruppen zusammen.
Innerhalb der Überschussgruppen gibt es verschiedene Untergrup-
pen, mit denen wir weitere bestehende Unterschiede berücksichti-
gen. Die Zuordnung zu einer Überschuss- und Untergruppe erfolgt
zum Beispiel in Abhängigkeit von
• der Art des versicherten Risikos (zum Beispiel Todesfall- oder

Berufsunfähigkeitsrisiko),
• der Phase, in der sich die Versicherung befindet (zum Beispiel

vor oder nach Rentenbeginn),
• dem Versicherungsbeginn oder
• der Art der Beitragszahlung.

Die für die →Versicherungsnehmer in ihrer Gesamtheit vorgesehe-
nen Überschüsse verteilen wir auf die einzelnen Überschuss- und
Untergruppen. Dabei orientieren wir uns daran, in welchem Um-
fang die Gruppen zur Entstehung der Überschüsse beigetragen
haben.

Die Information, zu welcher Überschuss- und Untergruppe Ihre
Versicherung gehört, finden Sie in Ihren Versicherungsinformatio-
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nen unter der Überschrift "Welche Überschussgruppen und Unter-
gruppen liegen der Versicherung zugrunde?". Die Gruppenzuord-
nung ist maßgeblich für die spätere Zuteilung der Überschussan-
teile.

2.3.2 Festlegung der Überschussanteilsätze

Zur Ermittlung der Überschussanteile, die Ihrem Vertrag nach ei-
nem festgelegten Verfahren zugeteilt werden (siehe Ziffern 2.3.3
bis 2.3.5), legt der Vorstand unseres Unternehmens auf Vorschlag
des →Verantwortlichen Aktuars vor Beginn eines jeden Kalender-
jahres die Höhe der →Überschussanteilsätze für die Dauer eines
Jahres fest (sogenannte Überschussdeklaration).

Der Vorstand legt die →Überschussanteilsätze für die einzelnen
Überschuss- und Untergruppen (siehe Ziffer 2.3.1) sowie für die
verschiedenen Arten der Überschussanteile (siehe Ziffern 2.3.3 bis
2.3.5) als Prozentsätze bestimmter →Bezugsgrößen fest. Die Fest-
legung kann dazu führen, dass der einzelne Vertrag keine Über-
schussanteile oder nicht alle für ihn in Betracht kommenden Arten
von Überschussanteilen (siehe Ziffern 2.3.3 bis 2.3.5) erhält.

Wir veröffentlichen die →Überschussanteilsätze jährlich im Anhang
unseres Geschäftsberichts, den Sie jederzeit bei uns anfordern
können, oder teilen sie Ihnen auf andere Weise mit.

Wenn Sie eine Versicherung gegen Einmalbeitrag oder mit einer
Beitragszahlungsdauer von bis zu 9 Jahren oder mit einer →Auf-
schubdauer von weniger als 10 Jahren abgeschlossen haben, gel-
ten für den Baustein Altersvorsorge für einen bestimmten Zeitraum
eigene →Überschussanteilsätze. Diese weichen von denjenigen
→Überschussanteilsätzen ab, die wir für die Untergruppe Ihrer
Versicherung im Anhang unseres Geschäftsberichts nennen.

Wenn wir eigene →Überschussanteilsätze verwenden, finden Sie
Informationen zur Höhe der eigenen Überschussanteilsätze sowie
zu dem Zeitraum, in dem Sie eigene Überschussanteilsätze erhal-
ten, in Ihren Versicherungsinformationen unter der Überschrift
"Hinweise zu eigenen Überschussanteilsätzen".

2.3.3 Laufende Beteiligung am Überschuss vor Rentenbeginn

Vor Rentenbeginn beteiligen wir den Baustein Altersvorsorge in
Abhängigkeit von der Zuordnung Ihrer Versicherung zu einer Über-
schuss- bzw. Untergruppe jeweils zu Beginn eines Versicherungs-
jahres und erstmals zu Beginn des zweiten Versicherungsjahres
an unseren Überschüssen (jährliche Überschussanteile).

Der jährliche Überschussanteil vor Rentenbeginn besteht aus ei-
nem Zinsüberschussanteil und einem Zusatzüberschussanteil. De-
ren Höhe ergibt sich aus der Überschussdeklaration (siehe Ziffer
2.3.2) und kann auch null sein.

(1) Ermittlung und Zuteilung der Überschussanteile
Die Höhe der Ihrem Vertrag zuzuteilenden Überschussanteile er-
mitteln wir nach versicherungsmathematischen Grundsätzen und
legen dabei die jeweils festgelegten →Überschussanteilsätze (sie-
he Ziffer 2.3.2) und die jeweilige →Bezugsgröße zugrunde.

→Bezugsgröße für den Zinsüberschussanteil und den Zusatzüber-
schussanteil ist das →Deckungskapital der Versicherung (inklusive
(erweitertem) Kapitalbonus) zu Beginn des jeweiligen Versiche-
rungsjahres.

Die Mittel für die Überschussanteile werden grundsätzlich der
→Rückstellung für Beitragsrückerstattung entnommen (siehe Ziffer
2.2 Absatz 2). Nur wenn sie unmittelbar den überschussberechtig-
ten Versicherungsverträgen gut geschrieben werden, werden sie
zu Lasten des Ergebnisses des Geschäftsjahres finanziert.

(2) Verwendung der Überschussanteile
Die zugeteilten Überschussanteile verwenden wir entsprechend
der mit Ihnen getroffenen Vereinbarung.

a) Kapitalbonus
Wenn Sie einen Kapitalbonus vereinbart haben, verwenden wir die
jährlichen Überschussanteile aus dem Baustein Altersvorsorge
nach Abzug von Verwaltungskosten (→Kosten) für eine Erhöhung

des →Deckungskapitals des Bausteins Altersvorsorge. Gleiches
gilt für Überschussanteile aus weiteren Bausteinen, wenn in den
für diese Bausteine geltenden Regelungen nichts anderes festge-
legt ist.

Durch die Erhöhung des →Deckungskapitals des Bausteins Alters-
vorsorge erhöhen sich in gleicher Höhe
• das Garantiekapital des Bausteins Altersvorsorge und
• die Leistung bei Tod vor Rentenbeginn (siehe Ziffer 1.2 Absatz 1

a)).

Die jährlichen Überschussanteile sind somit für die Erhöhung des
→Deckungskapitals des Bausteins Altersvorsorge sowie zur Erhö-
hung der Leistungen gebunden.

Die garantierte Mindestrente erhöht sich hierdurch nicht.

b) Erweiterter Kapitalbonus
Wenn Sie einen erweiterten Kapitalbonus vereinbart haben, ver-
wenden wir die jährlichen Überschussanteile aus dem Baustein Al-
tersvorsorge nach Abzug von Verwaltungkosten (→Kosten)
• für eine Erhöhung des →Deckungskapitals des Bausteins Al-

tersvorsorge und
• für eine Erhöhung der Leistung eines abgeschlossenen Bau-

steins Berufsunfähigkeitsrente und eines gegebenenfalls ergän-
zend versicherten Bausteins Pflegezusatzrente oder für eine Er-
höhung der Leistung eines abgeschlossenen Bausteins Kinder-
pflegerente.

Gleiches gilt für Überschussanteile aus weiteren Bausteinen, wenn
in den für diese Bausteine geltenden Regelungen nichts anderes
festgelegt ist.

Durch die Erhöhung des →Deckungskapitals des Bausteins Alters-
vorsorge erhöhen sich in gleicher Höhe
• das Garantiekapital des Bausteins Altersvorsorge und
• die Leistung bei Tod vor Rentenbeginn (siehe Ziffer 1.2 Absatz 1

a)).

Die Leistungen

• eines abgeschlossenen Bausteins Berufsunfähigkeitsrente und
eines gegebenenfalls ergänzend versicherten Bausteins Pflege-
zusatzrente oder

• eines abgeschlossenen Bausteins Kinderpflegerente
erhöhen sich im selben Verhältnis wie das Garantiekapital des
Bausteins Altersvorsorge nach Satz 3. Dabei darf jedoch der Erhö-
hungsbetrag der jährlichen Berufsunfähigkeitsrente und der jährli-
chen Pflegezusatzrente, falls Sie ergänzend einen Baustein Pfle-
gezusatzrente versichert haben, 4,5 Prozent des Erhöhungsbe-
trags des Garantiekapitals des Bausteins Altersvorsorge nicht
übersteigen.

Die jährlichen Überschussanteile sind somit für die Erhöhung des
→Deckungskapitals des Bausteins Altersvorsorge sowie zur Erhö-
hung der Leistungen gebunden.

Die garantierte Mindestrente erhöht sich hierdurch nicht.

2.3.4 Schlussüberschussbeteiligung

Zusätzlich zu den jährlichen Überschussanteilen kann ein Schluss-
überschussanteil zugeteilt werden
• bei Kündigung, Ausübung des Kapitalwahlrechts nach Ziffer 9.2

oder Tod vor Rentenbeginn (Vertragsende) oder
• zu Beginn der Rente aus dem Baustein Altersvorsorge.

Der Schlussüberschussanteil besteht aus einem sogenannten nor-
malen Schlussüberschussanteil. Zu dem normalen Schlussüber-
schussanteil kann ein zusätzlicher Schlussüberschussanteil hinzu-
kommen. Die Höhe des normalen und des zusätzlichen Schluss-
überschussanteils ergibt sich aus der Überschussdeklaration (sie-
he Ziffer 2.3.2) und kann auch null sein.

(1) Ermittlung des normalen Schlussüberschussanteils
Bei Vertragsende oder zu Beginn der Rente aus dem Baustein Al-
tersvorsorge ermitteln wir die Höhe des normalen Schlussüber-
schussanteils nach versicherungsmathematischen Grundsätzen
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und legen dabei die →Bezugsgrößen und die dann für sämtliche
Versicherungsjahre jeweils festgelegten Schlussüberschussanteil-
sätze zugrunde.

→Bezugsgröße für den normalen Schlussüberschussanteil ist das
jeweilige →Deckungskapital der Versicherung (inklusive (erweiter-
tem) Kapitalbonus) in den einzelnen abgelaufenen Versicherungs-
jahren.

Die Höhe sämtlicher Schlussüberschussanteilsätze legt der Vor-
stand jeweils für ein Kalenderjahr fest. Die Festlegung der Höhe
der Schlussüberschussanteilsätze sowie weitere Informationen
können Sie dem Anhang unseres Geschäftsberichts unter der
Überschrift "Schlussüberschussanteil" entnehmen.

Bei Kapitalzahlungen vor Rentenbeginn (zum Beispiel bei Kündi-
gung) kann der Schlussüberschussanteil in Abhängigkeit von der
Zinssituation am Kapitalmarkt geringer ausfallen. Weitere Informa-
tionen können Sie dem Anhang unseres Geschäftsberichts unter
der Unterüberschrift "Schlussüberschussanteil bei Kündigung" ent-
nehmen.

(2) Ermittlung des zusätzlichen Schlussüberschussanteils
Wenn bei Vertragsende oder zu Beginn der Rente aus dem Bau-
stein Altersvorsorge ein zusätzlicher Schlussüberschussanteil hin-
zukommt, ermitteln wir dessen Höhe nach versicherungsmathema-
tischen Grundsätzen; die Ermittlung entspricht dabei der eines
jährlichen Überschussanteils (Ziffer 2.3.3 Absatz 1).

(3) Verwendung des Schlussüberschussanteils
Wenn wir eine Rente aus dem Baustein Altersvorsorge zahlen,
verwenden wir den zugeteilten Schlussüberschussanteil als Teil
des Gesamtkapitals für die Bildung der Rente nach Ziffer 1.1 Ab-
satz 2 Satz 1 und Absatz 3. Die garantierte Mindestrente erhöht
sich hierdurch nicht.

Wenn ein Schlussüberschussanteil bei Vertragsende hinzukommt,
zahlen wir ihn aus.

2.3.5 Beteiligung am Überschuss nach Rentenbeginn

Wenn Sie mit uns für die Beteiligung am Überschuss nach Renten-
beginn eine Überschussrente vereinbart haben, gilt Folgendes:

• Die Höhe der Überschussrente können wir nicht garantieren.
• Sie erhalten die Überschussrente ab Rentenbeginn zusätzlich

zu der →ab Rentenbeginn garantierten Rente.
• Die Überschussrente besteht aus einer nicht garantierten zu-

sätzlichen Rente aus dem Baustein Altersvorsorge sowie nicht
garantierten jährlichen Rentenerhöhungen, die in Prozent der im
Vorjahr erreichten Gesamtrente aus dem Baustein Altersvorsor-
ge festgelegt werden.

• Die erste Rentenerhöhung erfolgt ein Jahr nach Beginn der Ren-
tenzahlung.

(1) Ermittlung der Überschussrente
Die Höhe der Überschussrente ermitteln wir, indem wir sie als Dif-
ferenz aus der Gesamtrente und der →ab Rentenbeginn garantier-
ten Rente berechnen.

Die Gesamtrente zu Rentenbeginn ermitteln wir dabei aus dem
Gesamtkapital nach Ziffer 1.1 Absatz 3 mit der für die Überschuss-
rente festgelegten Sterbetafel (→Tafeln) und Verzinsung. Dabei
berücksichtigen wir die nicht garantierten jährlichen Rentenerhö-
hungen. Die für die Überschussrente festgelegte Sterbetafel (→Ta-
feln) und Verzinsung können Sie dem Anhang unseres Geschäfts-
berichts entnehmen.

Wenn ein Baustein Hinterbliebenenrente ab Rentenbeginn einge-
schlossen ist, enthält die Überschussrente auch eine Hinterbliebe-
nenrente ab Rentenbeginn. Das Verhältnis der Hinterbliebenenren-
te zur Gesamtrente aus dem Baustein Altersvorsorge stimmt mit
dem Verhältnis der jeweils garantierten Renten bei Rentenbeginn
überein.

Die Mittel für die Finanzierung der Überschussrente werden grund-
sätzlich der →Rückstellung für Beitragsrückerstattung entnommen
(siehe Ziffer 2.2 Absatz 2). Nur wenn sie unmittelbar den über-

schussberechtigten Versicherungsverträgen gut geschrieben wer-
den, werden sie zu Lasten des Ergebnisses des Geschäftsjahres
finanziert.

(2) Änderung der Rechnungsgrundlagen für die Überschuss-
rente
Wenn sich im Rahmen der jährlichen Überschussdeklaration (sie-
he Ziffer 2.3.2) die für die Überschussrente festgelegte Sterbetafel
(→Tafeln) oder Verzinsung ändert,
• können die jährlichen Rentenerhöhungen künftig geringer oder

höher als bisher ausfallen und
• kann sich die bereits erreichte Leistung aus der Überschussren-

te verringern oder erhöhen.

Die Überschussrente kann - im ungünstigsten Fall - der Höhe nach
null sein.

Wir werden Sie bei Beginn der Rentenzahlung und bei jeder späte-
ren Änderung über die Höhe der vorgenannten zusätzlichen Rente
und den Prozentsatz der Rentenerhöhung informieren.

(3) Änderung der Beteiligung am Überschuss nach Rentenbe-
ginn
Sie können schriftlich verlangen, dass wir die Beteiligung am Über-
schuss nach Rentenbeginn im Rahmen der von uns angebotenen
Möglichkeiten anders vornehmen als bei Vertragsabschluss verein-
bart. Ihre diesbezügliche Erklärung muss uns spätestens einen
Monat vor dem vereinbarten Rentenbeginn zugehen.

2.4 Wie beteiligen wir Ihren Vertrag an den Bewer-
tungsreserven?

Bei der Bewertung unserer Kapitalanlagen können →Bewertungs-
reserven entstehen. Diese ergeben sich, wenn der Marktwert der
Kapitalanlagen über dem Wert liegt, mit dem die Kapitalanlagen in
unserer Bilanz ausgewiesen sind. Die →Bewertungsreserven sor-
gen für Sicherheit und ermöglichen es, kurzfristige Schwankungen
auf den Kapitalmärkten auszugleichen.

Die →Bewertungsreserven, die nach den aufsichtsrechtlichen Vor-
schriften für die Beteiligung der →Versicherungsnehmer zu berück-
sichtigen sind, ordnen wir den einzelnen Verträgen nach dem in
Absatz 2 beschriebenen verursachungsorientierten Verfahren
rechnerisch zu.

Die Höhe der →Bewertungsreserven ermitteln wir dazu
• jährlich neu,
• zusätzlich auch zu den Stichtagen, die wir im Anhang unseres

Geschäftsberichts unter der Unterüberschrift "Maßgebende
Stichtage für die Beteiligung an Bewertungsreserven" veröffentli-
chen.

Aus der rechnerischen Zuordnung ergeben sich noch keine ver-
traglichen Ansprüche auf eine Beteiligung an den →Bewertungsre-
serven in einer bestimmten Höhe. Ihre konkrete Beteiligung auf
Grundlage der rechnerischen Zuordnung ergibt sich aus den Ab-
sätzen 3 bis 7.

(1) Zeitpunkt der Beteiligung
Neben der Beteiligung an den Überschüssen beteiligen wir Ihre
Versicherung an den →Bewertungsreserven:
• bei Kündigung, Ausübung des Kapitalwahlrechts nach Ziffer 9.2

oder Tod vor Rentenbeginn (Vertragsende) oder
• zu Beginn der Rente aus dem Baustein Altersvorsorge sowie
• während der Rentenzahlungen (siehe Absatz 6).

(2) Verursachungsorientiertes Beteiligungsverfahren
Auch die Beteiligung an den →Bewertungsreserven erfolgt nach
einem verursachungsorientierten Verfahren. Im Rahmen dieses
Verfahrens bestimmen wir die dem einzelnen Vertrag rechnerisch
zuzuordnenden →Bewertungsreserven als Anteil an den Bewer-
tungsreserven aller anspruchsberechtigten Verträge. Dieser Anteil
ist abhängig von der Summe der sich für abgelaufene Versiche-
rungsjahre zum Berechnungsstichtag ergebenden →Deckungska-
pitalien Ihres Vertrags im Verhältnis zur Summe der sich für die
entsprechenden Versicherungsjahre ergebenden Deckungskapita-
lien aller Verträge, soweit sie anspruchsberechtigt sind.
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Die Stichtage für die Ermittlung der→Bewertungsreserven legen
wir jeweils im Voraus für ein Kalenderjahr fest. Wir veröffentlichen
diese Festlegungen im Anhang unseres Geschäftsberichts unter
der Unterüberschrift "Maßgebende Stichtage für die Beteiligung an
Bewertungsreserven".

(3) Zuteilung der Bewertungsreserven
Zu Beginn der Rente aus dem Baustein Altersvorsorge oder bei
Vertragsende ermitteln wir für diesen Zeitpunkt den Ihrem Vertrag
rechnerisch zuzuordnenden Anteil an den →Bewertungsreserven
nach dem in Absatz 2 beschriebenen Verfahren. Nach
§ 153 Absatz 3 Versicherungsvertragsgesetz (VVG) teilen wir Ihrer
Versicherung dann die Hälfte des ermittelten Betrags zu. Damit ha-
ben Sie einen Anspruch auf den Ihrem Vertrag zugeteilten Betrag,
der nach Absatz 4 verwendet wird.

(4) Verwendung der zugeteilten Bewertungsreserven
Wenn wir eine Rente aus dem Baustein Altersvorsorge zahlen,
verwenden wir die Beteiligung an den →Bewertungsreserven als
Teil des Gesamtkapitals für die Bildung der Rente nach Ziffer 1.1
Absatz 2 Satz 1 und Absatz 3. Die garantierte Mindestrente erhöht
sich hierdurch nicht.

Wenn der Vertrag endet, zahlen wir die Beteiligung an den →Be-
wertungsreserven aus.

(5) Sockelbetrag für die Beteiligung an den Bewertungsreser-
ven
Die Höhe der →Bewertungsreserven, an denen Ihre Versicherung
beteiligt wird, ist vom Kapitalmarkt abhängig und unterliegt
Schwankungen. Zum Ausgleich dieser Schwankungen können wir
in Abhängigkeit von unserer Ertragslage →Überschussanteilsätze
für den sogenannten Sockelbetrag für die Beteiligung an den →Be-
wertungsreserven festsetzen:
• bei Kündigung und Tod im letzten Jahr vor Rentenbeginn oder

in den letzten 7 Jahren vor Rentenbeginn, wenn die →versicher-
te Person an diesem Termin →rechnungsmäßig mindestens 55
Jahre alt ist,

• bei Ausübung des Kapitalwahlrechts nach Ziffer 9.2 sowie
• zu Beginn der Rente aus dem Baustein Altersvorsorge.

a) Ermittlung des Sockelbetrags
Wenn bei Vertragsende oder zu Beginn der Rente aus dem Bau-
stein Altersvorsorge ein Sockelbetrag hinzukommt, ermitteln wir
dessen Höhe nach versicherungsmathematischen Grundsätzen
und legen dabei die →Bezugsgrößen und die dann für sämtliche
Versicherungsjahre jeweils festgelegten →Überschussanteilsätze
für den Sockelbetrag zugrunde.

→Bezugsgröße für den Sockelbetrag ist das jeweilige →Deckungs-
kapital der Versicherung (inklusive (erweitertem) Kapitalbonus) in
den einzelnen abgelaufenen Versicherungsjahren.

Die Höhe der →Überschussanteilsätze für den Sockelbetrag legt
der Vorstand jeweils für ein Kalenderjahr fest. Die Festlegung der
Höhe der →Überschussanteilsätze für den Sockelbetrag sowie
weitere Informationen können Sie dem Anhang unseres Geschäfts-
berichts unter der Überschrift "Sockelbetrag für die Beteiligung an
Bewertungsreserven" entnehmen.

b) Zuteilung und Verwendung des Sockelbetrags
Wenn wir Ihrem Vertrag die Beteiligung an den →Bewertungsre-
serven zuteilen und ein für diesen Zeitpunkt festgelegter Sockelbe-
trag höher ist als der Wert der Beteiligung, der sich nach Absatz 3
ergibt, teilen wir Ihrem Vertrag den Sockelbetrag zu. Er wird so ver-
wendet wie in Absatz 4 beschrieben. Wenn der Sockelbetrag nied-
riger ist oder kein Sockelbetrag festgesetzt ist, bleibt es bei der Zu-
teilung des gesetzlich vorgesehenen Werts (siehe Absatz 3).

(6) Beteiligung laufender Renten
Laufende Renten werden an den →Bewertungsreserven nach
§ 153 Absatz 1 und 2 Versicherungsvertragsgesetz (VVG) über ei-
ne angemessen erhöhte Beteiligung an den Überschüssen betei-
ligt. Bei der Festlegung der →Überschussanteilsätze im Rahmen
der Ermittlung der Überschussanteile wird insbesondere die aktuel-
le Bewertungsreservensituation berücksichtigt.

(7) Vorrang aufsichtsrechtlicher Regelungen
Bei der Beteiligung an den →Bewertungsreserven müssen wir die
für uns geltenden aufsichtsrechtlichen Vorschriften zur Sicherstel-
lung der dauernden Erfüllbarkeit der Verpflichtungen aus den Ver-
sicherungen einhalten. Dies kann dazu führen, dass die Beteili-
gung an den →Bewertungsreserven teilweise oder ganz entfällt.

3. Leistungsempfänger und Überweisung
der Leistungen

Inhalt dieses Abschnitts:
3.1 An wen zahlen wir die Leistungen und wie kön-

nen Sie hierzu Bestimmungen treffen?
3.2 Was gilt bei Überweisung der Leistungen?

3.1 An wen zahlen wir die Leistungen und wie kön-
nen Sie hierzu Bestimmungen treffen?

(1) Leistungsempfänger und widerrufliches Bezugsrecht
Die Leistungen aus dem Vertrag erbringen wir an Sie als unseren
→Versicherungsnehmer oder an Ihre Erben, wenn Sie uns keine
andere Person benannt haben, der die Ansprüche aus dem Ver-
trag bei deren Fälligkeit zustehen sollen (Bezugsberechtigter). Bis
zur jeweiligen Fälligkeit können Sie das Bezugsrecht jederzeit än-
dern oder widerrufen (widerrufliches Bezugsrecht). Nach dem Tod
der →versicherten Person kann das Bezugsrecht nicht mehr geän-
dert oder widerrufen werden.

(2) Unwiderrufliches Bezugsrecht
Sie können ausdrücklich bestimmen, dass dem Bezugsberechtig-
ten die Ansprüche aus dem Vertrag sofort und unwiderruflich zu-
stehen sollen. Sobald wir Ihre Erklärung erhalten haben, kann die-
ses Bezugsrecht nur noch aufgehoben werden, wenn der Bezugs-
berechtigte zustimmt.

(3) Abtretung und Verpfändung von Ansprüchen
Sie können Ihre Ansprüche aus dem Vertrag auch abtreten oder
verpfänden, wenn derartige Verfügungen rechtlich möglich sind.

(4) Schriftform
Die Einräumung und der Widerruf eines Bezugsrechts (Absatz 1
und 2) sowie eine Abtretung oder Verpfändung von Ansprüchen
aus Ihrem Vertrag (Absatz 3) sind uns gegenüber nur und erst
dann wirksam, wenn sie uns der bisherige Berechtigte schriftlich
angezeigt hat. Eine Anzeige per Fax oder per E-Mail erfüllt die
→Schriftform nicht. Der bisherige Berechtigte sind im Regelfall Sie.
Es können aber auch andere Personen sein, wenn Sie vorher bin-
dende Verfügungen vorgenommen haben.

3.2 Was gilt bei Überweisung der Leistungen?

Wir überweisen unsere Leistungen dem Empfangsberechtigten auf
seine Kosten. Bei Überweisungen in Staaten außerhalb des Euro-
päischen Wirtschaftsraums trägt der Empfangsberechtigte die da-
mit verbundene Gefahr.

4. Leistungsausschlüsse und Leistungsein-
schränkungen

Inhalt dieses Abschnitts:
4.1 Was gilt bei Wehrdienst, Unruhen, Krieg oder Ein-

satz bzw. Freisetzen von ABC-Waffen oder radio-
aktiven, biologischen oder chemischen Stoffen?

4.2 Was gilt bei Selbsttötung der versicherten Per-
son?

4.1 Was gilt bei Wehrdienst, Unruhen, Krieg oder Ein-
satz bzw. Freisetzen von ABC-Waffen oder radio-
aktiven, biologischen oder chemischen Stoffen?

(1) Grundsatz
Wir leisten grundsätzlich unabhängig davon, auf welcher Ursache
der Versicherungsfall beruht. Wir leisten insbesondere auch dann,
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wenn die →versicherte Person bei der Ausübung des Wehr- oder
Polizeidiensts oder bei inneren Unruhen gestorben ist.

(2) Eingeschränkte Leistungspflicht
Bei Tod der →versicherten Person vor Rentenbeginn leisten wir in
folgenden Fällen eingeschränkt:

a) Der Tod steht in unmittelbarem oder mittelbarem Zusammen-
hang mit kriegerischen Ereignissen.

Wir leisten jedoch uneingeschränkt, wenn die →versicherte Person
während eines Aufenthalts außerhalb Deutschlands in unmittelba-
rem oder mittelbarem Zusammenhang mit kriegerischen Ereignis-
sen stirbt, an denen sie nicht aktiv beteiligt war.

b) Der Tod steht in unmittelbarem oder mittelbarem Zusammen-
hang mit
• vorsätzlich eingesetzten atomaren, biologischen oder chemi-

schen Waffen (ABC-Waffen) oder
• vorsätzlich eingesetzten oder vorsätzlich freigesetzten radioakti-

ven, biologischen oder chemischen Stoffen,
wenn der Einsatz oder das Freisetzen darauf gerichtet sind, das
Leben vieler Personen zu gefährden.

Wir leisten jedoch uneingeschränkt, wenn es sich um ein räumlich
und zeitlich begrenztes Ereignis handelt, bei dem nicht mehr als
1.000 Menschen unmittelbar sterben oder voraussichtlich mittelbar
innerhalb von 5 Jahren nach dem Ereignis sterben oder dauerhaft
schwere gesundheitliche Beeinträchtigungen erleiden werden. Die
Voraussetzungen einer uneingeschränkten Leistungspflicht werden
wir innerhalb von 6 Monaten seit dem Ereignis von einem unab-
hängigen Gutachter prüfen und gegebenenfalls bestätigen lassen.
Ansprüche auf die uneingeschränkte Versicherungsleistung wer-
den frühestens nach Ablauf dieser Frist fällig.

(3) Auswirkungen der eingeschränkten Leistungspflicht
Die eingeschränkte Leistungspflicht hat folgende Auswirkung:

Wir zahlen den nach Ziffer 8.2 berechneten Betrag. Einen Abzug
nach Ziffer 8.2 Absatz 2 nehmen wir nicht vor. Hinzu kommt der
Rückkaufswert aus einem gegebenenfalls abgeschlossenen Bau-
stein Kapital bei Tod. Wir zahlen insgesamt jedoch höchstens die
Leistung, die für den Todesfall vereinbart war. Voraussetzung dafür
ist, dass wir zum gleichen Zeitpunkt bei Kündigung eine Leistung
zahlen würden.

Der sich so ergebende Betrag wird auf den ersten Tag des Monats
berechnet, der auf den Todestag folgt.

4.2 Was gilt bei Selbsttötung der versicherten Per-
son?

(1) Grundsatz
Bei vorsätzlicher Selbsttötung leisten wir uneingeschränkt, wenn
seit Abschluss des Vertrags 3 Jahre vergangen sind.

Bei vorsätzlicher Selbsttötung vor Ablauf der 3-Jahres-Frist leisten
wir nur dann uneingeschränkt, wenn uns nachgewiesen wird, dass
die Tat
• in einem die freie Willensbestimmung ausschließenden Zustand

krankhafter Störung der Geistestätigkeit oder
• unter dem Druck schwerer körperlicher Leiden begangen wor-

den ist.

(2) Eingeschränkte Leistungspflicht und Auswirkungen
Wenn die in Absatz 1 genannten Voraussetzungen nicht vorliegen,
erbringen wir eine eingeschränkte Leistung nach Ziffer 4.1 Absatz
3.

(3) Änderung oder Wiederherstellung Ihrer Versicherung
Die Absätze 1 und 2 gelten auch bei einer Änderung der Versiche-
rung, die unsere Leistungspflicht erweitert, oder bei einer Wieder-
herstellung der Versicherung.

Wenn die Versicherung geändert oder wiederhergestellt wird, be-
ginnt die 3-Jahres-Frist bezüglich des geänderten oder wiederher-
gestellten Teils neu zu laufen.

5. Ihre Mitwirkungspflichten

Inhalt dieses Abschnitts:
5.1 Welche Unterlagen können wir verlangen?
5.2 Wann können wir den Nachweis verlangen, dass

die versicherte Person noch lebt?
5.3 Welche Unterlagen sind bei Tod der versicherten

Person einzureichen?
5.4 Unter welchen Voraussetzungen können wir wei-

tere Nachweise verlangen?

5.1 Welche Unterlagen können wir verlangen?

Wenn Leistungen aus dem Vertrag beansprucht werden, können
wir die Vorlage folgender Unterlagen verlangen:
• Versicherungsschein;
• amtliches Zeugnis über den Tag der Geburt der →versicherten

Person (Geburtsurkunde).

5.2 Wann können wir den Nachweis verlangen, dass
die versicherte Person noch lebt?

Vor jeder Renten- oder Kapitalzahlung können wir auf unsere Kos-
ten ein amtliches Zeugnis darüber verlangen, dass die →versicher-
te Person noch lebt.

5.3 Welche Unterlagen sind bei Tod der versicherten
Person einzureichen?

Wenn die →versicherte Person stirbt, sind wir hierüber unverzüg-
lich zu informieren.

Folgende Unterlagen sind uns immer vorzulegen:
• amtliches Zeugnis über den Tag der Geburt der →versicherten

Person (Geburtsurkunde) und
• amtliches Zeugnis über den Tod der →versicherten Person mit

Angaben zum Alter und Geburtsort (Sterbeurkunde) und
• ein Nachweis über die Todesursache.

5.4 Unter welchen Voraussetzungen können wir wei-
tere Nachweise verlangen?

Wir können weitere Nachweise verlangen und Nachforschungen
anstellen, wenn dies erforderlich ist, um unsere Leistungspflicht zu
klären. Die hiermit verbundenen Kosten muss die Person tragen,
die die Versicherungsleistung beansprucht.

6. Abschluss- und Vertriebskosten

Wie werden die in den Beitrag einkalkulierten Abschluss- und
Vertriebskosten finanziert?

Beim Abschluss von Versicherungsverträgen entstehen →Kosten
(sogenannte Abschluss- und Vertriebskosten). Die in den Beitrag
einkalkulierten Abschluss- und Vertriebskosten (→Kosten) werden
nicht gesondert erhoben und aus Ihren Beiträgen wie folgt finan-
ziert:
• in gleichmäßigen Jahresbeträgen,
• über einen Zeitraum von mindestens 5 Jahren,
• jedoch nicht länger als bis zum Ende der vereinbarten Beitrags-

zahlungsdauer.

Wenn Sie einen einmaligen Beitrag zahlen, entnehmen wir diesem
die einkalkulierten Abschluss- und Vertriebskosten (→Kosten) so-
fort.

7. Beitragsfreistellung

Inhalt dieses Abschnitts:
7.1 Wie kann Ihre Versicherung beitragsfrei gestellt

werden?
7.2 Welche Nachteile kann eine Beitragsfreistellung

haben?
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7.3 Wie kann nach einer Beitragsfreistellung der Ver-
sicherungsschutz wiederhergestellt werden, der
zuvor bestanden hat?

7.1 Wie kann Ihre Versicherung beitragsfrei gestellt
werden?

(1) Voraussetzungen
Sie können schriftlich verlangen, dass Ihre Versicherung weiterge-
führt wird, ohne dass Beiträge gezahlt werden (Beitragsfreistel-
lung). Eine diesbezügliche Erklärung per Fax oder per E-Mail erfüllt
die →Schriftform nicht. Die Beitragsfreistellung ist zum Ende einer
jeden Versicherungsperiode (siehe Teil B Ziffer 2.1) möglich.

(2) Mindestversicherungsleistung
Wir führen Ihre Versicherung mit der nach Absatz 4 berechneten
beitragsfreien garantierten Mindestrente weiter, wenn diese zum
Zeitpunkt der Beitragsfreistellung jährlich mindestens 200 EUR be-
trägt. Wenn diese Leistung nicht erreicht wird, erlischt die Versi-
cherung und wir zahlen, soweit vorhanden, den nach Ziffer 8.2 be-
rechneten Betrag.

(3) Befristung
Sie können eine unbefristete Beitragsfreistellung verlangen oder
die Beitragsfreistellung zeitlich bis zu 3 Jahren befristen. Bei einer
Befristung informieren wir Sie rechtzeitig vor Ablauf des gewünsch-
ten Zeitraums über die Wiederaufnahme der Beitragszahlung und
über die Möglichkeiten zum Ausgleich der auf die beitragsfreie Zeit
entfallenden Beiträge.

(4) Auswirkungen
• Auch nach der Beitragsfreistellung ermitteln wir die Rente nach

Ziffer 1.1 Absatz 2 und Absatz 3.
• Die garantierte Mindestrente setzen wir um den Faktor herab,

der sich aus dem Verhältnis der Summe der bis zur Beitragsfrei-
stellung gezahlten Beiträge zur Summe der für die Vertragslauf-
zeit vereinbarten Beiträge ergibt.

• Das Garantiekapital setzen wir um die Summe der noch ausste-
henden vereinbarten Beiträge zur Altersvorsorge herab.

• Durch die Beitragsfreistellung ändern sich die Verhältnisse der
Garantieleistungen aus weiteren abgeschlossenen Bausteinen
zum Garantiekapital des Bausteins Altersvorsorge (ohne Be-
rücksichtigung der Beteiligung am Überschuss). Die Leistungen
aus dem künftigen erweiterten Kapitalbonus nach Ziffer 2.3.3
Absatz 2 b) erhöhen sich im geänderten Verhältnis.

(5) Abzug
Von dem aus Ihrer Versicherung für die Bildung der beitragsfreien
Leistung zur Verfügung stehenden Betrag ziehen wir 50 EUR für
erhöhte Verwaltungsaufwendungen ab.

Dieser Abzug entfällt
• im letzten Jahr vor Rentenbeginn oder
• in den letzten 7 Jahren vor Rentenbeginn, wenn die →versicher-

te Person zum Termin der Beitragfreistellung →rechnungsmäßig
mindestens 55 Jahre alt ist.

Wir sehen den Abzug als angemessen an. Dies müssen wir darle-
gen und beweisen. Wenn Sie uns aber dann nachweisen, dass der
Abzug in Ihrem Fall überhaupt nicht oder nur in geringerer Höhe
angemessen ist, entfällt der Abzug oder wir setzen ihn - im letzte-
ren Fall - entsprechend herab.

Die beitragsfreie Leistung berechnen wir zum Ende der Versiche-
rungsperiode, für die Sie letztmalig den vollständigen Beitrag ge-
zahlt haben.

7.2 Welche Nachteile kann eine Beitragsfreistellung
haben?

Die Beitragsfreistellung Ihrer Versicherung kann für Sie Nachteile
haben. In der Anfangszeit Ihrer Versicherung ist wegen der Ver-
wendung Ihrer Beiträge zur Deckung von Abschluss- und Ver-
triebskosten und übrigen Kosten (→Kosten) sowie der Finanzie-
rung eines vereinbarten Risikoschutzes nur der gesetzlich vorge-
gebene Mindestwert zur Bildung einer beitragsfreien Leistung vor-
handen. Auch in den Folgejahren stehen deswegen nicht unbe-

dingt Mittel in Höhe der eingezahlten Beiträge zur Bildung einer
beitragsfreien Leistung zur Verfügung. Nähere Informationen zur
Höhe der beitragsfreien Leistungen während der Vertragsdauer
können Sie Ihren Versicherungsinformationen entnehmen.

7.3 Wie kann nach einer Beitragsfreistellung der Ver-
sicherungsschutz wiederhergestellt werden, der
zuvor bestanden hat?

(1) 6-Monats-Frist für die Wiederherstellung des Versiche-
rungsschutzes ohne Risikoprüfung
Innerhalb von 6 Monaten nach der Beitragsfreistellung Ihrer Versi-
cherung können Sie verlangen, dass die versicherten Leistungen
bis zur Höhe des Versicherungsschutzes vor der Beitragsfreistel-
lung angehoben werden, ohne dass wir eine Risikoprüfung durch-
führen. Voraussetzung dafür ist, dass Sie die Beitragszahlung
nach Absatz 3 wieder aufnehmen.

Die Wiederaufnahme der Beitragszahlung und die Wiederherstel-
lung des Versicherungsschutzes sind ausgeschlossen, wenn Sie
weitere Bausteine abgeschlossen haben und zum Zeitpunkt der
Wiederaufnahme der Beitragszahlung
• bei abgeschlossenen Bausteinen Berufsunfähigkeitsvorsorge

und einem gegebenenfalls ergänzend versicherten Baustein
Pflegezusatzrente die →versicherte Person berufsunfähig bzw.
pflegebedürftig ist;

• bei einem abgeschlossenen Baustein Kindervorsorge: Kinder-
pflegerente mit Beitragsbefreiung bei Pflegebedürftigkeit des
Kindes oder bei Tod oder Berufsunfähigkeit des Versorgers die
→versicherte Person pflegebedürftig oder der versicherte Ver-
sorger berufsunfähig oder gestorben ist;

• bei einem abgeschlossenen Baustein Kindervorsorge: Beitrags-
befreiung bei Tod oder Berufsunfähigkeit des Versorgers der
versicherte Versorger gestorben oder berufsunfähig ist;

• bei einem abgeschlossenen Baustein Pflegevorsorge: Kinder-
pflegerente die →versicherte Person pflegebedürftig ist.

(2) Allgemeine Frist für die Wiederherstellung des Versiche-
rungsschutzes mit Risikoprüfung
Auch nach Ablauf von 6 Monaten, jedoch nur innerhalb von 3 Jah-
ren nach der Beitragsfreistellung Ihrer Versicherung, können Sie
verlangen, dass durch die Wiederaufnahme der Beitragszahlung
nach Absatz 3 die versicherten Leistungen bis zur Höhe des Versi-
cherungsschutzes vor der Beitragsfreistellung angehoben werden.

Wenn die Versicherung wegen einer Elternzeit beitragsfrei gestellt
worden ist, kann die Frist zwischen Beitragsfreistellung und Wie-
derherstellung des Versicherungsschutzes auch mehr als 3 Jahre
betragen. Der Versicherungsschutz muss in diesem Fall jedoch
spätestens innerhalb von 3 Monaten nach Ende der Elternzeit wie-
derhergestellt werden. Wird die Elternzeit in mehrere Abschnitte
aufgeteilt, muss die Wiederherstellung des Versicherungsschutzes
jeweils innerhalb von 3 Monaten nach Beendigung eines Abschnit-
tes erfolgen.

Den Versicherungsschutz können wir dann wiederherstellen, wenn
die →versicherte Person zum Zeitpunkt der Wiederherstellung des
Versicherungsschutzes eine vergleichbare neue Versicherung oh-
ne erschwerte Bedingungen bei uns abschließen könnte.

(3) Möglichkeiten der Wiederherstellung des Versicherungs-
schutzes
Um nach einer Beitragsfreistellung den Versicherungsschutz wie-
derherzustellen, der vor der Beitragsfreistellung bestanden hat,
können Sie
• die Beiträge begleichen, die auf die beitragsfreie Zeit entfallen,

oder
• höhere laufende Beiträge zahlen.

Stattdessen können Sie ohne eine vollständige Wiederherstellung
des Versicherungsschutzes, der vor der Beitragsfreistellung be-
standen hat, auch nur die Beitragszahlung wieder aufnehmen. Die
garantierte Mindestrente und das Garantiekapital berechnen wir
nach versicherungsmathematischen Grundsätzen.

Wir berechnen die neuen Beiträge und die neuen Garantieleistun-
gen nach versicherungsmathematischen Grundsätzen. Dabei gel-
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ten die Regelungen nach Ziffer 1.4 Absatz 1 a). Auf Wunsch infor-
mieren wir Sie über die Auswirkungen.

(4) Auswirkungen auf weitere Bausteine
Wenn Sie Bausteine

• Berufsunfähigkeitsvorsorge und gegebenenfalls einen ergän-
zend versicherten Baustein Pflegezusatzrente,

• Pflege- oder Kindervorsorge
abgeschlossen haben, ergibt sich bei Wiederaufnahme der Bei-
tragszahlung eine neue Aufteilung des Gesamtbeitrags zwischen
• dem Beitrag für die Altersvorsorge und
• dem Beitrag für die Berufsunfähigkeitsvorsorge und dem Bau-

stein Pflegezusatzrente und
• dem Beitrag für die Pflege- oder Kindervorsorge.

Auf Wunsch informieren wir Sie über die konkreten Auswirkungen.

8. Kündigung

Inhalt dieses Abschnitts:
8.1 Wann können Sie Ihre Versicherung kündigen?
8.2 Welche Leistung erbringen wir bei einer Kündi-

gung?
8.3 Welche Nachteile kann eine Kündigung haben?

8.1 Wann können Sie Ihre Versicherung kündigen?

Sie können Ihre Versicherung vor Rentenbeginn zu folgenden Zeit-
punkten schriftlich kündigen:
• Versicherungen mit laufender Beitragszahlung zum Ende einer

Versicherungsperiode;
• beitragsfreie Versicherungen zum Ende des laufenden Monats.

Eine Kündigung per Fax oder per E-Mail erfüllt die →Schriftform
nicht.

Die Leistung im Falle einer Kündigung Ihrer Versicherung setzt
sich aus der Leistung des Bausteins Altersvorsorge und gegebe-
nenfalls den Leistungen weiterer abgeschlossener Bausteine zu-
sammen. Wenn Ihr Vertrag weitere Bausteine enthält, finden Sie in
den Regelungen dieser Bausteine ergänzende Regelungen zur
Kündigung.

8.2 Welche Leistung erbringen wir bei einer Kündi-
gung?

(1) Rückkaufswert
Wir zahlen im Falle einer Kündigung - falls vorhanden - den Rück-
kaufswert. Dieser ist das →Deckungskapital des Bausteins Alters-
vorsorge, das zum Kündigungstermin nach anerkannten Regeln
der Versicherungsmathematik mit den Rechnungsgrundlagen der
Beitragskalkulation berechnet wird.

Bei Versicherungen mit laufender Beitragszahlung hat das →De-
ckungskapital mindestens den Wert, der sich bei gleichmäßiger
Verteilung der unter Beachtung der aufsichtsrechtlichen Höchstzill-
mersätze angesetzten Abschluss- und Vertriebskosten (→Kosten)
auf die ersten 5 Vertragsjahre ergibt, höchstens jedoch auf die Bei-
tragszahlungsdauer.

Das →Deckungskapital des Bausteins Altersvorsorge ohne Be-
rücksichtigung der Beteiligung am Überschuss berechnen wir mit
den in der Ziffer 1.4 Absatz 1 b) genannten Rechnungsgrundlagen
der Beitragskalkulation. Hinzu kommt der Teil des →Deckungska-
pitals des Bausteins Altersvorsorge, der sich aus den jährlichen
Überschussanteilen nach Abzug von Verwaltungskosten (→Kos-
ten) ergibt (siehe Ziffer 2.3.3 Absatz 2).

(2) Abzug
Von dem nach Absatz 1 ermittelten Betrag nehmen wir einen Ab-
zug vor. In Ihren Versicherungsinformationen ist festgelegt, in wel-
cher Höhe wir einen Abzug vornehmen. Dort erläutern wir Ihnen
auch die Gründe für diesen Abzug.

Der Abzug entfällt bei einer Kündigung

• im letzten Jahr vor Rentenbeginn oder
• in den letzten 7 Jahren vor Rentenbeginn, wenn die →versicher-

te Person an diesem Termin →rechnungsmäßig mindestens 55
Jahre alt ist.

Wir sehen den Abzug als angemessen an. Dies müssen wir darle-
gen und beweisen. Wenn Sie uns aber dann nachweisen, dass der
Abzug in Ihrem Fall überhaupt nicht oder nur in geringerer Höhe
angemessen ist, entfällt der Abzug oder wir setzen ihn - im letzte-
ren Fall - entsprechend herab. Beitragsrückstände ziehen wir vom
Rückkaufswert ab.

(3) Herabsetzung im Ausnahmefall
Wir sind berechtigt, den nach Absatz 1 berechneten Betrag ange-
messen herabzusetzen, soweit dies erforderlich ist, um eine Ge-
fährdung der Belange der →Versicherungsnehmer auszuschlie-
ßen. Dies gilt insbesondere, wenn eine Gefährdung der dauernden
Erfüllbarkeit der sich aus den Verträgen ergebenden Verpflichtun-
gen gegeben ist. Die Herabsetzung ist jeweils auf 1 Jahr befristet
(§ 169 Absatz 6 Versicherungsvertragsgesetz - VVG).

(4) Erhöhung des Auszahlungsbetrags um einen Schlussüber-
schussanteil
Zu dem nach den Absätzen 1 bis 3 berechneten Betrag kann ein
Rückkaufswert aus dem Schlussüberschussanteil hinzukommen
(siehe Ziffer 2.3.4).

(5) Erhöhung des Auszahlungsbetrags um Bewertungsreser-
ven
Der nach den Absätzen 1 bis 4 berechnete Betrag kann sich gege-
benenfalls um die Ihrer Versicherung zugeteilten →Bewertungsre-
serven erhöhen (siehe Ziffer 2.4).

(6) Auswirkungen
Mit der Auszahlung des nach den Absätzen 1 bis 5 ermittelten Be-
trags erlischt Ihre Versicherung.

8.3 Welche Nachteile kann eine Kündigung haben?

Die Kündigung Ihrer Versicherung kann für Sie Nachteile haben. In
der Anfangszeit Ihrer Versicherung ist wegen der Verwendung Ih-
rer Beiträge zur Deckung von Abschluss- und Vertriebskosten und
übrigen Kosten (→Kosten) sowie der Finanzierung eines verein-
barten Risikoschutzes nur der gesetzlich vorgegebene Mindestwert
als Rückkaufswert vorhanden. Der Rückkaufswert erreicht deswe-
gen auch in den Folgejahren nicht unbedingt die Summe der ge-
zahlten Beiträge. Nähere Informationen zur Höhe der Rückkaufs-
werte während der Vertragsdauer können Sie Ihren Versicherungs-
informationen entnehmen.

9. Vertragliche Gestaltungsmöglichkeiten

Hier finden Sie zahlreiche Gestaltungsmöglichkeiten Ihrer Versi-
cherung. Sie sind an bestimmte Voraussetzungen geknüpft. Wenn
Sie eine Gestaltungsmöglichkeit ausüben, kann sich dies auf die
Höhe der Versicherungsleistungen auswirken.

Inhalt dieses Abschnitts:
9.1 Welche Möglichkeiten haben Sie, den Rentenbe-

ginn flexibel zu gestalten?
9.2 Wann können Sie sich für eine Kapitalleistung an-

stelle einer Rente entscheiden?
9.3 Wann können Sie sich für eine temporäre anstelle

einer lebenslangen Rente entscheiden?
9.4 Wann können Sie Leistungen für den Fall des To-

des nach Rentenbeginn ändern?
9.5 Wann können Sie während der Aufschubdauer ei-

ne Hinterbliebenenvorsorge ohne Risikoprüfung
einschließen?

9.6 Wann können Sie einen Versicherungsschutz für
den Pflegefall einschließen?

9.7 Wann können Sie Zuzahlungen leisten?
9.8 Wann können Sie aus Ihrer Versicherung ein Ka-

pital entnehmen?
9.9 Wann können Sie die Beitragszahlungsdauer ver-

ändern?
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9.10 Wann können Sie die Beitragszahlung bei Ar-
beitslosigkeit oder Kurzarbeit, während der El-
ternzeit oder während einer beruflichen Weiterbil-
dung reduzieren oder aussetzen?

9.11 Wann können Sie die Beitragszahlung herabset-
zen?

9.1 Welche Möglichkeiten haben Sie, den Rentenbe-
ginn flexibel zu gestalten?

(1) Vorziehen der Leistung
Sie können verlangen, dass wir den vereinbarten Rentenbeginn
um bis zu 7 Jahre vorziehen.

Wenn für Ihren Vertrag ein vorgezogener Rentenbeginn in Betracht
kommt, werden wir Sie hierüber informieren.

a) Voraussetzungen
• Die →versicherte Person ist am vorgezogenen Rentenbeginn

→rechnungsmäßig mindestens 55 Jahre alt.
• Ihre Mitteilung muss uns spätestens einen Monat vor dem vor-

gezogenen Rentenbeginn zugehen.
• Die neu zu berechnende Gesamtrente einschließlich Über-

schussbeteiligung muss zum vorgezogenen Rentenbeginnter-
min jährlich mindestens 200 EUR betragen.

• Der Zeitraum zwischen Versicherungsbeginn und gewünschtem
Rentenbeginn beträgt mindestens 1 Jahr.

b) Auswirkungen
• Das Vorziehen der Leistung hat Einfluss auf die Höhe der Rente

nach Ziffer 1.1 Absatz 2 Satz 1.
• Die garantierte Mindestrente verringern wir nach versicherungs-

mathematischen Grundsätzen.
• Das Garantiekapital verringern wir nach versicherungsmathema-

tischen Grundsätzen. Es kann geringer sein als die Summe der
Beiträge zur Altersvorsorge, die bis zum vorgezogenen Renten-
beginn gezahlt wurde.

c) Auswirkungen auf weitere Bausteine
Wenn Sie einen Baustein
• Kapital bei Tod,
• Kapital bei Unfalltod oder
• Bausteine Berufsunfähigkeitsvorsorge und gegebenenfalls einen

ergänzend versicherten Baustein Pflegezusatzrente
abgeschlossen haben, erlöschen diese, sobald der vorgezogene
Rentenbeginn erreicht ist.

Wenn wir bei Erreichen des vorgezogenen Rentenbeginns eine
Berufsunfähigkeitsrente und gegebenenfalls eine Pflegezusatzren-
te zahlen, erbringen wir diese Leistungen unverändert weiter.

d) Gestaltungsmöglichkeiten
Für den vorgezogenen Rentenbeginn gelten die gleichen Gestal-
tungsmöglichkeiten wie für den ursprünglich vereinbarten Renten-
beginn, insbesondere die Ziffern 9.2 und 9.3.

(2) Aufschieben der Leistung
Zum vereinbarten Rentenbeginn können Sie verlangen, dass wir
den Rentenbeginn aufschieben.

a) Voraussetzungen
• Die →versicherte Person ist am ursprünglich vereinbarten Ren-

tenbeginn →rechnungsmäßig mindestens 55 Jahre alt.
• Die →versicherte Person ist am aufgeschobenen Rentenbeginn

→rechnungsmäßig höchstens 85 Jahre alt.

b) Auswirkungen
• Die Höhe der Rente nach Ziffer 1.1 Absatz 2 Satz 1 kann sich

durch das Aufschieben des Rentenbeginns ändern.
• Die garantierte Mindestrente berechnen wir nach versicherungs-

mathematischen Grundsätzen. Dabei gelten die Regelungen
nach Ziffer 1.4 Absatz 2. Sie ist mindestens so hoch wie für den
ursprünglichen Rentenbeginn vereinbart.

• Wenn Sie während der →zusätzlichen Aufschubdauer weiterhin
Beiträge zahlen, erhöht sich das Garantiekapital um die Summe
der für die zusätzliche Aufschubdauer vereinbarten Beiträge zur
Altersvorsorge.

• Wenn Sie eine Kapitalzahlung für den Todesfall nach Rentenbe-
ginn vereinbart haben, kann sich diese ändern.

Auf Wunsch informieren wir Sie über die konkreten Auswirkungen.

c) Auswirkungen auf weitere Bausteine
Durch das Aufschieben des Rentenbeginns des Bausteins Alters-
vorsorge entfallen folgende abgeschlossene Bausteine zum bisher
vereinbarten Rentenbeginn:
• Kapital bei Tod,
• Berufsunfähigkeitsvorsorge und ein gegebenenfalls ergänzend

versicherter Baustein Pflegezusatzrente und
• Kapital bei Unfalltod.

Auf Wunsch informieren wir Sie über die konkreten Auswirkungen.

d) Gestaltungsmöglichkeiten
• Bei beitragspflichtigen Versicherungen können Sie die Beiträge

während der →zusätzlichen Aufschubdauer weiter zahlen.
• Für den aufgeschobenen Rentenbeginn und die →zusätzliche

Aufschubdauer gelten die gleichen Gestaltungsmöglichkeiten
wie für den ursprünglich vereinbarten Rentenbeginn und die ur-
sprünglich vereinbarte →Aufschubdauer, insbesondere die Zif-
fern 9.2, 9.3 und 9.8.

• Nach Aufschieben des Rentenbeginns können Sie den Renten-
beginn wieder vorziehen. Absatz 1 gilt sinngemäß. Die garan-
tierte Mindestrente bestimmen wir nach versicherungsmathema-
tischen Grundsätzen. Dabei gelten die Regelungen nach Ziffer
1.4 Absatz 2. Sie ist mindestens so hoch wie für den ursprüngli-
chen Rentenbeginn vereinbart.

e) Tod der versicherten Person während der zusätzlichen Auf-
schubdauer
Falls die →versicherte Person während der →zusätzlichen Auf-
schubdauer stirbt, zahlen wir einen Betrag in Höhe des nach Ziffer
8.2 ermittelten Betrags, berechnet zum Ende der laufenden Versi-
cherungsperiode und diskontiert auf den ersten Tag des Monats,
der auf den Todestag folgt.

f) Kündigung der Versicherung während der zusätzlichen Auf-
schubdauer
Wenn Sie Ihre Versicherung während der →zusätzlichen Auf-
schubdauer kündigen, zahlen wir einen Betrag, den wir nach Ziffer
8.2 berechnen.

g) Überschussbeteiligung
Auch in der →zusätzlichen Aufschubdauer erhalten Sie eine Über-
schussbeteiligung im Sinne von Ziffer 2. Die →Überschussanteil-
sätze für Ihre Versicherung können von den Überschussanteilsät-
zen abweichen, die wir für die Untergruppe Ihrer Versicherung im
Anhang unseres Geschäftsberichts nennen. Wenn für Ihre Versi-
cherung eigene →Überschussanteilsätze gelten, werden wir sie Ih-
nen vor Beginn der →zusätzlichen Aufschubdauer mitteilen.

9.2 Wann können Sie sich für eine Kapitalleistung an-
stelle einer Rente entscheiden?

(1) Kapitalleistung zum vereinbarten Rentenbeginn
Anstelle der Rente, die wir im Erlebensfall zahlen, können Sie die
volle oder teilweise Auszahlung des Gesamtkapitals zum verein-
barten Rentenbeginn verlangen.

a) Voraussetzungen
• Ihre Mitteilung muss uns spätestens einen Monat vor dem ver-

einbarten Rentenbeginn zugehen.
• Für eine teilweise Auszahlung muss die aus dem verbleibenden

Teil des Gesamtkapitals neu berechnete Rente mindestens 200
EUR jährlich betragen.

• Für die Kapitalleistung muss die →versicherte Person den ver-
einbarten Rentenbeginn erleben.

b) Auswirkungen bei voller Auszahlung des Gesamtkapitals
Mit der vollen Auszahlung erlischt der Baustein Altersvorsorge.
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c) Auswirkungen bei teilweiser Auszahlung des Gesamtkapi-
tals
• Wir zahlen ab dem vereinbarten Rentenbeginn eine Rente, die

wir aus dem nicht ausgezahlten Teil des Gesamtkapitals nach
Ziffer 1.1 Absatz 2 ermitteln.

• Die garantierte Mindestrente und das Garantiekapital verringern
wir nach versicherungsmathematischen Grundsätzen.

Auf Wunsch informieren wir Sie über die konkreten Auswirkungen.

(2) Kapitalleistung nach Beginn der Rentenzahlung
Wenn wir bereits Renten zahlen und Sie eine Kapitalzahlung für
den Todesfall nach Rentenbeginn vereinbart haben, können Sie
sich zu einem beliebigen Rentenzahlungstermin ein Kapital aus-
zahlen lassen. Dafür erheben wir eine Bearbeitungsgebühr in Hö-
he von 50 EUR.

a) Voraussetzungen
Der Auszahlungsbetrag darf unter Berücksichtigung der Bearbei-
tungsgebühr von 50 EUR
• weder das bei Tod zum Auszahlungszeitpunkt fällige Kapital
• noch das auf den Auszahlungszeitpunkt berechnete →De-

ckungskapital Ihrer Versicherung übersteigen.

b) Auswirkungen
• Die Rente aus dem Baustein Altersvorsorge vermindern wir

nach versicherungsmathematischen Grundsätzen.
• Die Versicherung wird nach der Kapitalzahlung fortgeführt, wenn

die verbleibende Rente jährlich mindestens 200 EUR beträgt.
• Die Versicherung erlischt, wenn die verbleibende Rente jährlich

weniger als 200 EUR beträgt. Ein vorhandenes restliches →De-
ckungskapital zahlen wir aus. Dabei nehmen wir einen zusätzli-
chen Abzug vor.

• Wenn Sie eine Kapitalzahlung für den Todesfall nach Rentenbe-
ginn vereinbart haben, reduziert sich diese um den Betrag des
ausgezahlten Kapitals.

Auf Wunsch informieren wir Sie über die konkreten Auswirkungen.

c) Auswirkungen auf weitere Bausteine
Eine Kinderpflegerente vermindert sich nach versicherungsmathe-
matischen Grundsätzen.

Auf Wunsch informieren wir Sie über die konkreten Auswirkungen.

d) Besonderheit bei einer temporären Rente
Wenn Sie sich für eine temporäre Rente nach Ziffer 9.3 entschie-
den haben, ermitteln wir das auszuzahlende Kapital auch danach,
wie sich der Kapitalmarkt in der Zeit ab Rentenbeginn, höchstens
in den letzten 10 Jahren, entwickelt hat. Auf Wunsch informieren
wir Sie über die Auswirkungen.

(3) Kapitalleistung bei vorgezogenem Rentenbeginn
Wenn Sie den vereinbarten Rentenbeginn vorgezogen haben (Zif-
fer 9.1 Absatz 1), können Sie zum vorgezogenen Rentenbeginn
statt der →ab Rentenbeginn garantierten Rente eine Kapitalzah-
lung in Höhe des nach Ziffer 8.2 berechneten Betrags verlangen.

a) Voraussetzungen
Ihre Mitteilung muss uns spätestens einen Monat vor dem vorgezo-
genen Rentenbeginn zugehen.

b) Auswirkungen
Mit der Kapitalzahlung zum vorgezogenen Rentenbeginn erlö-
schen alle Bausteine.

9.3 Wann können Sie sich für eine temporäre anstelle
einer lebenslangen Rente entscheiden?

(1) Temporäre Rente zum vereinbarten Rentenbeginn
Vor dem vereinbarten Rentenbeginn können Sie verlangen, dass
wir anstelle der lebenslangen Rente nach Ziffer 1.1 eine Rente nur
für eine begrenzte Zeit zahlen (temporäre Rente). Die Rentenzah-
lungsdauer können Sie selbst wählen.

Wir zahlen die ab Rentenbeginn garantierte temporäre Rente, so-
lange die →versicherte Person lebt, längstens für die vereinbarte
Rentenzahlungsdauer.

(2) Voraussetzungen
• Ihre Mitteilung muss uns spätestens einen Monat vor dem ver-

einbarten Rentenbeginn zugehen.
• Sowohl für Ihre Wahl einer temporären Rente als auch für die

Dauer der Rentenzahlung gelten Beschränkungen, die unter an-
derem vom Alter der →versicherten Person am Rentenbeginn
abhängen. Auf Wunsch informieren wir Sie über die konkreten
Voraussetzungen.

(3) Auswirkungen
• Die Höhe der temporären Rente ermitteln wir zum Rentenbeginn

aus dem Gesamtkapital.
• Wir berechnen die temporäre Rente nach versicherungsmathe-

matischen Grundsätzen und verwenden dabei die Regelungen
und Rechnungsgrundlagen, die zum Rentenbeginn für den Neu-
abschluss einer temporären Rente vorgesehen sind.

• Die garantierte Mindestrente erlischt.
• Eine mitversicherte Kapitalzahlung für den Todesfall nach Ren-

tenbeginn kann sich der Höhe nach ändern.
• Leistungen für den Fall des Todes nach Rentenbeginn können

Sie nach Ziffer 9.4 ändern.

Auf Wunsch informieren wir Sie über die konkreten Auswirkungen.

(4) Überschussbeteiligung
Auch während der Dauer der temporären Rentenzahlung erhalten
Sie eine Überschussbeteiligung im Sinne der Ziffer 2. Abweichend
von den Regelungen zur Beteiligung am Überschuss nach Beginn
der Rentenzahlung in Ziffer 2.3.5 gilt Folgendes:

• Die Höhe der kompakten Überschussrente können wir nicht ga-
rantieren.

• Sie erhalten die kompakte Überschussrente ab Rentenbeginn
zusätzlich zu der ab Rentenbeginn garantierten temporären
Rente.

• Die kompakte Überschussrente besteht aus einer nicht garan-
tierten zusätzlichen beitragsfreien temporären Rente.

Die für die kompakte Überschussrente festgelegte Verzinsung
kann von der Verzinsung abweichen, die wir für die Untergruppe
Ihrer Versicherung im Anhang unseres Geschäftsberichts nennen.
Wenn für Ihre Versicherung eine eigene Verzinsung gilt, werden
wir sie Ihnen vor Beginn der temporären Rente mitteilen.

Die Mittel für die Finanzierung der kompakten Überschussrente
werden grundsätzlich der →Rückstellung für Beitragsrückerstat-
tung entnommen (siehe Ziffer 2.2 Absatz 2). Nur wenn sie unmittel-
bar den überschussberechtigten Versicherungsverträgen gut ge-
schrieben werden, werden sie zu Lasten des Ergebnisses des Ge-
schäftsjahres finanziert.

Wenn sich im Rahmen der jährlichen Überschussdeklaration (sie-
he Ziffer 2.3.2) die für die kompakte Überschussrente festgelegte
Sterbetafel (→Tafeln) oder Verzinsung ändert, kann sich die be-
reits erreichte Leistung aus der kompakten Überschussrente ver-
ringern oder erhöhen.

Die kompakte Überschussrente kann - im ungünstigsten Fall - der
Höhe nach null sein.

Wir werden Sie bei Beginn der temporären Rentenzahlung und bei
jeder späteren Änderung über die Höhe der vorgenannten zusätzli-
chen Rente informieren.

Einen zugeteilten Schlussüberschussanteil zu Beginn der temporä-
ren Rente verwenden wir als Teil des Gesamtkapitals für die Bil-
dung der temporären Rente nach Absatz 3.

Auf Wunsch informieren wir Sie über die Auswirkungen.
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9.4 Wann können Sie Leistungen für den Fall des To-
des nach Rentenbeginn ändern?

(1) Änderung der Kapitalzahlung bei Tod
Wenn Sie eine Kapitalzahlung bei Tod nach Rentenbeginn verein-
bart haben, können Sie zum Rentenbeginn verlangen, dass diese
ohne erneute Risikoprüfung erhöht oder verringert wird.

a) Grenzen
Für die möglichen Veränderungen gelten Beschränkungen, die un-
ter anderem vom Alter bei Rentenbeginn und der durchschnittli-
chen Lebenserwartung und bei einer temporären Rente nach Ziffer
9.3 zusätzlich von der vereinbarten Rentenzahlungsdauer abhän-
gen.

Auf Wunsch teilen wir Ihnen mit, welche Möglichkeiten bei Ihrer
Versicherung bestehen.

b) Auswirkungen
• Wenn die Kapitalzahlung bei Tod erhöht wird, kann die Zahlung

eines zusätzlichen Betrags notwendig sein.
• Wenn die Kapitalzahlung bei Tod reduziert wird oder wenn Sie

einen notwendigen Betrag nicht zahlen wollen, verändert sich
die garantierte Mindestrente nach versicherungsmathemati-
schen Grundsätzen. Dabei gelten die Regelungen nach Ziffer
1.4 Absatz 2.

• Wir berechnen den zusätzlichen Betrag nach versicherungsma-
thematischen Grundsätzen. Dabei gelten die Regelungen nach
Ziffer 1.4 Absatz 3.

Auf Wunsch informieren wir Sie über die konkreten Auswirkungen.

(2) Einschluss einer Hinterbliebenenrente ab Rentenbeginn
Wenn Sie keinen Baustein Hinterbliebenenrente ab Rentenbeginn
abgeschlossen haben, können Sie dessen Einschluss zum Ren-
tenbeginn verlangen. Eine Risikoprüfung nehmen wir nicht vor.

a) Voraussetzungen
• Die neue Hinterbliebenenrente ist nicht höher als die →ab Ren-

tenbeginn garantierte Rente aus dem Baustein Altersvorsorge
bei Rentenbeginn.

• Sie haben sich nicht für eine temporäre Rente nach Ziffer 9.3
entschieden.

b) Auswirkungen
• Für den neu eingeschlossenen Baustein gelten die Versiche-

rungsbedingungen und Rechnungsgrundlagen, die zum Zeit-
punkt des nachträglichen Einschlusses hierfür vorgesehen sind.

• Die Höhe der Rente nach Ziffer 1.1 Absatz 2 Satz 1 kann sich
durch den Einschluss ändern; sie kann sich verringern. Wenn
Sie eine Kapitalzahlung für den Todesfall nach Rentenbeginn
vereinbart haben, ändert sich diese dadurch ebenfalls.

• Durch den Einschluss kann die garantierte Mindestrente sinken.
Wir berechnen diese nach versicherungsmathematischen
Grundsätzen. Dabei gelten die Regelungen nach Ziffer 1.4 Ab-
satz 2.

Auf Wunsch informieren wir Sie über die konkreten Auswirkungen.

(3) Ausschluss einer Kapitalzahlung bei Tod
Wenn Sie eine Kapitalzahlung bei Tod nach Rentenbeginn verein-
bart haben, können Sie diese zum Rentenbeginn ausschließen.
Stattdessen können Sie die Zahlung des Gesamtkapitals abzüglich
bereits gezahlter Gesamtrenten zur Altersvorsorge nach Ziffer
2.3.5 Absatz 1 (einschließlich der Leistungen aus der Überschuss-
beteiligung) verlangen.

(4) Fristen
Ihre Mitteilung bezüglich einer Änderung nach Absatz 1 bis 3 muss
uns spätestens einen Monat vor dem vereinbarten Rentenbeginn
zugehen.

9.5 Wann können Sie während der Aufschubdauer ei-
ne Hinterbliebenenvorsorge ohne Risikoprüfung
einschließen?

Wenn Sie keinen Baustein Kapital bei Tod abgeschlossen haben,
können Sie während der →Aufschubdauer diesen Baustein ohne
Risikoprüfung zu den unter (1) genannten Anlässen einschließen.

(1) Anlässe für den Einschluss
• Geburt eines Kindes der →versicherten Person oder Adoption

eines Minderjährigen durch die versicherte Person,
• Aufnahme einer selbstständigen beruflichen Tätigkeit der →ver-

sicherten Person, wenn diese die Mitgliedschaft in einer für den
Beruf zuständigen Kammer erfordert,

• Beendigung der Berufsausbildung oder Start ins Berufsleben
der →versicherten Person oder

• Aufnahme eines Darlehens der →versicherten Person, um eine
selbst genutzte Immobilie im Wert von mindestens 100.000 EUR
zu finanzieren.

(2) Voraussetzungen
• Die Versicherung befindet sich nicht in der →zusätzlichen Auf-

schubdauer.
• Sie müssen den Einschluss des weiteren Bausteins innerhalb

von 6 Monaten seit Eintritt eines der genannten Anlässe verlan-
gen und uns den Anlass nachweisen.

• Die →versicherte Person ist →rechnungsmäßig nicht älter als
40 Jahre.

• Die →versicherte Person ist nicht berufsunfähig.
• Wir haben bisher jeden Antrag auf eine Versicherung auf das

Leben der →versicherten Person zu normalen Bedingungen an-
genommen.

(3) Grenzen
• Das Kapital bei Tod muss mindestens 100 Prozent des Garan-

tiekapitals zur Altersvorsorge betragen.
• Das Kapital bei Tod darf höchstens 50.000 EUR betragen.

(4) Auswirkungen
• Für den neu eingeschlossenen Baustein gelten die Versiche-

rungsbedingungen und Rechnungsgrundlagen, die zum Zeit-
punkt des nachträglichen Einschlusses hierfür vorgesehen sind.

• Durch den Einschluss entfällt die Leistung bei Tod nach Ziffer
1.2 Absatz 1 a).

• Wir berechnen die Leistungen nach versicherungsmathemati-
schen Grundsätzen. Dabei gelten die Regelungen nach Ziffer
1.4 Absatz 2.

Auf Wunsch informieren wir Sie über die konkreten Auswirkungen.

9.6 Wann können Sie einen Versicherungsschutz für
den Pflegefall einschließen?

Sie können verlangen, dass wir zum Rentenbeginn in Ihre Versi-
cherung einen Versicherungsschutz für den Pflegefall einschlie-
ßen. Eine Risikoprüfung nehmen wir nicht vor.

(1) Voraussetzungen
• Ihre Mitteilung muss uns spätestens einen Monat vor dem ver-

einbarten Rentenbeginn zugehen.
• Sie haben sich nicht für eine temporäre Rente nach Ziffer 9.3

entschieden.
• Darüber hinaus gelten weitere Voraussetzungen, die wir Ihnen

auf Wunsch gern mitteilen.

(2) Auswirkungen
• Es gelten die Versicherungsbedingungen und Rechnungsgrund-

lagen, die zum Zeitpunkt des nachträglichen Einschlusses hier-
für vorgesehen sind.

• Die versicherten Leistungen können sich ändern.
• Die garantierte Mindestrente berechnen wir nach versicherungs-

mathematischen Grundsätzen. Dabei gelten die Regelungen
nach Ziffer 1.4 Absatz 2.

Auf Wunsch informieren wir Sie über die konkreten Auswirkungen.
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9.7 Wann können Sie Zuzahlungen leisten?

(1) Zuzahlungen vor Rentenbeginn
Sie können vor Rentenbeginn jederzeit eine Zuzahlung leisten. Ei-
ne Risikoprüfung nehmen wir nicht vor.

a) Voraussetzungen
• Die einzelne Zuzahlung muss mindestens 1.000 EUR betragen.
• Die Summe der Zuzahlungen eines Versicherungsjahres darf

höchstens 20.000 EUR betragen.
• Die Versicherung befindet sich nicht in der →zusätzlichen Auf-

schubdauer.

b) Auswirkungen
• Die Zuzahlung führt zu einer Erhöhung der garantierten Mindest-

rente nach Absatz 2. Sie führt außerdem zu einer Erhöhung des
Garantiekapitals um die Zuzahlung.

• Die gezahlten Beiträge für den Baustein Altersvorsorge, die wir
bei der Ermittlung der Todesfallleistung nach Ziffer 1.2 Absatz 1
ansetzen, erhöhen sich um den Zuzahlungsbetrag.

c) Auswirkungen auf weitere Bausteine
Leistungen aus weiteren abgeschlossenen Bausteinen erhöhen
sich durch die Zuzahlung nicht.

(2) Berechnungsgrundlagen für die Erhöhung der Leistungen
Die Zuzahlung verwenden wir als einmaligen Beitrag für die Erhö-
hung der Leistungen.
Die Erhöhung der garantierten Mindestrente berechnen wir nach
versicherungsmathematischen Grundsätzen. Dabei gelten die Re-
gelungen nach Ziffer 1.4 Absatz 2.

Abschluss- und Vertriebskosten sowie beitragsbezogene Verwal-
tungskosten (→Kosten) finanzieren wir sofort aus der Zuzahlung
nach Ziffer 6 letzter Satz.

(3) Erhöhungstermin
Erhöhungstermin für alle Leistungen ist der erste Tag des Monats,
in dem die Zuzahlung bei uns eingeht.

9.8 Wann können Sie aus Ihrer Versicherung ein Ka-
pital entnehmen?

Sie können bis zum Rentenbeginn aus Ihrer Versicherung ein Ka-
pital entnehmen. Hierfür erheben wir eine Bearbeitungsgebühr in
Höhe von 15 EUR.

(1) Voraussetzungen
• Es darf kein Policendarlehen bestehen.
• Sie müssen mindestens 1.000 EUR entnehmen.
• Der verbleibende nach Ziffer 8.2 berechnete Betrag der Versi-

cherung muss nach der Entnahme und Berücksichtigung der
Bearbeitungsgebühr mindestens 1.000 EUR betragen.

(2) Auswirkungen
• Die Zahlungsperiode und die Höhe der zu zahlenden Beträge

ändern sich durch die Entnahme nicht.
• Die versicherten Leistungen verringern sich nach versicherungs-

mathematischen Grundsätzen.

Auf Wunsch informieren wir Sie über die konkreten Auswirkungen.

9.9 Wann können Sie die Beitragszahlungsdauer ver-
ändern?

(1) Verkürzung der Beitragszahlungsdauer
Wenn zu Ihrer Versicherung laufende Beiträge gezahlt werden,
können Sie die Verkürzung der Beitragszahlungsdauer um volle
Jahre verlangen.

a) Auswirkungen
• Wenn die garantierte Mindestrente und das Garantiekapital un-

verändert bleiben sollen, müssen Sie höhere laufende Beiträge
zahlen.

• Wenn der laufende Beitrag unverändert bleiben soll, sinken die
garantierte Mindestrente und das Garantiekapital.

• Wenn sowohl der laufende Beitrag als auch die garantierte Min-
destrente oder das Garantiekapital unverändert bleiben sollen,
können Sie dies durch eine Zuzahlung erreichen.

• Den neuen Beitrag, die garantierte Mindestrente, das neue Ga-
rantiekapital und die Zuzahlung berechnen wir nach versiche-
rungsmathematischen Grundsätzen.

b) Auswirkungen auf weitere Bausteine
Durch die Verkürzung verringern sich die versicherten Leistungen
weiterer abgeschlossener Bausteine. Auf Wunsch informieren wir
Sie über die Voraussetzungen und konkreten Auswirkungen.

(2) Verlängerung der Beitragszahlungsdauer
Wenn bei Ihrer Versicherung die Beitragszahlungsdauer kürzer ist
als die →Aufschubdauer und Sie laufende Beiträge zahlen, können
Sie einmalig eine Verlängerung der Beitragszahlungsdauer um bis
zu 5 Jahre verlangen.

Die Verlängerung erfolgt unmittelbar im Anschluss an das ur-
sprüngliche Ende der Beitragszahlungsdauer, jedoch nicht über
den vereinbarten Rentenbeginn hinaus.

a) Voraussetzungen
• Zum Zeitpunkt der Verlängerung müsste die →versicherte Per-

son bei uns eine vergleichbare neue Versicherung ohne er-
schwerte Bedingungen abschließen können.

• Die →versicherte Person darf zum ursprünglich vereinbarten
Ende der Beitragszahlungsdauer →rechnungsmäßig noch nicht
50 Jahre alt sein.

b) Auswirkungen
Durch die Verlängerung erhöhen sich die garantierte Mindestrente
und das Garantiekapital ab dem ursprünglichen Ende der Beitrags-
zahlungsdauer nach versicherungsmathematischen Grundsätzen.
Dabei gelten die Regelungen nach Ziffer 1.4 Absatz 2. Auf Wunsch
informieren wir Sie über die konkreten Auswirkungen.

c) Auswirkungen auf weitere Bausteine
Die Leistungen weiterer abgeschlossener Bausteine erhöhen sich
nach versicherungsmathematischen Grundsätzen. Dabei gelten
die Regelungen nach Ziffer 1.4 Absatz 2. Auf Wunsch informieren
wir Sie über die konkreten Auswirkungen.

9.10 Wann können Sie die Beitragszahlung bei Ar-
beitslosigkeit oder Kurzarbeit, während der El-
ternzeit oder während einer beruflichen Weiterbil-
dung reduzieren oder aussetzen?

(1) Arbeitslosigkeit oder Kurzarbeit

a) Stundung der Beitragszahlung
Besteht der Vertrag bereits 3 Jahre, können Sie eine Stundung der
Beiträge verlangen, wenn Sie arbeitslos werden oder Sie sich in
Kurzarbeit befinden. Die Beiträge stunden wir zinslos, solange Sie
arbeitslos sind oder sich in Kurzarbeit befinden, jedoch über einen
zusammenhängenden Zeitraum längstens für 2 Jahre. Der Versi-
cherungsschutz bleibt während der Stundung in vollem Umfang
bestehen.

Wenn Sie mehrmals arbeitslos werden oder sich in Kurzarbeit be-
finden, können die Beiträge jeweils erneut gestundet werden. Ins-
gesamt stunden wir die Beiträge während der gesamten Vertrags-
laufzeit bei Arbeitslosigkeit oder Kurzarbeit höchstens für 36 Mona-
te.

Auf Wunsch informieren wir Sie über weitere Voraussetzungen und
Auswirkungen.

b) Nachweis der Arbeitslosigkeit oder Kurzarbeit
Wenn Sie eine Stundung der Beiträge wegen Arbeitslosigkeit oder
Kurzarbeit verlangen, benötigen wir als Nachweis einen Bescheid
der zuständigen Agentur für Arbeit.

Sobald Ihre Arbeitslosigkeit beendet ist oder Sie sich nicht mehr in
Kurzarbeit befinden, müssen Sie uns hierüber unverzüglich infor-
mieren.
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c) Zahlung der gestundeten Beiträge
Wenn der Stundungszeitraum abgelaufen ist, müssen Sie die in
diesem Zeitraum gestundeten Beiträge in einem Betrag beglei-
chen.

d) Teilbeitragszahlung
Wenn für den Vertrag mindestens für 1 Jahr Beiträge gezahlt wor-
den sind und Sie arbeitslos sind oder sich in Kurzarbeit befinden,
können Sie Ihre Beiträge vorübergehend reduzieren, längstens für
3 Jahre (Teilbeitragszahlung).

Die Teilbeitragszahlung wegen Arbeitslosigkeit oder Kurzarbeit
kann während der gesamten Vertragslaufzeit höchstens zweimal in
Anspruch genommen werden.

Auf Wunsch informieren wir Sie über weitere Voraussetzungen und
Auswirkungen.

(2) Elternzeit

a) Stundung der Beitragszahlung
Besteht der Vertrag bereits 3 Jahre, können Sie eine Stundung der
Beiträge verlangen, wenn Sie in Elternzeit sind. Die Beiträge stun-
den wir zinslos, solange Sie in Elternzeit sind, jedoch über einen
zusammenhängenden Zeitraum längstens für 2 Jahre. Der Versi-
cherungsschutz bleibt während der Stundung in vollem Umfang
bestehen.

Wenn Sie mehrmals in Elternzeit sind, können die Beiträge jeweils
erneut gestundet werden. Insgesamt stunden wir die Beiträge wäh-
rend der gesamten Vertragslaufzeit bei Elternzeit höchstens für 36
Monate.

Auf Wunsch informieren wir Sie über weitere Voraussetzungen und
Auswirkungen.

b) Zahlung der gestundeten Beiträge
Wenn der Stundungszeitraum abgelaufen ist, müssen Sie die in
diesem Zeitraum gestundeten Beiträge in einem Betrag beglei-
chen.

c) Teilbeitragszahlung
Wenn für den Vertrag mindestens für 1 Jahr Beiträge gezahlt wor-
den sind und Sie in Elternzeit sind, können Sie Ihre Beiträge vor-
übergehend reduzieren, längstens für 3 Jahre (Teilbeitragszah-
lung).

Die Teilbeitragszahlung wegen Elternzeit kann während der ge-
samten Vertragslaufzeit höchstens zweimal in Anspruch genom-
men werden.

Auf Wunsch informieren wir Sie über weitere Voraussetzungen und
Auswirkungen.

(3) Berufliche Weiterbildung
Wenn für den Vertrag mindestens für 1 Jahr Beiträge gezahlt wor-
den sind und Sie sich beruflich weiterbilden (zum Beispiel Aufnah-
me eines Masterstudiums), können Sie Ihre Beiträge für die Dauer
der Weiterbildung reduzieren, längstens für 3 Jahre (Teilbeitrags-
zahlung).

Die Teilbeitragszahlung wegen beruflicher Weiterbildung kann
während der gesamten Vertragslaufzeit nur einmal in Anspruch ge-
nommen werden.

Auf Wunsch informieren wir Sie über weitere Voraussetzungen und
Auswirkungen.

9.11 Wann können Sie die Beitragszahlung herabset-
zen?

(1) Voraussetzungen
Sie können schriftlich verlangen, dass Ihre Versicherung mit herab-
gesetzten Beiträgen weitergeführt wird (Beitragsherabsetzung). Ei-
ne diesbezügliche Erklärung per Fax oder per E-Mail erfüllt die
→Schriftform nicht. Die Beitragsherabsetzung ist zum Ende einer

jeden Versicherungsperiode (siehe Teil B Ziffer 2.1) möglich. Auf
Wunsch informieren wir Sie über die weiteren Voraussetzungen.

(2) Befristung
Sie können eine unbefristete Beitragsherabsetzung verlangen oder
die Beitragsherabsetzung zeitlich bis zu 3 Jahren befristen. Bei ei-
ner Befristung informieren wir Sie rechtzeitig vor Ablauf des ge-
wünschten Zeitraums über die Wiederaufnahme der vollen Bei-
tragszahlung.

(3) Auswirkungen
• Auch nach der Beitragsherabsetzung ermitteln wir die Rente

nach Ziffer 1.1 Absatz 2 und Absatz 3.
• Die garantierte Mindestrente setzen wir herab.
• Das Garantiekapital setzen wir herab.

Die neue garantierte Mindestrente und das neue Garantiekapital
berechnen wir nach versicherungsmathematischen Grundsätzen.
Einen Abzug nehmen wir nicht vor. Auf Wunsch informieren wir Sie
über die konkreten Auswirkungen.

(4) Auswirkungen auf weitere Bausteine
Durch die Beitragsherabsetzung verringern sich die versicherten
Leistungen weiterer abgeschlossener Bausteine. Auf Wunsch in-
formieren wir Sie über die Voraussetzungen und konkreten Auswir-
kungen.

(5) Nachteile einer Beitragsherabsetzung
Die Beitragsherabsetzung Ihrer Versicherung kann für Sie Nachtei-
le haben. In der Anfangszeit Ihrer Versicherung ist wegen der Ver-
wendung Ihrer Beiträge zur Deckung von Abschluss- und Ver-
triebskosten und übrigen Kosten (→Kosten) sowie der Finanzie-
rung eines vereinbarten Risikoschutzes nur der gesetzlich vorge-
gebene Mindestwert zur Bildung einer Leistung nach Beitragsher-
absetzung vorhanden. Auch in den Folgejahren stehen deswegen
nicht unbedingt Mittel in Höhe der eingezahlten Beiträge zur Bil-
dung einer Leistung nach Beitragsherabsetzung zur Verfügung.

(6) Möglichkeiten bei Wiederanhebung der Beiträge nach einer
Beitragsherabsetzung
Innerhalb von 6 Monaten nach der Beitragsherabsetzung Ihrer Ver-
sicherung können Sie verlangen, dass die versicherten Leistungen
bis zur Höhe des Versicherungsschutzes vor der Beitragsherabset-
zung angehoben werden, ohne dass wir eine Risikoprüfung durch-
führen. Voraussetzung dafür ist, dass Sie die Beitragszahlung wie-
der erhöhen. Ziffer 7.3 Absatz 1 gilt entsprechend.

Auch nach Ablauf von 6 Monaten, jedoch nur innerhalb von 3 Jah-
ren nach der Beitragsherabsetzung Ihrer Versicherung, können Sie
verlangen, dass durch die Wiedererhöhung der Beitragszahlung
die versicherten Leistungen bis zur Höhe des Versicherungsschut-
zes vor der Beitragsherabsetzung angehoben werden. Den Versi-
cherungsschutz können wir dann wiederherstellen, wenn die →ver-
sicherte Person zum Zeitpunkt der Wiederherstellung des Versi-
cherungsschutzes eine vergleichbare neue Versicherung ohne er-
schwerte Bedingungen bei uns abschließen könnte.

Um nach einer Beitragsherabsetzung den Versicherungsschutz
wiederherzustellen, der vor der Beitragsherabsetzung bestanden
hat, können Sie
• die Differenz zwischen den herabgesetzten Beiträgen und den

ursprünglich vereinbarten Beiträgen, die auf die Dauer der Bei-
tragsherabsetzung entfällt, begleichen oder

• höhere laufende Beiträge zahlen.

Stattdessen können Sie ohne eine vollständige Wiederherstellung
des Versicherungsschutzes, der vor der Beitragsherabsetzung be-
standen hat, auch nur die Beitragszahlung wieder erhöhen. Die ga-
rantierte Mindestrente und das Garantiekapital berechnen wir nach
versicherungsmathematischen Grundsätzen.

Wir berechnen die neuen Beiträge und die neuen Garantieleistun-
gen nach versicherungsmathematischen Grundsätzen. Dabei gel-
ten die Regelungen nach Ziffer 1.4 Absatz 1 a). Auf Wunsch infor-
mieren wir Sie über die Auswirkungen.

Die Ziffer 7.3 Absatz 4 gilt entsprechend.

Versicherungsbedingungen:
Teil A - Baustein Altersvorsorge - Zukunftsrente Perspektive E170(PRE)

EPREA0170Z0 (002) 06/2015   Seite 14 von 28



10. Abänderungen zum Baustein Altersvor-
sorge - Zukunftsrente Perspektive
E170(PRE)

In einigen Verträgen (zum Beispiel Verträge mit besonderer Ver-
einbarung zur Überschussverwendung oder Versicherungen inner-
halb von Gruppenverträgen) werden bestimmte Regelungen Ihres
Bausteins durch einzelne der folgenden Regelungen geändert, er-
gänzt oder ersetzt.

Welche Abänderungen jeweils für Ihre Versicherung gelten, kön-
nen Sie Ihrem Versicherungsschein oder Ihrer Versicherungsbe-
scheinigung entnehmen.

Abänderung ZR1: Was gilt, wenn Sie ab Rentenbeginn "Aus-
zahlung der Überschussanteile" entsprechend der Rentenzah-
lungsweise vereinbart haben?

Ziffer 2.3.5 wird ersetzt durch:

"2.3.5 Beteiligung am Überschuss nach Rentenbeginn

Nach Rentenbeginn beteiligen wir den Baustein Altersvorsorge in
Abhängigkeit von der Zuordnung Ihrer Versicherung zu einer Über-
schuss- bzw. Untergruppe jeweils zu Beginn eines Versicherungs-
jahres und erstmals 1 Jahr nach Beginn der Rentenzahlung an un-
seren Überschüssen (jährliche Überschussanteile).

Die Höhe des jährlichen Überschussanteils ab Rentenbeginn ergibt
sich aus der Überschussdeklaration (siehe Ziffer 2.3.2) und kann
auch null sein.

(1) Ermittlung der jährlichen Überschussanteile
Die Höhe der Ihrem Vertrag zuzuteilenden Überschussanteile er-
mitteln wir nach versicherungsmathematischen Grundsätzen und
legen dabei die jeweils festgelegten →Überschussanteilsätze (sie-
he Ziffer 2.3.2) und die jeweilige →Bezugsgröße zugrunde.

→Bezugsgröße für den jährlichen Überschussanteil ist das →De-
ckungskapital der Versicherung, berechnet jeweils zum Ende des
abgelaufenen Versicherungsjahres.

Die Mittel für die Überschussanteile werden grundsätzlich der
→Rückstellung für Beitragsrückerstattung entnommen (siehe Ziffer
2.2 Absatz 2). Nur wenn sie unmittelbar den überschussberechtig-
ten Versicherungsverträgen gut geschrieben werden, werden sie
zu Lasten des Ergebnisses des Geschäftsjahres finanziert.

(2) Verwendung der jährlichen Überschussanteile
Die jährlichen Überschussanteile aus dem Baustein Altersvorsorge
zahlen wir zusammen mit der Rente für die Altersvorsorge entspre-
chend deren Zahlungsweise aus. Gleiches gilt für Überschussan-
teile aus weiteren Bausteinen, wenn in den für Ihre Bausteine gel-
tenden Regelungen nichts anderes festgelegt ist.

Die jährlichen Überschussanteile zahlen wir erstmals 1 Jahr nach
Beginn der Rentenzahlung aus.

(3) Änderung der Beteiligung am Überschuss nach Rentenbe-
ginn
Sie können schriftlich verlangen, dass wir die Beteiligung am Über-
schuss nach Rentenbeginn im Rahmen der von uns angebotenen
Möglichkeiten anders vornehmen als bei Vertragsabschluss verein-
bart. Ihre diesbezügliche Erklärung muss uns spätestens einen
Monat vor dem vereinbarten Rentenbeginn zugehen."

Abänderung ZR2: Was gilt, wenn Sie ab Rentenbeginn "Zu-
satzrente" vereinbart haben?

Ziffer 2.3.5 wird ersetzt durch:

"2.3.5 Beteiligung am Überschuss nach Rentenbeginn

Nach Rentenbeginn beteiligen wir den Baustein Altersvorsorge in
Abhängigkeit von der Zuordnung Ihrer Versicherung zu einer Über-

schuss- bzw. Untergruppe jeweils zu Beginn eines Versicherungs-
jahres und erstmals 1 Jahr nach Beginn der Rentenzahlung an un-
seren Überschüssen (jährliche Überschussanteile).

Die Höhe des jährlichen Überschussanteils ab Rentenbeginn ergibt
sich aus der Überschussdeklaration (siehe Ziffer 2.3.2) und kann
auch null sein.

(1) Ermittlung der jährlichen Überschussanteile
Die Höhe der Ihrem Vertrag zuzuteilenden Überschussanteile er-
mitteln wir nach versicherungsmathematischen Grundsätzen und
legen dabei die jeweils festgelegten →Überschussanteilsätze (sie-
he Ziffer 2.3.2) und die jeweilige →Bezugsgröße zugrunde.

→Bezugsgröße für den jährlichen Überschussanteil ist das →De-
ckungskapital der Versicherung, berechnet jeweils zum Ende des
abgelaufenen Versicherungsjahres.

Die Mittel für die Überschussanteile werden grundsätzlich der
→Rückstellung für Beitragsrückerstattung entnommen (siehe Ziffer
2.2 Absatz 2). Nur wenn sie unmittelbar den überschussberechtig-
ten Versicherungsverträgen gut geschrieben werden, werden sie
zu Lasten des Ergebnisses des Geschäftsjahres finanziert.

(2) Verwendung der jährlichen Überschussanteile
Mit den jährlichen Überschussanteilen Ihres Bausteins Altersvor-
sorge finanzieren wir nach Abzug von Verwaltungskosten (→Kos-
ten) jährlich zum Jahrestag des Beginns der Rentenzahlung eine
zusätzliche beitragsfreie garantierte Rente (Zusatzrente). Gleiches
gilt für Überschussanteile aus weiteren Bausteinen, wenn in den
für Ihre Bausteine geltenden Regelungen nichts anderes festgelegt
ist.

Die Zusatzrente besteht aus einer zusätzlichen Rente aus dem
Baustein Altersvorsorge. Wenn ein Baustein Hinterbliebenenrente
ab Rentenbeginn eingeschlossen ist, enthält die Zusatzrente auch
eine Hinterbliebenenrente ab Rentenbeginn. Deren Verhältnis zur
Rente aus dem Baustein Altersvorsorge stimmt mit dem entspre-
chenden Verhältnis bei Rentenbeginn überein.

Die Zusatzrente erhalten Sie zusätzlich zu der →ab Rentenbeginn
garantierten Rente, erstmals 1 Jahr nach Beginn der Rentenzah-
lung.

Die Zusatzrente ist wie die →ab Rentenbeginn garantierte Rente
selbst durch eine zusätzliche beitragsfreie Leistung am Über-
schuss beteiligt. Wir berechnen die Leistungserhöhungen aus der
Zusatzrente nach versicherungsmathematischen Grundsätzen. Da-
bei verwenden wir für die Berechnung der hinzukommenden Leis-
tungen grundsätzlich die Rechnungsgrundlagen, die wir bei Ren-
tenbeginn zugrunde gelegt haben.

Wenn zum Erhöhungstermin auf Grund aufsichtsrechtlicher Be-
stimmungen und/oder der offiziellen Stellungnahmen der Deut-
schen Aktuarvereinigung e. V. (DAV) für die Berechnung der →De-
ckungsrückstellung von neu abzuschließenden vergleichbaren
Rentenversicherungen im Sinne von Ziffer 1.4 Absatz 3 a) andere
Rechnungsgrundlagen gelten, können wir für die Leistungserhö-
hungen aus der Zusatzrente auch diese verwenden. Wenn sich
nach einer Leistungserhöhung aus der Zusatzrente die für die Be-
rechnung der →Deckungsrückstellung geltenden Rechnungs-
grundlagen erneut ändern, können wir für weitere Leistungserhö-
hungen aus der Zusatzrente die geänderten Rechnungsgrundla-
gen verwenden oder die bei der letzten Leistungserhöhung aus der
Zusatzrente zugrunde gelegten Rechnungsgrundlagen beibehal-
ten.

Wenn wir andere Rechnungsgrundlagen verwenden als bei Ren-
tenbeginn oder bei der letzten Leistungserhöhung aus der Zusatz-
rente, werden wir Sie hierüber informieren.

(3) Änderung der Beteiligung am Überschuss nach Rentenbe-
ginn
Sie können schriftlich verlangen, dass wir die Beteiligung am Über-
schuss nach Rentenbeginn im Rahmen der von uns angebotenen
Möglichkeiten anders vornehmen als bei Vertragsabschluss verein-
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bart. Ihre diesbezügliche Erklärung muss uns spätestens einen
Monat vor dem vereinbarten Rentenbeginn zugehen."

Ziffer 9.3 Absatz 4 wird bei Wahl einer temporären Rente ersetzt
durch:

"(4) Überschussbeteiligung
Auch während der Dauer der temporären Rentenzahlung erhalten
Sie eine Überschussbeteiligung im Sinne der Ziffer 2. Die →Über-
schussanteilsätze für Ihre Versicherung können von den Über-
schussanteilsätzen abweichen, die wir für die Untergruppe Ihrer
Versicherung im Anhang unseres Geschäftsberichts nennen.
Wenn für Ihre Versicherung eigene →Überschussanteilsätze gel-
ten, werden wir sie Ihnen vor Beginn der temporären Rente mittei-
len.

Die Mittel für die Überschussanteile werden grundsätzlich der
→Rückstellung für Beitragsrückerstattung entnommen (siehe Ziffer
2.2 Absatz 2). Nur wenn sie unmittelbar den überschussberechtig-
ten Versicherungsverträgen gut geschrieben werden, werden sie
zu Lasten des Ergebnisses des Geschäftsjahres finanziert.

Nach Beginn der Rentenzahlung finanzieren wir mit den jährlichen
Überschussanteilen Ihrer temporären Rente jährlich zum Jahrestag
des Beginns der Rentenzahlung nach Abzug von Verwaltungskos-
ten (→Kosten) eine zusätzliche beitragsfreie garantierte temporäre
Rente (temporäre Zusatzrente).

Die temporäre Zusatzrente erhalten Sie zusätzlich zu der ab Ren-
tenbeginn garantierten temporären Rente, erstmals 1 Jahr nach
Beginn der Rentenzahlung.

Die jeweiligen temporären Zusatzrenten sind wie die temporäre
Rente selbst durch beitragsfreie temporäre Zusatzrenten am Über-
schuss beteiligt.

Auf Wunsch informieren wir Sie über die konkreten Auswirkungen."

Abänderung ZR3: Was gilt, wenn Sie ab Rentenbeginn "kom-
binierte Überschussrente" vereinbart haben?

Ziffer 2.3.5 wird ersetzt durch:

"2.3.5 Beteiligung am Überschuss nach Rentenbeginn

Wenn Sie mit uns für die Beteiligung am Überschuss nach Renten-
beginn eine kombinierte Überschussrente vereinbart haben, gilt
Folgendes:

• Die Höhe der kombinierten Überschussrente können wir nicht
garantieren.

• Sie erhalten die kombinierte Überschussrente ab Rentenbeginn
zusätzlich zu der →ab Rentenbeginn garantierten Rente.

• Die kombinierte Überschussrente besteht aus einer nicht garan-
tierten zusätzlichen Rente aus dem Baustein Altersvorsorge so-
wie nicht garantierten jährlichen Rentenerhöhungen, die in Pro-
zent der im Vorjahr erreichten Gesamtrente aus dem Baustein
Altersvorsorge festgelegt werden; die jährlichen Rentenerhöhun-
gen setzen dabei zu Beginn des 6. Jahres nach Beginn der Ren-
tenzahlung ein.

(1) Ermittlung der kombinierten Überschussrente
Die Höhe der kombinierten Überschussrente ermitteln wir, indem
wir sie als Differenz aus der Gesamtrente und der →ab Rentenbe-
ginn garantierten Rente berechnen.

Die Gesamtrente zu Rentenbeginn ermitteln wir dabei aus dem
Gesamtkapital nach Ziffer 1.1 Absatz 3 mit der für die kombinierte
Überschussrente festgelegten Sterbetafel (→Tafeln) und Verzin-
sung. Dabei berücksichtigen wir die nicht garantierten jährlichen
Rentenerhöhungen. Die für die kombinierte Überschussrente fest-
gelegte Sterbetafel (→Tafeln) und Verzinsung können Sie dem An-
hang unseres Geschäftsberichts entnehmen.

Wenn ein Baustein Hinterbliebenenrente ab Rentenbeginn einge-
schlossen ist, enthält die kombinierte Überschussrente auch eine
Hinterbliebenenrente ab Rentenbeginn. Das Verhältnis der Hinter-

bliebenenrente zur Gesamtrente aus dem Baustein Altersvorsorge
stimmt mit dem Verhältnis der jeweils garantierten Renten bei Ren-
tenbeginn überein.

Die Mittel für die Finanzierung der kombinierten Überschussrente
werden grundsätzlich der →Rückstellung für Beitragsrückerstat-
tung entnommen (siehe Ziffer 2.2 Absatz 2). Nur wenn sie unmittel-
bar den überschussberechtigten Versicherungsverträgen gut ge-
schrieben werden, werden sie zu Lasten des Ergebnisses des Ge-
schäftsjahres finanziert.

(2) Änderung der Rechnungsgrundlagen für die kombinierte
Überschussrente
Wenn sich im Rahmen der jährlichen Überschussdeklaration (sie-
he Ziffer 2.3.2) die für die kombinierte Überschussrente festgelegte
Sterbetafel (→Tafeln) oder Verzinsung ändert,
• können die jährlichen Rentenerhöhungen künftig geringer oder

höher als bisher ausfallen und
• kann sich die bereits erreichte Leistung aus der kombinierten

Überschussrente verringern oder erhöhen.

Die kombinierte Überschussrente kann - im ungünstigsten Fall -
der Höhe nach null sein.

Wir werden Sie bei Beginn der Rentenzahlung und bei jeder späte-
ren Änderung über die Höhe der vorgenannten zusätzlichen Rente
und den Prozentsatz der Rentenerhöhung informieren.

(3) Änderung der Beteiligung am Überschuss nach Rentenbe-
ginn
Sie können schriftlich verlangen, dass wir die Beteiligung am Über-
schuss nach Rentenbeginn im Rahmen der von uns angebotenen
Möglichkeiten anders vornehmen als bei Vertragsabschluss verein-
bart. Ihre diesbezügliche Erklärung muss uns spätestens einen
Monat vor dem vereinbarten Rentenbeginn zugehen."

Abänderung ZR4: Was gilt bei Versicherungen innerhalb von
Gruppenverträgen?

Die Worte "Versicherung" und "Vertrag" beziehen sich auf die ein-
zelne (Teil-)Versicherung, nicht aber auf den Gruppenvertrag. Dies
gilt insbesondere hinsichtlich der Versicherungsleistung und der
Fristen.

Abänderung ZR5: Was gilt bei der betrieblichen Altersversor-
gung?

Ziffer 7.3 Absätze 1 bis 4 werden ersetzt durch:

"(1) 6-Monats-Frist für die Wiederherstellung des Versiche-
rungsschutzes ohne Risikoprüfung
Innerhalb von 6 Monaten nach der Beitragsfreistellung Ihrer Versi-
cherung können Sie verlangen, dass die versicherten Leistungen
bis zur Höhe des Versicherungsschutzes vor der Beitragsfreistel-
lung angehoben werden, ohne dass wir eine Risikoprüfung durch-
führen. Voraussetzung dafür ist, dass Sie die Beitragszahlung
nach Absatz 4 wieder aufnehmen.

Die Wiederaufnahme der Beitragszahlung und die Wiederherstel-
lung des Versicherungsschutzes sind ausgeschlossen, wenn Sie
Bausteine Berufsunfähigkeitsvorsorge abgeschlossen haben und
die →versicherte Person zum Zeitpunkt der Wiederaufnahme der
Beitragszahlung berufsunfähig ist.

(2) Frist für die Wiederherstellung des Versicherungsschutzes
bei Elternzeit ohne Risikoprüfung
Wenn die Versicherung wegen einer Elternzeit beitragsfrei gestellt
worden ist, kann die Frist zwischen Beitragsfreistellung und Wie-
deraufnahme der Beitragszahlung auch mehr als 6 Monate betra-
gen, ohne dass wir eine Risikoprüfung durchführen. Die Beitrags-
zahlung muss jedoch spätestens innerhalb von 3 Monaten nach
Ende der Elternzeit wiederaufgenommen werden. Wird die Eltern-
zeit in mehrere Abschnitte aufgeteilt, muss die Wiederherstellung
des Versicherungsschutzes jeweils innerhalb von 3 Monaten nach
Beendigung eines Abschnittes erfolgen.
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Die Wiederaufnahme der Beitragszahlung und die Wiederherstel-
lung des Versicherungsschutzes sind ausgeschlossen, wenn Sie
Bausteine Berufsunfähigkeitsvorsorge abgeschlossen haben und
die →versicherte Person zum Zeitpunkt der Wiederaufnahme der
Beitragszahlung berufsunfähig ist.

(3) Allgemeine Frist für die Wiederherstellung des Versiche-
rungsschutzes mit Risikoprüfung
Auch nach Ablauf von 6 Monaten, jedoch nur innerhalb von 3 Jah-
ren nach der Beitragsfreistellung Ihrer Versicherung, können Sie
verlangen, dass durch die Wiederaufnahme der Beitragszahlung
nach Absatz 4 die versicherten Leistungen bis zur Höhe des Versi-
cherungsschutzes vor der Beitragsfreistellung angehoben werden.

Den Versicherungsschutz können wir dann wiederherstellen, wenn
die →versicherte Person zum Zeitpunkt der Wiederherstellung des
Versicherungsschutzes eine vergleichbare neue Versicherung oh-
ne erschwerte Bedingungen bei uns abschließen könnte.

(4) Möglichkeiten der Wiederherstellung des Versicherungs-
schutzes
Um nach einer Beitragsfreistellung den Versicherungsschutz wie-
derherzustellen, der vor der Beitragsfreistellung bestanden hat,
können Sie
• die Beiträge begleichen, die auf die beitragsfreie Zeit entfallen,

oder
• höhere laufende Beiträge zahlen.

Stattdessen können Sie ohne eine vollständige Wiederherstellung
des Versicherungsschutzes, der vor der Beitragsfreistellung be-
standen hat, auch nur die Beitragszahlung wieder aufnehmen. Die
garantierte Mindestrente und das Garantiekapital berechnen wir
nach versicherungsmathematischen Grundsätzen.

Wir berechnen die neuen Beiträge und die neuen Garantieleistun-
gen nach versicherungsmathematischen Grundsätzen. Dabei gel-
ten die Regelungen nach Ziffer 1.4 Absatz 1 a). Auf Wunsch infor-
mieren wir Sie über die Auswirkungen.

(5) Auswirkungen auf weitere Bausteine
Wenn Sie Bausteine zur Berufsunfähigkeitsvorsorge abgeschlos-
sen haben, ergibt sich bei Wiederaufnahme der Beitragszahlung
eine neue Aufteilung des Gesamtbeitrags zwischen dem Beitrag
für die Altersvorsorge und dem Beitrag für die Berufsunfähigkeits-
vorsorge.

Auf Wunsch informieren wir Sie über die konkreten Auswirkungen."

Ziffer 9.6 entfällt.

Ziffer 9.7 wird ergänzt durch:

"(4) Einmalige Zuzahlung nach Umwandlung in eine beitrags-
freie Versicherung
Bei Versicherungen, die im Rahmen der betrieblichen Altersversor-
gung abgeschlossen worden sind, können Sie die beitragsfreie ga-
rantierte Mindestrente durch eine einmalige Zuzahlung erhöhen.
Eine Risikoprüfung nehmen wir nicht vor.

a) Voraussetzungen
• Die Zuzahlung muss innerhalb von 6 Monaten nach der Um-

wandlung in eine beitragsfreie Versicherung geleistet werden.
• Die Erhöhung der beitragsfreien garantierten Mindestrente kann

nur bis zur Höhe der beitragspflichtigen garantierten Mindestren-
te erfolgen, die zum Zeitpunkt der Beitragsfreistellung versichert
war.

b) Auswirkungen
• Wenn in Ihrer beitragsfreien Versicherung weitere Bausteine

enthalten sind, werden die versicherten Leistungen so angeho-
ben, dass das Verhältnis der einzelnen Leistungen zueinander
unverändert bleibt.

• Die Zuzahlung verwenden wir als einmaligen Beitrag für die Er-
höhung der garantierten Mindestrente und des Garantiekapitals.
Die Erhöhung der garantierten Mindestrente berechnen wir nach
versicherungsmathematischen Grundsätzen. Dabei gelten die
Regelungen nach Ziffer 1.4 Absatz 2.

Auf Wunsch informieren wir Sie über die konkreten Auswirkungen."

Ziffer 9.11 entfällt.

Abänderung ZR6: Was gilt bei der betrieblichen Altersversor-
gung?

Die in Ziffer 2.3.3 Absatz 2 b) Satz 5 genannte Begrenzung bei der
Berufsunfähigkeitsrente entfällt.

Abänderung ZR7: Was gilt bei Versicherungen im Rahmen
der KinderPolice Perspektive?

Übertragung der Versicherungsnehmereigenschaft auf die
versicherte Person

Sie können die Versicherungsnehmereigenschaft auf die →versi-
cherte Person übertragen, sobald diese mindestens das 18. Le-
bensjahr vollendet hat. Damit wird die →versicherte Person unser
Vertragspartner.

Zuzahlungen

Ziffer 9.7 Absatz 1 a) wird ersetzt durch:

"a) Voraussetzungen
• Die einzelne Zuzahlung muss mindestens 200 EUR betragen.
• Die Summe der Zuzahlungen eines Versicherungsjahres darf

höchstens 20.000 EUR betragen.
• Die Versicherung befindet sich nicht in der →zusätzlichen Auf-

schubdauer."

Abänderung ZR8: Was gilt bei einer abweichenden Vereinba-
rung zur Kapitalzahlung für den Todesfall nach Rentenbeginn,
wenn Sie ab Rentenbeginn keine steigende der Höhe nach ab
diesem Zeitpunkt garantierte Rente vereinbart haben?

Ziffer 1.3 wird ersetzt durch:

"1.3 Welche Leistungen erbringen wir bei Tod nach Rentenbe-
ginn?

Wenn die →versicherte Person nach Rentenbeginn stirbt, zahlen
wir das zu Rentenbeginn erreichte Gesamtkapital (siehe Ziffer 9.2)
abzüglich bereits gezahlter Gesamtrenten zur Altersvorsorge (ein-
schließlich der Leistungen aus der Überschussbeteiligung). Mit der
Kapitalzahlung erlischt die Versicherung."

Ziffer 9.4 wird ersetzt durch:

"9.4 Wann können Sie die Leistung für den Fall des Todes
nach Rentenbeginn ändern?

(1) Änderung der Todesfallleistung nach Rentenbeginn
Sie können zum Rentenbeginn verlangen, dass die nach Ziffer 1.3
vereinbarte Todesfallleistung nach Rentenbeginn ohne Risikoprü-
fung durch eine Todesfallleistung in Höhe eines Vielfachen der ab
Rentenbeginn garantierten jährlichen Rente abzüglich der bereits
gezahlten →ab Rentenbeginn garantierten Renten ersetzt wird.

(2) Grenzen
Für die Höhe der neuen Todesfallleistung gibt es eine Obergrenze,
die unter anderem von folgenden Faktoren abhängt:
• vom Alter bei Rentenbeginn,
• von der durchschnittlichen Lebenserwartung und
• bei einer temporären Rente zusätzlich von der vereinbarten

Rentenzahlungsdauer.

Auf Wunsch teilen wir Ihnen mit, welche Möglichkeiten für Sie be-
stehen.

(3) Auswirkungen
Die Höhe der Rente nach Ziffer 1.1 Absatz 2 kann sich durch die
neu vereinbarte Todesfallleistung ändern.

Versicherungsbedingungen:
Teil A - Abänderungen zum Baustein Altersvorsorge - Zukunftsrente Perspektive E170(PRE)

EPREA0170Z0 (002) 06/2015   Seite 17 von 28



Durch die neu vereinbarte Todesfallleistung ändert sich die garan-
tierte Mindestrente nach versicherungsmathematischen Grundsät-
zen. Dabei gelten die Regelungen nach Ziffer 1.4 Absatz 2.

Für die geänderte Leistung muss möglicherweise ein zusätzlicher
Betrag gezahlt werden. Diesen berechnen wir nach versicherungs-
mathematischen Grundsätzen. Dabei gelten die Regelungen nach
Ziffer 1.4 Absatz 3. Auf Wunsch informieren wir Sie über die kon-
kreten Auswirkungen.

(4) Fristen
Ihre Mitteilung bezüglich einer Änderung der Todesfallleistung
muss uns spätestens einen Monat vor dem vereinbarten Renten-
beginn zugehen."

Abänderung ZR9: Was gilt, wenn Sie auf die Wahlmöglichkeit
zwischen ab Rentenbeginn garantierter Rente und Kapitalzah-
lung nach Ziffer 9.2 vertraglich verzichten?

Die Regelungen in den Versicherungsbedingungen, die sich auf ei-
ne Auszahlung des Gesamtkapitals zum vereinbarten Rentenbe-
ginn beziehen, gelten für Ihre Versicherung nicht.

Ziffer 9.2 entfällt.

Ziffer 9.3 entfällt.

Ziffer 9.8 entfällt.

Abänderung ZR10: Was gilt bei der betrieblichen Altersversor-
gung, wenn für Ihren Vertrag abweichende Rechnungsgrund-
lagen vereinbart sind?

Ziffer 1.4 Absatz 1 a) wird ersetzt durch:

"a) Rechnungsgrundlagen zur Berechnung der garantierten
Leistungen
Zum Zeitpunkt des Abschlusses Ihres Vertrags verwenden wir für
die Berechnung der garantierten Mindestrente folgende Rech-
nungsgrundlagen für den Rentenbezug:
• unsere unternehmenseigene Sterbetafel "AZ 2006 R" (→Tafeln)

und
• den Rechnungszins 1,25 Prozent.

Wenn Sie neben dem Baustein Altersvorsorge weitere Bausteine
abgeschlossen haben, verwenden wir für die Berechnung der ga-
rantierten Leistungen dieser Bausteine weitere →Tafeln, die wir Ih-
nen in den Regelungen dieser Bausteine nennen."

Ziffer 1.4 Absatz 3 a) wird ergänzt durch:

• "die eine vom Geschlecht abhängige Sterbetafel (→Tafeln) vor-
sieht."

Abänderung ZR11: Was gilt, wenn Sie ab Rentenbeginn "stei-
gende Zusatzrente" vereinbart haben?

Ziffer 2.3.5 wird ersetzt durch:

"2.3.5 Beteiligung am Überschuss nach Rentenbeginn

Nach Rentenbeginn beteiligen wir den Baustein Altersvorsorge in
Abhängigkeit von der Zuordnung Ihrer Versicherung zu einer Über-
schuss- bzw. Untergruppe jeweils zu Beginn eines Versicherungs-
jahres und erstmals 1 Jahr nach Beginn der Rentenzahlung an un-
seren Überschüssen (jährliche Überschussanteile).

Die Höhe des jährlichen Überschussanteils ab Rentenbeginn ergibt
sich aus der Überschussdeklaration (siehe Ziffer 2.3.2) und kann
auch null sein.

(1) Ermittlung der jährlichen Überschussanteile
Die Höhe der Ihrem Vertrag zuzuteilenden Überschussanteile er-
mitteln wir nach versicherungsmathematischen Grundsätzen und

legen dabei die jeweils festgelegten →Überschussanteilsätze (sie-
he Ziffer 2.3.2) und die jeweilige →Bezugsgröße zugrunde.

Die Höhe der Ihrem Vertrag zuzuteilenden Überschussanteile er-
mitteln wir, indem wir die jeweils festgelegten →Überschussanteil-
sätze mit der jeweiligen multiplizieren.
→Bezugsgröße für den jährlichen Überschussanteil ist das →De-
ckungskapital der Versicherung, berechnet jeweils zum Ende des
abgelaufenen Versicherungsjahres.

Die Mittel für die Überschussanteile werden grundsätzlich der
→Rückstellung für Beitragsrückerstattung entnommen (siehe Ziffer
2.2 Absatz 2). Nur wenn sie unmittelbar den überschussberechtig-
ten Versicherungsverträgen gut geschrieben werden, werden sie
zu Lasten des Ergebnisses des Geschäftsjahres finanziert.

(2) Verwendung der jährlichen Überschussanteile
Mit den jährlichen Überschussanteilen Ihres Bausteins Altersvor-
sorge finanzieren wir nach Abzug von Verwaltungskosten (→Kos-
ten) jährlich zum Jahrestag des Beginns der Rentenzahlung eine
zusätzliche beitragsfreie garantierte steigende Rente (steigende
Zusatzrente). Gleiches gilt für Überschussanteile aus weiteren
Bausteinen, wenn in den für Ihre Bausteine geltenden Regelungen
nichts anderes festgelegt ist.

Die steigende Zusatzrente besteht aus einer zusätzlichen steigen-
den Rente aus dem Baustein Altersvorsorge. Wenn ein Baustein
Hinterbliebenenrente ab Rentenbeginn eingeschlossen ist, enthält
die steigende Zusatzrente auch eine Hinterbliebenenrente ab Ren-
tenbeginn. Deren Verhältnis zur Rente aus dem Baustein Alters-
vorsorge stimmt mit dem entsprechenden Verhältnis bei Rentenbe-
ginn überein. Der Steigerungssatz der steigenden Zusatzrente
stimmt mit dem Steigerungssatz überein, der für die →ab Renten-
beginn garantierte Rente vereinbart worden ist.

Die steigende Zusatzrente erhalten Sie zusätzlich zu der →ab
Rentenbeginn garantierten Rente, erstmals 1 Jahr nach Beginn der
Rentenzahlung.

Die steigende Zusatzrente ist wie die →ab Rentenbeginn garan-
tierte Rente selbst durch eine zusätzliche beitragsfreie steigende
Leistung am Überschuss beteiligt. Wir berechnen die Leistungser-
höhungen aus der steigenden Zusatzrente nach versicherungsma-
thematischen Grundsätzen. Dabei verwenden wir für die Berech-
nung der hinzukommenden Leistungen grundsätzlich die Rech-
nungsgrundlagen, die wir bei Rentenbeginn zugrunde gelegt ha-
ben.

Wenn zum Erhöhungstermin auf Grund aufsichtsrechtlicher Be-
stimmungen und/oder der offiziellen Stellungnahmen der Deut-
schen Aktuarvereinigung e. V. (DAV) für die Berechnung der →De-
ckungsrückstellung von neu abzuschließenden vergleichbaren
Rentenversicherungen im Sinne von Ziffer 1.4 Absatz 3 a) andere
Rechnungsgrundlagen gelten, können wir für die Leistungserhö-
hungen aus der steigenden Zusatzrente auch diese verwenden.
Wenn sich nach einer Leistungserhöhung aus der steigenden Zu-
satzrente die für die Berechnung der →Deckungsrückstellung gel-
tenden Rechnungsgrundlagen erneut ändern, können wir für weite-
re Leistungserhöhungen aus der steigenden Zusatzrente die geän-
derten Rechnungsgrundlagen verwenden oder die bei der letzten
Leistungserhöhung aus der steigenden Zusatzrente zugrunde ge-
legten Rechnungsgrundlagen beibehalten.

Wenn wir andere Rechnungsgrundlagen verwenden als bei Ren-
tenbeginn oder bei der letzten Leistungserhöhung aus der steigen-
den Zusatzrente, werden wir Sie hierüber informieren.

(3) Änderung der Beteiligung am Überschuss nach Rentenbe-
ginn
Sie können schriftlich verlangen, dass wir die Beteiligung am Über-
schuss nach Rentenbeginn im Rahmen der von uns angebotenen
Möglichkeiten anders vornehmen als bei Vertragsabschluss verein-
bart. Ihre diesbezügliche Erklärung muss uns spätestens einen
Monat vor dem vereinbarten Rentenbeginn zugehen."
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Abänderung ZR12: Was gilt, wenn Sie "jährliche Auszahlung
der Überschussanteile" vereinbart haben?

Ziffer 2.3.5 wird ersetzt durch:

"2.3.5 Beteiligung am Überschuss nach Rentenbeginn

Nach Rentenbeginn beteiligen wir den Baustein Altersvorsorge in
Abhängigkeit von der Zuordnung Ihrer Versicherung zu einer Über-
schuss- bzw. Untergruppe jeweils zu Beginn eines Versicherungs-
jahres und erstmals 1 Jahr nach Beginn der Rentenzahlung an un-
seren Überschüssen (jährliche Überschussanteile).

Die Höhe des jährlichen Überschussanteils ab Rentenbeginn ergibt
sich aus der Überschussdeklaration (siehe Ziffer 2.3.2) und kann
auch null sein.

(1) Ermittlung der jährlichen Überschussanteile
Die Höhe der Ihrem Vertrag zuzuteilenden Überschussanteile er-
mitteln wir nach versicherungsmathematischen Grundsätzen und
legen dabei die jeweils festgelegten →Überschussanteilsätze (sie-
he Ziffer 2.3.2) und die jeweilige →Bezugsgröße zugrunde.

→Bezugsgröße für den jährlichen Überschussanteil ist das →De-
ckungskapital der Versicherung, berechnet jeweils zum Ende des
abgelaufenen Versicherungsjahres.

Die Mittel für die Überschussanteile werden grundsätzlich der
→Rückstellung für Beitragsrückerstattung entnommen (siehe Ziffer
2.2 Absatz 2). Nur wenn sie unmittelbar den überschussberechtig-
ten Versicherungsverträgen gut geschrieben werden, werden sie
zu Lasten des Ergebnisses des Geschäftsjahres finanziert.

(2) Verwendung der jährlichen Überschussanteile
Die jährlichen Überschussanteile aus dem Baustein Altersvorsorge
zahlen wir einmal jährlich zum Jahrestag des Rentenbeginns aus.
Gleiches gilt für Überschussanteile aus weiteren Bausteinen, wenn
in den für Ihre Bausteine geltenden Regelungen nichts anderes
festgelegt ist.

Die jährlichen Überschussanteile zahlen wir erstmals 1 Jahr nach
Beginn der Rentenzahlung aus.

(3) Änderung der Beteiligung am Überschuss nach Rentenbe-
ginn
Sie können schriftlich verlangen, dass wir die Beteiligung am Über-
schuss nach Rentenbeginn im Rahmen der von uns angebotenen
Möglichkeiten anders vornehmen als bei Vertragsabschluss verein-
bart. Ihre diesbezügliche Erklärung muss uns spätestens einen
Monat vor dem vereinbarten Rentenbeginn zugehen."

Abänderung ZR13: Was gilt, wenn Sie ab Rentenbeginn eine
steigende der Höhe nach ab diesem Zeitpunkt garantierte
Rente und keine abweichende Vereinbarung zur Kapitalzah-
lung für den Todesfall nach Rentenbeginn vereinbart haben?

Ziffer 1.1 Absatz 1 wird ersetzt durch:

"(1) Lebenslange Rente
Wenn die →versicherte Person am vereinbarten Rentenbeginn
lebt, zahlen wir eine jährlich steigende der Höhe nach ab diesem
Zeitpunkt garantierte Rente, solange die versicherte Person lebt.

Je nach Vereinbarung zahlen wir die Rente monatlich, vierteljähr-
lich, halbjährlich oder jährlich jeweils am ersten →Bankarbeitstag
nach den vereinbarten Fälligkeitsterminen.

Die vereinbarte jährliche Erhöhung der →ab Rentenbeginn garan-
tierten Rente erfolgt erstmals ein Jahr nach Rentenbeginn, wobei
die Erhöhung in Prozent der im Vorjahr gezahlten ab Rentenbe-
ginn garantierten Rente festgelegt ist."

Ziffer 1.3 wird ersetzt durch:

"1.3 Welche Leistungen erbringen wir bei Tod nach Rentenbe-
ginn?

Wenn die →versicherte Person nach Rentenbeginn stirbt und Sie
eine Kapitalzahlung bei Tod nach Rentenbeginn vereinbart haben,
zahlen wir das vereinbarte Kapital abzüglich der bereits gezahlten
→ab Rentenbeginn garantierten Renten. Die Teile der →ab Ren-
tenbeginn garantierten Renten, die auf den Steigerungen beruhen,
werden jedoch nicht abgezogen. Mit der Kapitalzahlung erlischt die
Versicherung."

Ziffer 9.3 wird ersetzt durch:

"9.3 Wann können Sie sich für eine steigende temporäre der
Höhe nach ab Rentenbeginn garantierte Rente anstelle einer
steigenden lebenslangen Rente entscheiden?

(1) Steigende temporäre Rente zum vereinbarten Rentenbe-
ginn
Vor dem vereinbarten Rentenbeginn können Sie verlangen, dass
wir anstelle der steigenden lebenslangen der Höhe nach →ab
Rentenbeginn garantierten Rente nach Ziffer 1.1 eine steigende
Rente nur für eine begrenzte Zeit zahlen (steigende temporäre
Rente). Die Rentenzahlungsdauer können Sie selbst wählen.

Wir zahlen die steigende temporäre der Höhe nach →ab Renten-
beginn garantierten Rente, solange die →versicherte Person lebt,
längstens für die vereinbarte Rentenzahlungsdauer.

(2) Voraussetzungen
• Ihre Mitteilung muss uns spätestens einen Monat vor dem ver-

einbarten Rentenbeginn zugehen.
• Sowohl für Ihre Wahl einer steigenden temporären Rente als

auch für die Dauer der Rentenzahlung gelten Beschränkungen,
die unter anderem vom Alter der →versicherten Person am Ren-
tenbeginn abhängen. Auf Wunsch informieren wir Sie über die
konkreten Voraussetzungen.

(3) Auswirkungen
• Die Höhe der steigenden temporären Rente ermitteln wir zum

Rentenbeginn aus dem Gesamtkapital.
• Wir berechnen die steigende temporäre Rente nach versiche-

rungsmathematischen Grundsätzen und verwenden dabei die
Regelungen und Rechnungsgrundlagen, die zum Rentenbeginn
für den Neuabschluss einer temporären Rente vorgesehen sind.

• Die garantierte Mindestrente erlischt.
• Eine mitversicherte Kapitalzahlung für den Todesfall nach Ren-

tenbeginn kann sich der Höhe nach ändern.
• Leistungen für den Fall des Todes nach Rentenbeginn können

Sie nach Ziffer 9.4 ändern.

Auf Wunsch informieren wir Sie über die konkreten Auswirkungen.

(4) Überschussbeteiligung
Auch während der Dauer der temporären Rentenzahlung erhalten
Sie eine Überschussbeteiligung im Sinne der Ziffer 2. Die →Über-
schussanteilsätze für Ihre Versicherung können von den Über-
schussanteilsätzen abweichen, die wir für die Untergruppe Ihrer
Versicherung im Anhang unseres Geschäftsberichts nennen.
Wenn für Ihre Versicherung eigene →Überschussanteilsätze gel-
ten, werden wir sie Ihnen vor Beginn der temporären Rente mittei-
len.

Die Mittel für die Überschussanteile werden grundsätzlich der
→Rückstellung für Beitragsrückerstattung entnommen (siehe Ziffer
2.2 Absatz 2). Nur wenn sie unmittelbar den überschussberechtig-
ten Versicherungsverträgen gut geschrieben werden, werden sie
zu Lasten des Ergebnisses des Geschäftsjahres finanziert.

Abweichend von den Regelungen für die Überschussbeteiligung
nach Beginn der Rentenzahlung in Ziffer 2.3.5 erhalten Sie jährli-
che Überschussanteile, mit denen wir nach Beginn der temporären
Rentenzahlung nach Abzug von Verwaltungskosten (→Kosten) ei-
ne zusätzliche beitragsfreie garantierte steigende temporäre Rente
(steigende temporäre Zusatzrente) finanzieren.

Die steigende temporäre Zusatzrente besteht aus einer zusätzli-
chen steigenden temporären Rente aus dem Baustein Altersvor-
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sorge. Der Steigerungssatz der steigenden temporären Zusatzren-
te stimmt mit dem Steigerungssatz überein, der für die temporäre
Rente vereinbart worden ist.

Die steigende temporäre Zusatzrente erhalten Sie zusätzlich zu
der ab Rentenbeginn garantierten temporären Rente, erstmals 1
Jahr nach Beginn der Rentenzahlung.

Die steigende temporäre Zusatzrente ist wie die temporäre Rente
selbst durch eine zusätzliche beitragsfreie steigende Leistung am
Überschuss beteiligt. Wir berechnen die Leistungserhöhung aus
der steigenden Zusatzrente nach versicherungsmathematischen
Grundsätzen.

Auf Wunsch informieren wir Sie über die Auswirkungen."

Abänderung ZR14: Was gilt, wenn Sie ab Rentenbeginn eine
steigende der Höhe nach ab diesem Zeitpunkt garantierte
Rente und eine abweichende Vereinbarung zur Kapitalzah-
lung für den Todesfall nach Rentenbeginn vereinbart haben?

Ziffer 1.1 Absatz 1 wird ersetzt durch:

"(1) Lebenslange Rente
Wenn die →versicherte Person am vereinbarten Rentenbeginn
lebt, zahlen wir eine jährlich steigende der Höhe nach ab diesem
Zeitpunkt garantierte Rente, solange die versicherte Person lebt.

Je nach Vereinbarung zahlen wir die Rente monatlich, vierteljähr-
lich, halbjährlich oder jährlich jeweils am 1.→Bankarbeitstag nach
den vereinbarten Fälligkeitsterminen.

Die vereinbarte jährliche Erhöhung der →ab Rentenbeginn garan-
tierten Rente erfolgt erstmals 1 Jahr nach Rentenbeginn, wobei die
Erhöhung in Prozent der im Vorjahr gezahlten ab Rentenbeginn
garantierten Rente festgelegt ist."

Ziffer 1.3 wird ersetzt durch:

"1.3 Welche Leistungen erbringen wir bei Tod nach Rentenbe-
ginn?

Wenn die →versicherte Person nach Rentenbeginn stirbt, zahlen
wir das zu Rentenbeginn erreichte Gesamtkapital (siehe Ziffer 9.2)
abzüglich bereits gezahlter Gesamtrenten zur Altersvorsorge (ein-
schließlich der Leistungen aus der Überschussbeteiligung). Mit der
Kapitalzahlung erlischt die Versicherung. Die Teile der →ab Ren-
tenbeginn garantierten Renten, die auf den Steigerungen beruhen,
werden jedoch nicht abgezogen."

Ziffer 9.3 wird ersetzt durch:

"9.3 Wann können Sie sich für eine steigende temporäre der
Höhe nach ab Rentenbeginn garantierte Rente anstelle einer
steigenden lebenslangen Rente entscheiden?

(1) Steigende temporäre Rente zum vereinbarten Rentenbe-
ginn
Vor dem vereinbarten Rentenbeginn können Sie verlangen, dass
wir anstelle der steigenden lebenslangen der Höhe nach →ab
Rentenbeginn garantierten Rente nach Ziffer 1.1 eine steigende
Rente nur für eine begrenzte Zeit zahlen (steigende temporäre
Rente). Die Rentenzahlungsdauer können Sie selbst wählen.

Wir zahlen die steigende temporäre der Höhe nach →ab Renten-
beginn garantierte Rente, solange die →versicherte Person lebt,
längstens für die vereinbarte Rentenzahlungsdauer.

(2) Voraussetzungen
• Ihre Mitteilung muss uns spätestens einen Monat vor dem ver-

einbarten Rentenbeginn zugehen.
• Sowohl für Ihre Wahl einer steigenden temporären Rente als

auch für die Dauer der Rentenzahlung gelten Beschränkungen,
die unter anderem vom Alter der →versicherten Person am Ren-
tenbeginn abhängen. Auf Wunsch informieren wir Sie über die
konkreten Voraussetzungen.

(3) Auswirkungen
• Die Höhe der steigenden temporären Rente ermitteln wir zum

Rentenbeginn aus dem Gesamtkapital.
• Wir berechnen die steigende temporäre Rente nach versiche-

rungsmathematischen Grundsätzen und verwenden dabei die
Regelungen und Rechnungsgrundlagen, die zum Rentenbeginn
für den Neuabschluss einer temporären Rente vorgesehen sind.

• Die garantierte Mindestrente erlischt.
• Eine mitversicherte Kapitalzahlung für den Todesfall nach Ren-

tenbeginn kann sich der Höhe nach ändern.
• Leistungen für den Fall des Todes nach Rentenbeginn können

Sie nach Ziffer 9.4 ändern.

Auf Wunsch informieren wir Sie über die konkreten Auswirkungen.

(4) Überschussbeteiligung
Auch während der Dauer der temporären Rentenzahlung erhalten
Sie eine Überschussbeteiligung im Sinne der Ziffer 2. Die →Über-
schussanteilsätze für Ihre Versicherung können von den Über-
schussanteilsätzen abweichen, die wir für die Untergruppe Ihrer
Versicherung im Anhang unseres Geschäftsberichts nennen.
Wenn für Ihre Versicherung eigene →Überschussanteilsätze gel-
ten, werden wir sie Ihnen vor Beginn der temporären Rente mittei-
len.

Die Mittel für die Überschussanteile werden grundsätzlich der
→Rückstellung für Beitragsrückerstattung entnommen (siehe Ziffer
2.2 Absatz 2). Nur wenn sie unmittelbar den überschussberechtig-
ten Versicherungsverträgen gut geschrieben werden, werden sie
zu Lasten des Ergebnisses des Geschäftsjahres finanziert.

Abweichend von den Regelungen für die Überschussbeteiligung
nach Beginn der Rentenzahlung in Ziffer 2.3.5 erhalten Sie jährli-
che Überschussanteile, mit denen wir nach Beginn der temporären
Rentenzahlung nach Abzug von Verwaltungskosten (→Kosten) ei-
ne zusätzliche beitragsfreie garantierte steigende temporäre Rente
(steigende temporäre Zusatzrente) finanzieren.

Die steigende temporäre Zusatzrente besteht aus einer zusätzli-
chen steigenden temporären Rente aus dem Baustein Altersvor-
sorge. Der Steigerungssatz der steigenden temporären Zusatzren-
te stimmt mit dem Steigerungssatz überein, der für die temporäre
Rente vereinbart worden ist.

Die steigende temporäre Zusatzrente erhalten Sie zusätzlich zu
der ab Rentenbeginn garantierten temporären Rente, erstmals 1
Jahr nach Beginn der Rentenzahlung.

Die steigende temporäre Zusatzrente ist wie die temporäre Rente
selbst selbst durch eine zusätzliche beitragsfreie steigende Leis-
tung am Überschuss beteiligt. Wir berechnen die Leistungserhö-
hung aus der steigenden Zusatzrente nach versicherungsmathe-
matischen Grundsätzen.

Auf Wunsch informieren wir Sie über die Auswirkungen."

Ziffer 9.4 wird ersetzt durch:

"9.4 Wann können Sie die Leistung für den Fall des Todes
nach Rentenbeginn ändern?

(1) Änderung der Todesfallleistung nach Rentenbeginn
Sie können zum Rentenbeginn verlangen, dass die nach Ziffer 1.3
vereinbarte Todesfallleistung nach Rentenbeginn ohne Risikoprü-
fung durch eine Todesfallleistung in Höhe eines Vielfachen der ab
Rentenbeginn garantierten jährlichen Rente abzüglich der bereits
gezahlten →ab Rentenbeginn garantierten Renten ersetzt wird. Die
Teile der →ab Rentenbeginn garantierten Renten, die auf den Stei-
gerungen beruhen, werden jedoch nicht abgezogen.

(2) Grenzen
Für die Höhe der neuen Todesfallleistung gibt es eine Obergrenze,
die unter anderem von folgenden Faktoren abhängt:
• vom Alter bei Rentenbeginn,
• von der durchschnittlichen Lebenserwartung und
• bei einer temporären Rente zusätzlich von der vereinbarten

Rentenzahlungsdauer.
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Auf Wunsch teilen wir Ihnen mit, welche Möglichkeiten für Sie be-
stehen.

(3) Auswirkungen
Die Höhe der Rente nach Ziffer 1.1 Absatz 2 kann sich durch die
neu vereinbarte Todesfallleistung ändern.

Durch die neu vereinbarte Todesfallleistung ändert sich die garan-
tierte Mindestrente nach versicherungsmathematischen Grundsät-
zen. Dabei gelten die Regelungen nach Ziffer 1.4 Absatz 2.

Für die geänderte Leistung muss möglicherweise ein zusätzlicher
Betrag gezahlt werden. Diesen berechnen wir nach versicherungs-
mathematischen Grundsätzen. Dabei gelten die Regelungen nach
Ziffer 1.4 Absatz 3. Auf Wunsch informieren wir Sie über die kon-
kreten Auswirkungen.

(4) Fristen
Ihre Mitteilung bezüglich einer Änderung der Todesfallleistung
muss uns spätestens einen Monat vor dem vereinbarten Renten-
beginn zugehen."

Abänderung ZR15: Was gilt bei der betrieblichen Altersversor-
gung, wenn Sie ab Rentenbeginn keine steigende der Höhe
nach ab diesem Zeitpunkt garantierte Rente vereinbart ha-
ben?

Ziffer 9 wird ergänzt durch:

"9.12 Wann können Sie sich für eine steigende der Höhe nach
ab Rentenbeginn garantierte Rente entscheiden?

Vor dem vereinbarten Rentenbeginn können Sie verlangen, dass
wir für Ihren Vertrag ab Rentenbeginn eine steigende der Höhe
nach ab diesem Zeitpunkt garantierte Rente vorsehen.

(1) Welche Leistungen erbringen wir ab Rentenbeginn?
Wenn die →versicherte Person am vereinbarten Rentenbeginn
lebt, zahlen wir eine jährlich steigende der Höhe nach ab diesem
Zeitpunkt garantierte Rente, solange die versicherte Person lebt.

Je nach Vereinbarung zahlen wir die Rente monatlich, vierteljähr-
lich, halbjährlich oder jährlich jeweils am 1. →Bankarbeitstag nach
den vereinbarten Fälligkeitsterminen.

Die vereinbarte jährliche Erhöhung der →ab Rentenbeginn garan-
tierten Rente erfolgt erstmals 1 Jahr nach Rentenbeginn, wobei die
Erhöhung in Prozent der im Vorjahr gezahlten ab Rentenbeginn
garantierten Rente festgelegt ist.

a) Voraussetzung
Ihre Mitteilung muss uns spätestens einen Monat vor dem verein-
barten Rentenbeginn zugehen.

b) Auswirkungen
• Leistungen für den Fall des Todes nach Rentenbeginn können

sich ändern.
• Die Verwendung der jährlichen →Überschussanteilsätze ab

Rentenbeginn kann sich ändern.

Wir berechnen die Leistungen nach versicherungsmathematischen
Grundsätzen. Dabei gelten die Regelungen nach Ziffer 1.4 Absatz
2.

Auf Wunsch informieren wir Sie über die konkreten Auswirkungen.

(2) Steigende temporäre Rente
Wenn Sie sich vor dem vereinbarten Rentenbeginn für eine stei-
gende der Höhe nach →ab Rentenbeginn garantierte Rente ent-
schieden haben, können Sie vor dem vereinbarten Rentenbeginn
verlangen, dass wir anstelle der lebenslangen jährlich steigenden
der Höhe nach ab Rentenbeginn garantierten Rente nach Absatz 1
eine steigende Rente nur für eine begrenzte Zeit zahlen (steigende
temporäre Rente). Die Rentenzahlungsdauer können Sie selbst
wählen.

Wir zahlen die steigende temporäre der Höhe nach →ab Renten-
beginn garantierte Rente, solange die →versicherte Person lebt,
längstens für die vereinbarte Rentenzahlungsdauer.

a) Voraussetzungen
• Ihre Mitteilung muss uns spätestens einen Monat vor dem ver-

einbarten Rentenbeginn zugehen.
• Sowohl für Ihre Wahl einer steigenden temporären Rente als

auch für die Dauer der Rentenzahlung gelten Beschränkungen,
die unter anderem vom Alter der →versicherten Person am Ren-
tenbeginn abhängen. Auf Wunsch informieren wir Sie über die
konkreten Voraussetzungen.

b) Auswirkungen
• Die Höhe der steigenden temporären Rente ermitteln wir zum

Rentenbeginn aus dem Gesamtkapital.
• Wir berechnen die steigende temporäre Rente nach versiche-

rungsmathematischen Grundsätzen und verwenden dabei die
Regelungen und Rechnungsgrundlagen, die zum Rentenbeginn
für den Neuabschluss einer temporären Rente vorgesehen sind.

• Die garantierte Mindestrente erlischt.
• Leistungen für den Fall des Todes nach Rentenbeginn können

Sie nach Ziffer 9.4 ändern.

Auf Wunsch informieren wir Sie über die konkreten Auswirkungen.

c) Überschussbeteiligung
Auch während der Dauer der temporären Rentenzahlung erhalten
Sie eine Überschussbeteiligung im Sinne der Ziffer 2. Die →Über-
schussanteilsätze für Ihre Versicherung können von den Über-
schussanteilsätzen abweichen, die wir für die Untergruppe Ihrer
Versicherung im Anhang unseres Geschäftsberichts nennen.
Wenn für Ihre Versicherung eigene →Überschussanteilsätze gel-
ten, werden wir sie Ihnen vor Beginn der temporären Rente mittei-
len.

Die Mittel für die Überschussanteile werden grundsätzlich der
→Rückstellung für Beitragsrückerstattung entnommen (siehe Ziffer
2.2 Absatz 2). Nur wenn sie unmittelbar den überschussberechtig-
ten Versicherungsverträgen gut geschrieben werden, werden sie
zu Lasten des Ergebnisses des Geschäftsjahres finanziert.

Abweichend von den Regelungen für die Überschussbeteiligung
nach Beginn der Rentenzahlung in Ziffer 2.3.5 erhalten Sie jährli-
che Überschussanteile, mit denen wir nach Beginn der temporären
Rentenzahlung nach Abzug von Verwaltungskosten (→Kosten) ei-
ne zusätzliche beitragsfreie garantierte steigende temporäre Rente
(steigende temporäre Zusatzrente) finanzieren.

Die steigende temporäre Zusatzrente besteht aus einer zusätzli-
chen steigenden temporären Rente aus dem Baustein Altersvor-
sorge. Der Steigerungssatz der steigenden temporären Zusatzren-
te stimmt mit dem Steigerungssatz überein, der für die temporäre
Rente vereinbart worden ist.

Die steigende temporäre Zusatzrente erhalten Sie zusätzlich zu
der ab Rentenbeginn garantieren temporären Rente, erstmals 1
Jahr nach Beginn der Rentenzahlung.

Die steigende temporäre Zusatzrente ist wie die temporäre Rente
selbst durch eine zusätzliche beitragsfreie steigende Leistung am
Überschuss beteiligt. Wir berechnen die Leistungserhöhung aus
der steigenden Zusatzrente nach versicherungsmathematischen
Grundsätzen.

Auf Wunsch informieren wir Sie über die konkreten Auswirkungen."

Abänderung ZRPRE: Was gilt, wenn Sie eine Versicherung
über das Versorgungswerk der Presse abgeschlossen haben?

(1) Geschäftsverkehr
Der Geschäftsverkehr zwischen uns auf der einen Seite und Ihnen,
der →versicherten Person oder dritten Personen, welche Rechte
aus dem Versicherungsvertrag herleiten, auf der anderen Seite,
soll über das Versorgungswerk der Presse erfolgen.
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Rechtshandlungen durch Sie, die →versicherte Person oder dritte
Personen, welche Rechte aus dem Versicherungsvertrag herleiten,
sind uns gegenüber auch dann wirksam, wenn sie dem Versor-
gungswerk der Presse gegenüber vorgenommen worden sind.
Dies gilt insbesondere für Willenserklärungen und Anzeigen nach
den Ziffern 3.1, 5.1 bis 5.4, 9.1, 9.2, 9.4 bis 9.6 und 9.10.

(2) Überschussbeteiligung
Ziffer 2.1 Absatz 3 wird ersetzt durch:

"(3) Maßgebende Überschüsse und Bewertungsreserven
Wir beteiligen die →Versicherungsnehmer in ihrer Gesamtheit an
den Überschüssen, die jährlich im Rahmen unseres Jahresab-
schlusses nach den Vorschriften des Handelsgesetzbuchs (HGB)
ermittelt und im Geschäftsbericht des Versorgungswerk der Presse
GmbH veröffentlicht werden. Mit der Feststellung des Jahresab-
schlusses legen wir unter Beachtung aufsichtsrechtlicher Vorgaben
fest, welcher Teil des jährlichen Überschusses für die Überschuss-
beteiligung der →Versicherungsnehmer in ihrer Gesamtheit zur
Verfügung steht.

Die →Bewertungsreserven werden ebenfalls nach handelsrechtli-
chen Vorschriften jährlich neu ermittelt und im Geschäftsbericht
des Versorgungswerk der Presse GmbH veröffentlicht."

Ziffer 2.3.2 wird ersetzt durch:

"2.3.2 Festlegung der Überschussanteilsätze

Zur Ermittlung der Überschussanteile, die Ihrem Vertrag nach ei-
nem festgelegten Verfahren zugeteilt werden (siehe Ziffern 2.3.3
bis 2.3.5), wird vor Beginn eines jeden Kalenderjahres die Höhe
der →Überschussanteilsätze für die Dauer eines Jahres auf Vor-
schlag des →Verantwortlichen Aktuars in Abstimmung mit den Ge-
sellschaftern aus der Verbandsgruppe der Journalisten als Vertre-
terversammlung der Versicherten festgelegt (sogenannte Über-
schussdeklaration).

Die →Überschussanteilsätze für die einzelnen Überschuss- und
Untergruppen (siehe Ziffer 2.3.1) sowie für die verschiedenen Ar-
ten der Überschussanteile (siehe Ziffern 2.3.3 bis 2.3.5) werden als
Prozentsätze bestimmter →Bezugsgrößen festgelegt. Die Festle-
gung kann dazu führen, dass der einzelne Vertrag keine Über-
schussanteile oder nicht alle für ihn in Betracht kommenden Arten
von Überschussanteilen (siehe Ziffern 2.3.3 bis 2.3.5) erhält.

Die →Überschussanteilsätze werden jährlich im Geschäftsbericht
des Versorgungswerks der Presse GmbH veröffentlicht, den Sie je-
derzeit bei uns oder dem Versorgungswerk der Presse anfordern
können, oder wir teilen sie Ihnen auf andere Weise mit.

Wenn Sie eine Versicherung gegen Einmalbeitrag oder mit einer
Beitragszahlungsdauer von bis zu 9 Jahren oder mit einer →Auf-
schubdauer von weniger als 10 Jahren abgeschlossen haben, gel-
ten für den Baustein Altersvorsorge für einen bestimmten Zeitraum
eigene →Überschussanteilsätze. Diese weichen von denjenigen
→Überschussanteilsätzen ab, die für die Untergruppe Ihrer Versi-
cherung im Geschäftsbericht des Versorgungswerks der Presse
GmbH genannt werden.

Wenn wir eigene →Überschussanteilsätze verwenden, finden Sie
Informationen zur Höhe der eigenen Überschussanteilsätze sowie
zu dem Zeitraum, in dem Sie eigene Überschussanteilsätze erhal-
ten, in Ihren Versicherungsinformationen unter der Überschrift
"Hinweise zu eigenen Überschussanteilsätzen"."

Ziffer 2.3.4 Absatz 1, letzte 4 Sätze werden ersetzt durch:

"Die Höhe sämtlicher Schlussüberschussanteilsätze wird jeweils
für ein Kalenderjahr festgelegt. Die Festlegung der Höhe der
Schlussüberschussanteilsätze sowie weitere Informationen können
Sie dem Geschäftsbericht des Versorgungswerks der Presse
GmbH entnehmen.

Bei Kapitalzahlungen vor Rentenbeginn (zum Beispiel bei Kündi-
gung) kann der Schlussüberschussanteil in Abhängigkeit von der
Zinssituation am Kapitalmarkt geringer ausfallen. Weitere Informa-

tionen können Sie dem Geschäftsbericht des Versorgungswerks
der Presse GmbH entnehmen."

Ziffer 2.3.5 Absatz 1, vierter Satz wird ersetzt durch:

"Die für die Überschussrente festgelegte Sterbetafel (→Tafeln) und
Verzinsung können Sie dem Anhang des Geschäftsberichts des
Versorgungswerks der Presse GmbH entnehmen."

Ziffer 2.4, fünfter Satz wird ersetzt durch:

"Die Höhe der →Bewertungsreserven ermitteln wir dazu
• jährlich neu,
• zusätzlich auch zu den Stichtagen, die wir im Geschäftsbericht

des Versorgungswerks der Presse GmbH veröffentlicht werden."

Ziffer 2.4 Absatz 2, letzter Satz wird ersetzt durch:

"Diese Festlegungen werden im Geschäftsbericht des Versor-
gungswerks der Presse GmbH veröffentlicht."

Ziffer 2.4 Absatz 5 a), letzte 2 Sätze werden ersetzt durch:

"Die Höhe der →Überschussanteilsätze für den Sockelbetrag wird
jeweils für ein Kalenderjahr festgelegt. Die Festlegung der Höhe
der →Überschussanteilsätze für den Sockelbetrag sowie weitere
Informationen können Sie dem Geschäftsbericht des Versorgungs-
werks der Presse GmbH entnehmen."

Ziffer 9.1 Absatz 2 g), zweiter Satz wird ersetzt durch:

"Die →Überschussanteilsätze für Ihre Versicherung können von
den Überschussanteilsätzen abweichen, die für die Untergruppe
Ihrer Versicherung im Geschäftsbericht des Versorgungswerks der
Presse GmbH genannt werden."

(3) Temporäre Rente
Ziffer 9.3 entfällt.
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Teil B - Pflichten für alle Bausteine

Hier finden Sie die bausteinübergreifenden Pflichten und Obliegenheiten, die im Zusammenhang mit der vorvertraglichen Anzeigepflicht und
der Pflicht zur Beitragszahlung bestehen. Weitere Pflichten und Obliegenheiten finden Sie in Teil A. Die Regelungen in Teil B gelten, soweit
ihr Anwendungsbereich nicht ausdrücklich beschränkt ist, für den gesamten Vertrag.

1. Vorvertragliche Anzeigepflicht

Was bedeutet die vorvertragliche Anzeigepflicht?

(1) Anzeigepflicht

a) Gegenstand der Anzeigepflicht
Sie sind bis zur Abgabe Ihrer Vertragserklärung verpflichtet, alle Ih-
nen bekannten gefahrerheblichen Umstände, nach denen wir in
Textform gefragt haben, wahrheitsgemäß und vollständig anzuzei-
gen. Gefahrerheblich sind die Umstände, die für unsere Entschei-
dung, den Vertrag überhaupt oder mit dem vereinbarten Inhalt zu
schließen, erheblich sind.

Die Anzeigepflicht gilt auch für Fragen nach gefahrerheblichen
Umständen, die wir Ihnen nach Ihrer Vertragserklärung, aber vor
Vertragsannahme in Textform stellen.

b) Anzeigepflicht der versicherten Person
Wenn eine andere Person als Sie versichert werden soll, ist auch
diese - neben Ihnen - für die wahrheitsgemäße und vollständige
Beantwortung der in Textform gestellten Fragen verantwortlich.

c) Zurechnung der Kenntnis Dritter Personen
Wenn eine andere Person die Fragen nach gefahrerheblichen Um-
ständen für Sie beantwortet, werden Ihnen Kenntnis und Arglist
dieser Person zugerechnet.

(2) Nachteilige Rechtsfolgen einer Anzeigepflichtverletzung

a) Unsere Rechte bei einer Anzeigepflichtverletzung
Die Folgen einer Verletzung der Anzeigepflicht ergeben sich aus
den §§ 19 bis 22 Versicherungsvertragsgesetz (VVG). Unter den
dort genannten Voraussetzungen können wir
• vom Vertrag zurücktreten,
• von unserer Leistungspflicht frei sein,
• den Vertrag kündigen,
• den Vertrag ändern oder
• den Vertrag wegen arglistiger Täuschung anfechten.

Unsere Rechte zum Rücktritt, zur Kündigung oder zur Vertragsän-
derung stehen uns nur zu, wenn wir Sie durch gesonderte Mittei-
lung in Textform auf die Folgen einer Anzeigepflichtverletzung hin-
gewiesen haben.

Wenn Sie einen Baustein Berufsunfähigkeits- oder Pflegevorsorge
oder eine KörperSchutzPolice abgeschlossen haben, gilt im Hin-
blick auf diese Bausteine Folgendes: Wir verzichten auf die uns
nach § 19 Versicherungsvertragsgesetz (VVG) zustehenden Rech-
te zur Vertragsänderung und Kündigung, wenn die Anzeigepflicht-
verletzung unverschuldet erfolgt ist.

b) Rückkaufswert und Abzug bei Rücktritt oder Anfechtung
Wenn wir vom Vertrag zurücktreten oder den Vertrag wegen arglis-
tiger Täuschung anfechten, zahlen wir den Rückkaufswert, der
auch im Falle Ihrer Kündigung gezahlt würde. Von diesem Betrag
nehmen wir einen Abzug vor. In Ihren Versicherungsinformationen
ist festgelegt, in welcher Höhe wir einen Abzug vornehmen. Dort
erläutern wir Ihnen auch die Gründe für diesen Abzug. Wir sehen
den Abzug als angemessen an. Dies müssen wir darlegen und be-
weisen. Wenn Sie uns aber dann nachweisen, dass der Abzug in
Ihrem Fall überhaupt nicht oder nur in geringerer Höhe angemes-
sen ist, entfällt der Abzug oder wir setzen ihn - im letzteren Fall -
entsprechend herab.

c) Frist für die Ausübung unserer Rechte
Unsere Rechte zum Rücktritt, zur Kündigung und zur Vertragsän-
derung erlöschen, wenn seit dem Abschluss des Vertrags mehr als
5 Jahre vergangen sind. Dies gilt nicht, wenn wir von der Anzeige-

pflichtverletzung durch einen Versicherungsfall Kenntnis erlangen,
der vor Ablauf der Frist eingetreten ist. Die Frist nach Satz 1 be-
trägt 10 Jahre, wenn Sie die Anzeigepflicht vorsätzlich oder arglis-
tig verletzt haben.

Unser Recht zur Anfechtung wegen arglistiger Täuschung erlischt,
wenn seit der Abgabe Ihrer Vertragserklärung 10 Jahre vergangen
sind.

(3) Ihr Kündigungsrecht bei Vertragsänderung
Wenn wir im Rahmen einer Vertragsänderung den Beitrag um
mehr als 10 Prozent erhöhen oder die Gefahrabsicherung für einen
nicht angezeigten Umstand ausschließen, können Sie den Vertrag
nach Maßgabe von § 19 Absatz 6 Versicherungsvertragsgesetz
(VVG) kündigen.

(4) Erweiterung oder Wiederherstellung des Versicherungs-
schutzes
Die Absätze 1 bis 3 gelten entsprechend, wenn der Versicherungs-
schutz nachträglich erweitert oder wiederhergestellt wird und des-
halb eine erneute Risikoprüfung erforderlich ist.

(5) Schriftformerfordernis
Die Ausübung des Rechts auf Rücktritt, Kündigung, Anfechtung
oder Vertragsänderung bedarf der Schriftform. Die Ausübung des
Rechts per Fax oder per E-Mail erfüllt die Schriftform nicht.

(6) Empfangsvollmacht
Wenn Sie uns keine andere Person als Bevollmächtigten benannt
haben, gilt nach Ihrem Tod ein Bezugsberechtigter als bevollmäch-
tigt, eine von uns abgegebene Erklärung entgegenzunehmen.
Wenn auch ein Bezugsberechtigter nicht vorhanden ist oder sein
Aufenthalt nicht ermittelt werden kann, so können wir den Inhaber
des Versicherungsscheins zur Entgegennahme der Erklärung als
bevollmächtigt ansehen.

2. Pflichten im Zusammenhang mit der Bei-
tragszahlung

Inhalt dieses Abschnitts:
2.1 Was müssen Sie bei der Beitragszahlung beach-

ten?
2.2 Was gilt, wenn Sie den ersten oder einmaligen

Beitrag nicht rechtzeitig zahlen?
2.3 Was gilt, wenn Sie einen Folgebeitrag nicht recht-

zeitig zahlen?

2.1 Was müssen Sie bei der Beitragszahlung beach-
ten?

(1) Zahlungsperiode
Den Beitrag für Ihre Versicherung müssen Sie
• in einem einmaligen Beitrag zahlen oder
• als laufende Beiträge entsprechend der vereinbarten Zahlungs-

periode. In diesem Fall kann die Zahlungsperiode je nach Ver-
einbarung einen Monat, ein Vierteljahr, ein halbes Jahr oder ein
Jahr betragen. Wir geben sie im Versicherungsschein an. Die
Beiträge sind entsprechend der vereinbarten Zahlungsperiode
kalkuliert. Die Versicherungsperiode (§ 12 Versicherungsver-
tragsgesetz - VVG) entspricht somit der vereinbarten Zahlungs-
periode.

(2) Fälligkeit der Versicherungsbeiträge

a) Erster oder einmaliger Beitrag
Der erste oder einmalige Beitrag ist unverzüglich nach Abschluss
des Vertrags zu zahlen. Wenn Sie mit uns vereinbart haben, dass
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der Versicherungsschutz erst später beginnen soll, wird der Beitrag
erst zu diesem Zeitpunkt fällig.

b) Folgebeiträge
Folgebeiträge sind jeweils am Monatsersten der vereinbarten Zah-
lungsperiode fällig, wenn nichts anderes vereinbart ist.

(3) Rechtzeitigkeit der Zahlung
Die Beitragszahlung ist rechtzeitig, wenn Sie bei Fälligkeit unver-
züglich alles tun, damit der Beitrag bei uns eingeht.

Wenn eine Zahlung im Lastschriftverfahren (Absatz 5) vereinbart
ist, ist die Beitragszahlung rechtzeitig, wenn
• wir den Beitrag bei Fälligkeit einziehen können und
• der Kontoinhaber einer berechtigten Einziehung nicht wider-

spricht.

Wenn wir einen fälligen Beitrag nicht einziehen können und Sie
dies nicht zu vertreten haben, ist die Zahlung auch dann noch
rechtzeitig, wenn sie unverzüglich erfolgt, nachdem wir Sie in Text-
form (zum Beispiel Brief, Fax, E-Mail) zur Zahlung aufgefordert ha-
ben.

(4) Übermittlungsrisiko
Die Übermittlung des Beitrags erfolgt auf Ihre Gefahr und Ihre Kos-
ten.

(5) Zahlung im Lastschriftverfahren

a) SEPA-Lastschriftmandat
Wenn der Beitrag von einem Konto eingezogen werden soll (Last-
schriftverfahren), muss uns hierfür ein SEPA-Lastschriftmandat er-
teilt werden.

b) Monatliche Beiträge
Monatliche Beiträge müssen im Lastschriftverfahren gezahlt wer-
den.

c) Folgen eines fehlgeschlagenen Lastschrifteinzugs
Wenn wir einen fälligen Beitrag nicht einziehen können und Sie
dies zu vertreten haben,
• können wir für die Zukunft verlangen, dass Zahlungen außer-

halb des Lastschriftverfahrens erfolgen;
• sind wir berechtigt, eine monatliche Zahlungsperiode auf eine

vierteljährliche Zahlungsperiode umzustellen.

Im Übrigen gelten die Regelungen zum Verzug (siehe Ziffern 2.2
und 2.3).

2.2 Was gilt, wenn Sie den ersten oder einmaligen
Beitrag nicht rechtzeitig zahlen?

(1) Gefährdung des Versicherungsschutzes
Der Beginn des Versicherungsschutzes ist von der rechtzeitigen
Zahlung des Beitrags abhängig (siehe Teil C Ziffer 1). Wenn Sie
den ersten oder einmaligen Beitrag nicht rechtzeitig im Sinne von
Ziffer 2.1 Absatz 2 a) zahlen, beginnt der Versicherungsschutz da-
her erst zu dem Zeitpunkt, zu dem Sie den Beitrag zahlen. Für Ver-
sicherungsfälle, die in der Zwischenzeit eintreten, sind wir nicht zur
Leistung verpflichtet, es sei denn, Sie weisen uns nach, dass Ihre
Zahlung unverschuldet unterblieben ist.

Auf unsere Leistungsfreiheit können wir uns nur berufen, wenn wir
Sie durch gesonderte Mitteilung in Textform (zum Beispiel Brief,
Fax, E-Mail) oder durch einen auffälligen Hinweis im Versiche-
rungsschein auf diese Rechtsfolge der Nichtzahlung des Beitrags
hingewiesen haben.

(2) Unser Rücktrittsrecht
Wenn Sie den ersten oder einmaligen Beitrag nicht rechtzeitig zah-
len, können wir vom Vertrag zurücktreten, solange Sie die Zahlung
nicht bewirkt haben. Das Rücktrittsrecht ist ausgeschlossen, wenn
Sie nachweisen, dass Sie die Nichtzahlung nicht zu vertreten ha-
ben.

2.3 Was gilt, wenn Sie einen Folgebeitrag nicht recht-
zeitig zahlen?

(1) Verzug
Wenn Sie einen Folgebeitrag nicht rechtzeitig im Sinne von Ziffer
2.1 Absatz 2 b) zahlen, geraten Sie ohne weitere Zahlungsauffor-
derung in Verzug. In diesem Fall sind wir berechtigt, Ersatz des
Schadens zu verlangen, der uns hierdurch entstanden ist.

Sie geraten nicht in Verzug, wenn Sie die Nichtzahlung nicht zu
vertreten haben.

(2) Fristsetzung
Wenn Sie einen Folgebeitrag nicht rechtzeitig zahlen, können wir
Ihnen auf Ihre Kosten in Textform (zum Beispiel Brief, Fax, E-Mail)
eine Zahlungsfrist setzen. Die Zahlungsfrist muss mindestens 2
Wochen betragen.

(3) Wegfall oder Minderung des Versicherungsschutzes bei er-
folglosem Fristablauf
Für Versicherungsfälle, die nach Ablauf der gesetzten Zahlungs-
frist eintreten, entfällt oder vermindert sich der Versicherungs-
schutz, wenn
• Sie sich bei Eintritt des Versicherungsfalls noch mit der Zahlung

von Beitrag, Zinsen oder Kosten in Verzug befinden und
• wir Sie bereits mit der Fristsetzung auf diese Rechtsfolge hinge-

wiesen haben.

(4) Unser Kündigungsrecht bei erfolglosem Fristablauf
Wenn Sie nach Ablauf der gesetzten Zahlungsfrist noch immer mit
Beitrag, Zinsen oder Kosten in Verzug sind, können wir den Ver-
trag ohne Einhaltung einer Kündigungsfrist kündigen. Vorausset-
zung ist, dass wir Sie bereits mit der Fristsetzung auf diese Rechts-
folge hingewiesen haben.

Wir können die Kündigung bereits mit der Fristsetzung erklären.
Wenn Sie bei Ablauf der Frist noch immer mit der Zahlung in Ver-
zug sind, wird die Kündigung dann automatisch wirksam. Hierauf
werden wir Sie bei Kündigung ausdrücklich hinweisen.

(5) Fortbestand des Vertrags, wenn Sie den angemahnten Be-
trag nachzahlen
Unsere Kündigung wird unwirksam und der Vertrag besteht fort,
wenn Sie den angemahnten Betrag innerhalb eines Monats nach-
zahlen. Die Monatsfrist beginnt mit der Kündigung oder, wenn die
Kündigung bereits mit der Fristsetzung verbunden worden ist, mit
Ablauf der Zahlungsfrist.

Für Versicherungsfälle, die zwischen dem Ablauf der Zahlungsfrist
und der Nachzahlung eintreten, besteht jedoch kein oder nur ein
verminderter Versicherungsschutz.

3. Weitere Mitwirkungspflichten

Welche weiteren Mitwirkungspflichten müssen Sie beachten?

(1) Pflicht zur Übermittlung notwendiger Informationen, Daten
und Unterlagen
Wenn wir aufgrund gesetzlicher Regelungen zur Erhebung und
Meldung von Informationen und Daten zu Ihrem Vertrag verpflich-
tet sind, müssen Sie uns die hierfür notwendigen Informationen,
Daten und Unterlagen bei Vertragsabschluss oder auf Nachfrage
unverzüglich - das heißt ohne schuldhaftes Zögern - zur Verfügung
stellen. Dies gilt auch, wenn sich nachträglich Änderungen zu den
von Ihnen bei Vertragsabschluss oder auf Nachfrage zur Verfü-
gung gestellten Informationen, Daten und Unterlagen ergeben.

Wenn ein Dritter Rechte an Ihrem Vertrag hat und auch dessen
Status für Datenerhebungen und Meldungen entscheidend ist, sind
Sie auch insoweit zur Mitwirkung verpflichtet.

(2) Notwendige Informationen
Notwendige Informationen im Sinne von Absatz 1 sind alle Um-
stände, die für die Beurteilung Ihrer persönlichen Steuerpflicht, der
Steuerpflicht dritter Personen, die Rechte an Ihrem Vertrag haben,
und der Steuerpflicht des Leistungsempfängers maßgebend sein
können. Dazu zählen vor allem die deutsche oder ausländische
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Steuerpflicht, die Steueridentifikationsnummer, der Geburtsort und
der Wohnsitz.

(3) Unterlassene Mitwirkung bei gesetzlicher Meldepflicht
Wenn für uns als Versicherer eine gesetzliche Meldepflicht be-
steht, müssen wir die notwendigen Informationen im Sinne von Ab-
satz 2 an in- oder ausländische Steuerbehörden melden. Wenn Sie
uns dann die notwendigen Informationen, Daten und Unterlagen
nicht oder nicht rechtzeitig zur Verfügung stellen, müssen Sie un-
geachtet einer bestehenden oder nicht bestehenden Steuerpflicht
damit rechnen, dass wir Ihre Vertragsdaten an in- oder ausländi-
sche Steuerbehörden melden.

4. Abänderungen zum Teil B

In einigen Verträgen der betrieblichen Altersversorgung oder im
Rahmen von Gruppenverträgen werden bestimmte Regelungen Ih-
rer Bausteine durch einzelne der folgenden Regelungen geändert,
ergänzt oder ersetzt. Welche Abänderungen jeweils für Ihre Versi-
cherung gelten, können Sie Ihrem Versicherungsschein oder Ihrer
Versicherungsbescheinigung entnehmen.

Abänderung B1: Was gilt bei der betrieblichen Altersversor-
gung?

Auch bei monatlicher Beitragszahlung kann vereinbart werden,
dass die Beitragszahlung nicht durch Lastschriftverfahren erfolgt.
Es entfallen Ziffer 2.1 Absatz 3 Sätze 2 und 3 sowie Absatz 5.

Abänderung B2: Was gilt bei Gruppenverträgen?

Bei Gruppenverträgen treten die vorher in Ziffer 2.2 und 2.3 ge-
nannten Rechtsfolgen bei Zahlungsverzug für den Gruppenvertrag
ein, selbst wenn nur ein Teilrückstand besteht.

Abänderung BPRE: Was gilt, wenn Sie eine Versicherung
über das Versorgungswerk der Presse abgeschlossen haben?

Geschäfts- und Zahlungsverkehr
Der Geschäfts- und Zahlungsverkehr zwischen uns auf der einen
Seite und Ihnen, der versicherten Person oder dritten Personen,
welche Rechte aus dem Versicherungsvertrag herleiten, auf der
anderen Seite, soll über das Versorgungswerk der Presse erfol-
gen.

Rechtshandlungen durch Sie, die versicherte Person oder dritte
Personen, welche Rechte aus dem Versicherungsvertrag herleiten,
sind uns gegenüber auch dann wirksam, wenn sie dem Versor-
gungswerk der Presse gegenüber vorgenommen worden sind.
Dies gilt insbesondere für Willenserklärungen und Anzeigen nach
Ziffer 1 Absatz 6, Ziffer 2.1 Absätze 3 und 5, Ziffer 2.2 Absatz 1
und Ziffer 3 Absätze 1 und 3.
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Teil C - Allgemeine Regelungen

Die Regelungen in Teil C gelten, soweit ihr Anwendungsbereich nicht ausdrücklich beschränkt ist, für den gesamten Vertrag.

1. Beginn des Versicherungsschutzes

Wann beginnt der Versicherungsschutz?

(1) Grundsatz
Der Versicherungsschutz beginnt mit Abschluss des Vertrags, je-
doch nicht vor dem im Versicherungsschein angegebenen Zeit-
punkt.

Der Versicherungsschutz beginnt zu dem genannten Zeitpunkt nur
dann, wenn Sie den ersten oder einmaligen Beitrag rechtzeitig im
Sinne von Teil B Ziffer 2.1 Absatz 2 a) zahlen. Wenn Sie den Bei-
trag nicht rechtzeitig zahlen, beginnt der Versicherungsschutz erst
zu dem Zeitpunkt, zu dem Sie den Beitrag zahlen (siehe Teil B Zif-
fer 2.2 Absatz 1).

Für Versicherungsfälle, die vor Beginn des Versicherungsschutzes
eingetreten sind, leisten wir nicht.

(2) Erweiterung des Versicherungsschutzes
Wenn Sie den Versicherungsschutz nachträglich erweitern, gilt Ab-
satz 1 auch für diese Erweiterung des Versicherungsschutzes.

2. Versicherungsschein

Welche Bedeutung hat der Versicherungsschein?

(1) Versorgungswerk der Presse
Das Versorgungswerk der Presse erhält den Versicherungsschein
oder die Bescheinigung von uns und leitet diesen bzw. diese dann
an Sie weiter.

(2) Inhaber
Wir können den Inhaber des Versicherungsscheins als berechtigt
ansehen, über die Rechte aus dem Vertrag zu verfügen, insbeson-
dere Leistungen in Empfang zu nehmen. Wir können aber verlan-
gen, dass der Inhaber des Versicherungsscheins uns oder dem
Versorgungswerk der Presse seine Berechtigung nachweist.

(3) Nachweis der Berechtigung bei Verfügungen
Wenn ein Berechtigter ein Bezugsrecht eingeräumt oder widerru-
fen hat oder Ansprüche abgetreten oder verpfändet hat, brauchen
wir oder das Versorgungswerk der Presse den Nachweis der Be-
rechtigung durch den Inhaber des Versicherungsscheins nur dann
anzuerkennen, wenn der bisherige Berechtigte die Verfügung
schriftlich angezeigt hat. Eine Anzeige per Fax oder per E-Mail er-
füllt die Schriftform nicht.

3. Kosten für zusätzlichen Verwaltungsauf-
wand

Welche Kosten können wir Ihnen gesondert in Rechnung stel-
len?

(1) Kosten für zusätzlichen Verwaltungsaufwand in besonde-
ren Fällen
Wenn aus besonderen, von Ihnen veranlassten Gründen ein zu-
sätzlicher Verwaltungsaufwand verursacht wird, können wir Ihnen
in folgenden Fällen die durchschnittlich entstehenden Kosten pau-
schal gesondert in Rechnung stellen.
• Erteilung einer Ersatzurkunde für den Versicherungsschein oder

von Abschriften des Versicherungsscheins
• Fristsetzung bei Nichtzahlung von Folgebeiträgen
• Bearbeitung von Zahlungsrückständen
• Bearbeitung von Rückläufern im Lastschriftverfahren
• Durchführung von Vertragsänderungen
• Bearbeitung von Abtretungen und Verpfändungen

• Einholung individueller Erklärungen zur Entbindung von der
Schweigepflicht

• Beitragsübermittlung durch Sie aus einem Ort außerhalb des
SEPA-Zahlungsraums oder Leistungsübermittlung durch uns an
einen Ort außerhalb des SEPA-Zahlungsraums.

(2) Ausweis der Kosten in einer Kostenübersicht
Die Höhe der Kosten, die wir Ihnen in den in Absatz 1 genannten
Fällen in Rechnung stellen können, finden Sie in unserer beiliegen-
den Kostenübersicht für zusätzlichen Verwaltungsaufwand. Die
Kosten können wir nach billigem Ermessen (§ 315 des Bürgerli-
chen Gesetzbuchs - BGB) für die Zukunft anpassen. Die jeweils
aktuelle Kostenübersicht übermitteln wir Ihnen jederzeit auf Nach-
frage. Wenn für einen der in Absatz 1 genannten Fälle keine Kos-
ten in der aktuellen Kostenübersicht genannt werden, erheben wir
hierfür derzeit keine Kosten.

(3) Möglichkeit des Nachweises geringerer Kosten
Wir sehen die Kosten als angemessen an. Dies müssen wir darle-
gen und beweisen. Wenn Sie uns oder dem Versorgungswerk der
Presse aber dann nachweisen, dass die Kosten in Ihrem Fall über-
haupt nicht oder nur in geringerer Höhe angemessen sind, entfal-
len die Kosten oder wir setzen sie - im letzteren Fall - entspre-
chend herab.

4. Deutsches Recht

Welches Recht gilt für Ihren Vertrag?

Für Ihren Vertrag gilt deutsches Recht.

5. Zuständiges Gericht

Wo können Ansprüche gerichtlich geltend gemacht werden?

(1) Zuständiges Gericht für Ihre Klagen gegen uns
Sie können aus dem Versicherungsvertrag oder der Versiche-
rungsvermittlung bei dem Gericht Klage erheben, das für den Ge-
schäftssitz der federführenden Vertragsgesellschaft oder die Nie-
derlassung zuständig ist, die Ihren Vertrag verwaltet. Sie können
auch bei dem Gericht Klage erheben, in dessen Bezirk Sie zur Zeit
der Klageerhebung Ihren Wohnsitz oder, falls kein Wohnsitz be-
steht, Ihren gewöhnlichen Aufenthalt haben.

Wenn der Versicherungsnehmer eine juristische Person (zum Bei-
spiel eine Aktiengesellschaft oder eine GmbH) oder eine parteifähi-
ge Personengesellschaft (zum Beispiel eine Offene Handelsgesell-
schaft oder eine Kommanditgesellschaft) ist, bestimmt sich das zu-
ständige Gericht nach deren Geschäftssitz.

Wenn nach dem Gesetz weitere Gerichtsstände bestehen, die ver-
traglich nicht ausgeschlossen werden dürfen, können Sie auch dort
Klage erheben.

(2) Zuständiges Gericht für Klagen gegen Sie
Klagen aus dem Versicherungsvertrag müssen wir bei dem Gericht
erheben, in dessen Bezirk Sie zur Zeit der Klageerhebung Ihren
Wohnsitz oder, falls kein Wohnsitz besteht, Ihren gewöhnlichen
Aufenthalt haben.

Wenn zum Zeitpunkt der Klageerhebung weder Ihr Wohnsitz noch
Ihr gewöhnlicher Aufenthaltsort bekannt sind, können wir Klage bei
dem Gericht erheben, das für den Geschäftssitz der federführen-
den Vertragsgesellschaft oder die Niederlassung zuständig ist, die
Ihren Vertrag verwaltet.

Wenn der Versicherungsnehmer eine juristische Person (zum Bei-
spiel eine Aktiengesellschaft oder eine GmbH) oder eine parteifähi-
ge Personengesellschaft (zum Beispiel eine Offene Handelsgesell-
schaft oder eine Kommanditgesellschaft) ist, bestimmt sich das zu-
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ständige Gericht nach deren Geschäftssitz. Ist deren Geschäftssitz
unbekannt, können wir Klage bei dem Gericht erheben, das für den
Geschäftssitz der federführenden Vertragsgesellschaft oder die
Niederlassung zuständig ist, die Ihren Vertrag verwaltet.

(3) Zuständiges Gericht, wenn Sie außerhalb der Europäi-
schen Union, Islands, Norwegens oder der Schweiz wohnen
Wenn Sie Ihren Wohnsitz oder den Ort Ihres gewöhnlichen Aufent-
halts nach Vertragsschluss in einen Staat außerhalb der Europäi-
schen Union, Islands, Norwegens oder der Schweiz verlegen, kön-
nen sowohl Sie als auch wir Klage aus dem Versicherungsvertrag
oder der Versicherungsvermittlung ausschließlich bei dem Gericht
erheben, das für den Geschäftssitz der federführenden Vertragsge-
sellschaft oder die Niederlassung zuständig ist, die Ihren Vertrag
verwaltet.

6. Verjährung

Wann verjähren die vertraglichen Ansprüche nach dem Ge-
setz?

(1) Verjährungsfrist und maßgebliche gesetzliche Regelungen
Die Ansprüche aus dem Vertrag verjähren nach § 195 Bürgerliches
Gesetzbuch (BGB) in 3 Jahren. Einzelheiten zu Beginn, Dauer und
Unterbrechung der Verjährung sind in §§ 195 bis 213 Bürgerliches
Gesetzbuch (BGB) geregelt.

(2) Hemmung der Verjährung während unserer Leistungsprü-
fung
Wenn ein Anspruch aus dem Vertrag bei uns oder dem Versor-
gungswerk der Presse angemeldet wurde, ist dessen Verjährung
bis zu dem Zeitpunkt gehemmt, zu dem Ihnen oder dem Anspruch-
steller die Entscheidung in Textform (zum Beispiel Brief, Fax, E-
Mail) zugeht.

7. Abänderungen zum Teil C

In einigen Verträgen der betrieblichen Altersversorgung oder im
Rahmen von Gruppenverträgen werden bestimmte Regelungen Ih-
rer Bausteine durch einzelne der folgenden Regelungen geändert,
ergänzt oder ersetzt. Welche Abänderungen jeweils für Ihre Versi-
cherung gelten, können Sie Ihrem Versicherungsschein oder Ihrer
Versicherungsbescheinigung entnehmen.

Abänderung C1: Was gilt bei Gruppenverträgen?

Bei Gruppenverträgen bezieht sich der Beitrag auf den Anfangsbe-
stand des Gruppenvertrags.

Abänderung C2: Was gilt bei der betrieblichen Altersversor-
gung?

Ziffer 2 Absatz 2 entfällt.
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Erläuterung von Fachausdrücken

Hier definieren wir wichtige Fachausdrücke. Im Text des ersten Bausteins haben wir diese Fachausdrücke mit einem "→" markiert. Beispiel:
→Versicherungsnehmer.

Ab Rentenbeginn garantierte Rente:
Die ab Rentenbeginn garantierte Rente zahlen wir ab Rentenbe-
ginn, solange die versicherte Person lebt. Ihre Höhe ergibt sich aus
dem zum Rentenbeginn vorhandenen Gesamtkapital und den zu
diesem Zeitpunkt maßgebenden Rechnungsgrundlagen. Sie ist
mindestens so hoch wie die garantierte Mindestrente.

Aufschubdauer:
Die Aufschubdauer ist der gesamte Zeitraum vom vereinbarten
Versicherungsbeginn bis zum vereinbarten Rentenbeginn. Sie
schließt demnach auch die Zeit bis zu einem neu vereinbarten
Rentenbeginn ein, zum Beispiel bei einem Aufschieben der Leis-
tung.

Bankarbeitstag:
Bankarbeitstage, auch Geschäftstage genannt, sind die Tage, an
denen Kreditinstitute in Deutschland für den Publikumsverkehr ge-
öffnet sind. Bankarbeitstage sind demnach Montag bis Freitag.
Wochenenden und bundeseinheitliche Feiertage sowie der 24.12.
und 31.12. sind keine Bankarbeitstage.

Bewertungsreserven:
Bewertungsreserven entstehen, wenn der Marktwert der Kapitalan-
lagen über dem Wert liegt, mit dem die Kapitalanlagen in der Bi-
lanz ausgewiesen sind.

Bezugsgröße:
Für die Beschreibung der jeweiligen Bezugsgrößen, auf die sich
die Überschussanteilsätze beziehen, verwenden wir versiche-
rungsmathematische Begriffe. Die Bezugsgrößen hängen vor al-
lem vom Baustein, vom Alter der versicherten Person, vom Ren-
tenbeginn und der Höhe des Garantiekapitals ab. Wir ermitteln die
Bezugsgrößen nach anerkannten Regeln der Versicherungsmathe-
matik.

Deckungskapital:
Das Deckungskapital der Versicherung wird nach anerkannten Re-
geln der Versicherungsmathematik mit den Grundlagen der Bei-
tragskalkulation berechnet. Es ist die Basis für den Rückkaufswert,
das Gesamtkapital und die Beteiligung an den Bewertungsreser-
ven.

Deckungsrückstellung:
Versicherer sind gesetzlich verpflichtet, für ihre Verpflichtungen ge-
genüber ihren Versicherungsnehmern Deckungsrückstellungen zu
bilden. Sie entsprechen dem Betrag, der bereitgestellt werden
muss, damit zusammen mit künftigen Versicherungsbeiträgen die
garantierten Versicherungsleistungen finanziert werden können.
Die Deckungsrückstellung wird entsprechend der Vorschriften der
§§ 341 e und f des Handelsgesetzbuches (HGB) und der De-
ckungsrückstellungsverordnung berechnet.

Kosten:
Kosten im Sinne dieser Bedingungen sind die Kosten, welche in
der Beitragskalkulation berücksichtigt wurden (Abschluss- und Ver-
triebskosten sowie übrige Kosten). Zu den übrigen Kosten gehören
insbesondere Verwaltungskosten. Zu den Kosten im Sinne dieser
Bedingungen gehören außerdem die Kosten, die von uns aus be-
sonderen, von Ihnen veranlassten Gründen (siehe Teil C Ziffer 3)
erhoben werden können.

Rechnungsmäßiges Alter:
Das rechnungsmäßige Alter ist das jeweilige Alter der versicherten
Person - wobei ein bereits begonnenes, aber noch nicht vollende-
tes Lebensjahr hinzugerechnet wird, falls davon mehr als 6 Monate
verstrichen sind.

Rückstellung für die Beitragsrückerstattung:
Die Rückstellung für Beitragsrückerstattung (RfB) ist eine versiche-
rungstechnische Rückstellung im Jahresabschluss eines Versiche-
rers. Diese Rückstellung bildet den handelsrechtlichen Wert der

Ansprüche der Versicherungsnehmer auf künftige Überschussbe-
teiligung.

Schriftform:
Schriftform bedeutet grundsätzlich, dass eine eigenhändig unter-
zeichnete Erklärung erforderlich ist. Für die Unterzeichnung ist die
Unterschrift mit dem Namen am Ende der Erklärung notwendig.
Dies dient Ihrer und unserer Rechtssicherheit.

Tafeln:
Die Tafeln, die wir in der Versicherungsmathematik verwenden,
beschreiben mit Zahlen die Wahrscheinlichkeit und/oder Häufigkeit
von bestimmten Ereignissen. Sie sind Grundlage unserer Berech-
nungen, mit denen wir die Erfüllung unserer vertraglichen Ver-
pflichtungen sicherstellen können.

• Mit Sterbetafeln können wir jedem Todesfall eine bestimmte
Wahrscheinlichkeit zuordnen.

• Mit weiteren Tafeln können wir anderen Versicherungsfällen wie
zum Beispiel dem Eintritt und Wegfall der Berufsunfähigkeit oder
Pflegebedürftigkeit, der Sterblichkeit von Berufsunfähigen und
Pflegebedürftigen, der Wiederverheiratung etc. jeweils eine be-
stimmte Wahrscheinlichkeit zuordnen.

Überschussanteilsatz:
Die Überschussanteilsätze werden als Prozentsätze bestimmter
Bezugsgrößen festgelegt. Dies erfolgt jeweils für die einzelnen
Überschuss- und Untergruppen sowie für die verschiedenen Arten
der Überschussanteile (siehe Ziffer 2.3 Teil A - Baustein Altersvor-
sorge). Die Überschussanteilsätze werden jeweils in Prozent im
Geschäftsbericht genannt oder dem Versicherungsnehmer auf an-
dere Weise mitgeteilt.

Verantwortlicher Aktuar:
Jedes Lebensversicherungsunternehmen muss einen Verantwortli-
chen Aktuar bestellen. Diese Person muss zuverlässig und geeig-
net sein sowie ausreichende Kenntnis in der Versicherungsmathe-
matik und Berufserfahrung haben. Der Verantwortliche Aktuar ach-
tet insbesondere darauf, dass die Verpflichtungen gegenüber den
Versicherungsnehmern dauerhaft erfüllt werden können und dass
bei der Berechnung der Beiträge und der Deckungsrückstellung
die gesetzlichen Bestimmungen eingehalten werden (§ 11 a Versi-
cherungsaufsichtsgesetz - VAG).

Versicherte Person:
Die versicherte Person ist diejenige Person, auf deren Leben die
Versicherung genommen wird. Die versicherte Person muss nicht
notwendigerweise der Versicherungsnehmer sein. Bei Partnerver-
sicherungen gibt es mehrere versicherte Personen.

Versicherungsnehmer:
Der Versicherungsnehmer ist derjenige, der die Versicherung be-
antragt hat. Er wird als solcher im Versicherungsschein genannt.
Die in den Versicherungsbedingungen festgelegten Rechte und
Pflichten betreffen vorrangig den Versicherungsnehmer als Ver-
tragspartner.

Zusätzliche Aufschubdauer:
Den Zeitraum der Verlängerung, also den Zeitraum vom ursprüng-
lich vereinbarten Rentenbeginn bis zum aufgeschobenen Renten-
beginn, nennen wir zusätzliche Aufschubdauer. Die zusätzliche
Aufschubdauer ist damit ein Teil der Aufschubdauer.
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Allianz Lebensversicherungs-AG

Kostenübersicht für zusätzlichen Verwaltungsaufwand

Wenn aus besonderen, von Ihnen veranlassten Gründen ein zusätzlicher Verwaltungsaufwand verur-
sacht wurde, dann gelten, sofern die Versicherungsbedingungen Ihres Vertrags die entsprechenden
Anlässe vorsehen, die nachfolgenden Kosten.

Nr. Anlass Betrag Erhebung
1 Erteilung einer Ersatzurkunde für den Versi-

cherungsschein oder von Abschriften des
Versicherungsscheins 20 EUR derzeit nicht

2 Fristsetzung bei Nichtzahlung von Folgebei-
trägen 3 EUR derzeit nicht

3 Bearbeitung von Zahlungsrückständen 20 EUR derzeit nicht
4 Bearbeitung von Rückläufern im Lastschrift-

verfahren 3 EUR ja
5 Durchführung von Vertragsänderungen 40 EUR derzeit nicht
6 Bearbeitung von Abtretungen und Verpfän-

dungen 25 EUR derzeit nicht
7 Einholung individueller Erklärungen zur Ent-

bindung von der Schweigepflicht 15 EUR derzeit nicht
8 Beitragsübermittlung durch Sie aus einem

Ort außerhalb des SEPA-Zahlungsraums*
oder Leistungsübermittlung durch uns an ei-
nen Ort außerhalb des SEPA-Zahlungs-
raums* 35 EUR derzeit nicht

Stand: 01. Juni 2015

* Es gilt seit dem 01. August 2014 der SEPA-Zahlungsraum und nicht mehr Deutschland.

Kostenübersicht für zusätzlichen Verwaltungsaufwand
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